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W235 2193249-1/20E 

 

I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER 

als Einzelrichterin über die Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA. Iran, gegen den Bescheid 

des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 28.03.2018, Zl. 1105529002-160239470, 

nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 28.07.2020 zu Recht erkannt: 

 

A) 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3 und 57 AsylG, § 9 BFA-VG, §§ 

46, 52 und 55 FPG als unbegründet abgewiesen 

 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

 

1.1. Der Beschwerdeführer, ein iranischer Staatsangehöriger, stellte nach unrechtmäßiger Ein-

reise in das österreichische Bundesgebiet am 14.02.2016 den gegenständlichen Antrag auf 

internationalen Schutz. 

 

1.2. Im Rahmen seiner Erstbefragung vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

am 15.02.2016 gab der Beschwerdeführer zunächst zu seiner Person an, dass er iranischer 



- 2 - 

Staatsangehöriger und in Teheran geboren sei. Seine Religion sei der Islam. Der Vater des Be-

schwerdeführers sei bereits verstorben, seine Mutter, zwei Brüder und sechs Schwestern wür-

den im Iran leben. Er sei vor ca. einem Monat gemeinsam mit seiner minderjährigen, im Jahr 

2002 geborenen Tochter ausgereist und über die Türkei, Griechenland, Nordmazedonien, Ser-

bien, Kroatien und Slowenien schlepperunterstützt nach Österreich gelangt. Sein Zielland sei 

Österreich gewesen, da es sehr sicher sei.  

 

Zu seinem Fluchtgrund brachte der Beschwerdeführer vor, vor 30 Jahren aus Afghanistan ge-

flohen zu sein, weil dort Krieg geherrscht habe. Im Iran hätten sie illegal gewohnt und seine 

Tochter habe nicht in die Schule gehen dürfen. Er habe ständig Angst vor der Polizei gehabt, 

habe offiziell auch nicht arbeiten dürfen und daher habe er Schwarzarbeit geleistet. Aus die-

sem Grund sei er mit seiner Tochter aus dem Iran geflüchtet.  

 

1.3. Im Verwaltungsakt befindet sich eine Erklärung des Beschwerdeführers vom 06.10.2017, 

der zu entnehmen ist, dass er beabsichtigt freiwillig in den Iran zurückzukehren und hierfür 

die Übernahme der Heimreisekosten beantragt. 

 

Diese Erklärung wurde vom Beschwerdeführer am 14.12.2017 mit der Begründung „Mei-

nungsänderung“ widerrufen. Seine minderjährige Tochter kehrte am XXXX .12.2017 in den 

Iran zurück.  

 

1.4. Am 28.02.2018 erfolgte eine Einvernahme des Beschwerdeführers vor dem Bundesamt 

für Fremdenwesen und Asyl unter Beiziehung eines geeigneten Dolmetschers für die Sprache 

Farsi. Im Rahmen dieser Einvernahme gab der Beschwerdeführer zunächst an, dass er nicht in 

medizinischer Behandlung sei und auch keine Medikamente nehme. Auf die Frage, warum er 

zunächst einen Antrag auf Übernahme der Heimreisekosten für eine freiwillige Rückkehr ge-

stellt und diese wieder widerrufen habe, gab der Beschwerdeführer an, dass er nicht hier sei, 

um in den Iran zurückzureisen. Damals habe er nur seine Tochter begleiten wollen, da diese 

noch minderjährig gewesen sei. Ein Onkel mütterlicherseits (= Schwager des Beschwerdefüh-

rers, Bruder seiner Ehefrau) habe seine Tochter unter Druck gesetzt, damit diese zurückkehre. 

Dieser Onkel heiße  XXXX und gehöre zu „ XXXX “, das sei ein religiöses Zentrum. Er habe ein 

Problem mit dem Beschwerdeführer, nicht jedoch mit dessen Tochter. Der Beschwerdeführer 

werde nicht freiwillig in den Iran zurückkehren, da sein Leben dort in Gefahr sei. Er sei im Iran 

konvertiert und „sie“ hätten bei ihm eine Bibel gefunden.  
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Nunmehr könne der Beschwerdeführer Identitätsdokumente vorlegen, die ihm seine Mutter 

aus dem Iran geschickt habe. Der Beschwerdeführer sei iranischer Staatsangehöriger, Perser 

und Christ. Auf Vorhalt seiner Angaben zum Fluchtgrund aus der Erstbefragung gab er an, er 

sei damals müde gewesen und sei „es“ wahrscheinlich vom Dolmetscher falsch übersetzt wor-

den. Seit dem Jahr 1385 [Anm.: 2006] beschäftige sich der Beschwerdeführer mit dem Chris-

tentum und sei am XXXX .09.2017 getauft worden. Da habe er seine erste Taufe bekommen. 

Die zweite Taufe werde er zu Ostern bekommen. Auf Vorhalt, dass man nur einmal getauft 

werde, brachte der Beschwerdeführer vor, dass ihm gesagt worden sei, dass er eine erste und 

eine zweite Taufe bekomme.  

 

Im Iran habe er zuletzt in  XXXX mit seiner Frau und seiner Tochter in einem gemieteten Teil 

eines Hauses gelebt. Sein gesamter Besitz sei ihm von seinem Schwager und seiner Frau weg-

genommen worden. Wirtschaftliche Gründe seine Heimat zu verlassen, habe der Beschwer-

deführer nicht gehabt. Er habe Arbeit, Auto und Wohnung gehabt. Seine Mutter lebe in Tehe-

ran und auch seine zwei Brüder und sechs Schwestern seien dort aufhältig. Seinen Angehöri-

gen gehe es gut. Sie hätten die Pension seines Vaters und auch seine Mutter verdiene Geld. 

Der Beschwerdeführer habe neun Klassen die Schule besucht und danach als Fahrer – entwe-

der mit dem Taxi oder auch mit einem LKW – gearbeitet. Sein letzter Arbeitstag sei der 

30.01.2016 gewesen. Der Beschwerdeführer habe 1375 [Anm.: 1996] geheiratet und sich 1393 

[Anm.: 2014] scheiden lassen. Zu seinen Angehörigen im Iran habe er keinen Kontakt. Der 

Beschwerdeführer sei illegal ausgereist und habe für die Schleppung pro Person US $ 2.000,00 

bezahlt. Das Geld habe er durch den Verkauf seines Autos und von Ersparnissen gehabt.  

 

Der Beschwerdeführer sei am XXXX .1385 [Anm.: 2006] wegen seines Glaubens festgenom-

men worden. „Sie“ hätten bei ihm eine Bibel gefunden. Er sei nicht von der Polizei, sondern 

von Sepah festgenommen worden; nein, es seien Personen von Etela’at gewesen. Er sei neun 

Tage festgehalten und gefoltert worden. Nur damals sei er verhaftet bzw. inhaftiert gewesen. 

Gegen den Beschwerdeführer sei kein Gerichtsverfahren anhängig. Er habe den Islam bereits 

1385 [Anm.: 2006] verlassen und habe kein Interesse mehr daran ein Moslem zu sein. Der 

Beschwerdeführer habe von 1393 bis 1394 [Anm.: 2014 bis 2015] „schwarz“ in seinem Land 

gelebt. Nach seiner Scheidung sei es „das Ende“ gewesen.  

 

Dezidiert zu seinem Fluchtgrund gab der Beschwerdeführer an, dass sein Leben in Gefahr und 

die Sepah hinter ihm her gewesen sei. Der Grund sei seine Konvertierung gewesen, die sie 

mitbekommen hätten. Die Strafe dafür sei die Todesstrafe. Seine Tochter sei bei der Rückkehr 

am Flughafen auch danach befragt worden, wo sich der Beschwerdeführer befinde. Anfang 
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1385 [Anm.: 2006] sei er erstmals mit dem Christentum in Kontakt gekommen. Nachdem die 

Sepah dahinter gekommen sei, dass der Beschwerdeführer konvertiert sei, seien sie drei Mo-

nate später gekommen und hätten ihn festgenommen. Sie hätten ihm auch gesagt, dass er 

dem Wunsch seiner Frau, sich scheiden zu lassen, zustimmen solle. Auf die Frage, wie seine 

Konvertierung im Iran ausgesehen habe, gab der Beschwerdeführer an, es sei 1373 [Anm.: 

1994] gewesen, als er im Militärdienst einen jungen Christen kennen gelernt habe, der ihm 

viel über das Christentum erzählt habe. Er habe gesagt, dass das Christentum besser als der 

Islam sei. 1385 [Anm.: 2006] habe der Beschwerdeführer eine Bibel bekommen und nachdem 

er konvertiert sei, sei er drei Monate später festgenommen worden. Ihm sei ein Haftbefehl 

vorgelegt worden und habe er sich entscheiden müssen, ob er ins Gefängnis gehe oder seiner 

Frau die Vollmacht erteile. Bis 1393 [Anm.: 2014] habe er große Angst gehabt und sich gar 

nichts getraut. Die Frage, aus welchen Gründen der Beschwerdeführer den Iran zu diesem Zeit-

punkt verlassen habe müssen, beantwortete er dahingehend, dass er seiner Tochter das Leben 

habe retten müssen. Diese sei damals 14 Jahre alt gewesen und von ihrem Onkel stark unter 

Druck gesetzt worden. Der Onkel habe die Sepah zum Beschwerdeführer in die Wohnung ge-

schickt. Das sei am XXXX .1385 [Anm.: 2006] gewesen. Abgesehen davon habe ihn der Bruder 

seiner Frau weiterhin bedroht. Er habe gesagt, dass er viele Informationen über den Beschwer-

deführer habe und ihn überall im Iran finden könne. Seit 1385 [Anm.: 2006] sei der Beschwer-

deführer im Visier seines Schwagers. Seine Frau habe diesem alle Informationen weitergege-

ben. Bis 1392 [Anm.: 2013] hätten ihm seine Frau und sein Schwager seinen gesamten Besitz 

weggenommen. Das sei Gold im Wert von 5 Millionen Toman und ein kleines Grundstück ge-

wesen. Zum Beweis lege er seine Scheidungsunterlagen vor.  

 

Nunmehr bekenne sich der Beschwerdeführer zu den Katholiken. Das Oberhaupt sei Papst 

Franzis, der in Großbritannien im Vatikan lebe. Diesen Zweig des Christentums habe er sich 

ausgewählt, weil man hier Liebe, Hilfsbereitschaft und Menschlichkeit bevorzuge. An weiteren 

Zweigen des Christentums kenne er Protestanten, Johannes und Katholiken. Mit der Taufe 

gehe die Sünde verloren und man werde rein. Es sei eine Rettung und eine Kontaktmethode 

mit Vater Gott. Dreifaltigkeit bedeute der Heilige Geist. Seine erste Taufe habe in deutscher 

Sprache am XXXX .09.2017 in der Kirche  XXXX stattgefunden. Auf die Frage, was der Beschwer-

deführer im Taufvorbereitungskurs bisher gelernt habe, gab er an, mit der Taufe sei er bevoll-

mächtigt worden, die Kirche zu besuchen, die Lehre des Christentums zu lernen und mit Men-

schen in Kontakt zu bleiben. Der Taufvorbereitungskurs finde 20 Monate lang jeden Mittwoch 

von 14 bis 16 Uhr statt. An christlichen Symbolen kenne der Beschwerdeführer Liebe, Treue, 

Menschlichkeit und das Unterlassen von Sünden. Auf die Frage nach Feiertagen gab der Be-

schwerdeführer an, am Sonntag um 10:15 Uhr sei der Messbeginn. Auch am Freitag würde er 
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zur Kirche gehen. Die Frage nach den sieben Sakramenten beantwortete der Beschwerdefüh-

rer wie folgt: „Es gibt 7 Sakramente. Das erste Sakrament ist, dass man nur einen Gott anbetet. 

Das 2. ist, dass man Gottes Namen respektiert. Das 3. ist, dass man den Tag Gottes schätzt. 

Diese Sakramente sagen uns etwas über Gott. Es gibt 4 weitere Sakramente, die uns über die 

Menschen was aussagen. Tue nicht Unzucht. Töte nicht. Habe ein reines Auge. Erfinde reines 

Brot.“ Er kenne den Begriff Sakramente und man solle auch keine Sünde machen. Zu Ostern 

sei die Adventszeit und man faste. Advent sei 40 Tage vor Ostern. Man faste, damit man gerei-

nigt werde. Zu Pfingsten werde die Auferstehung von Jesus gefeiert. Es gebe drei Feierperio-

den: Weihnachten, Ostern und die Himmelfahrt von Jesus. Auf die Frage nach seinen inneren 

Beweggründen, weshalb sich der Beschwerdeführer für das Christentum entschieden habe, 

gab er an, er habe 40 Jahre keine gute Beziehung zu Gott aufbauen können. Der Islam sei eine 

Religion von Hass, Gewalt und Krieg.  

 

Im Zuge der Einvernahme legte der Beschwerdeführer nachstehende, verfahrensrelevante 

Unterlagen vor: 

 iranischer Identitätsausweis, Nr. XXXX , lautend auf XXXX , geb.  XXXX mit dem Geburts-

ort Teheran;  

 iranischer Führerschein, Nr. XXXX , lautend auf den Beschwerdeführer; 

 iranische Geburtsurkunde mit denselben Daten wie der Identitätsausweis; 

 Kopie des Identitätsausweises von  XXXX sowie Kopie des Identitätsausweises der Ehe-

gattin des Beschwerdeführers, XXXX ;  

 Scheidungsurteil des Beschwerdeführers und seiner Ehegattin bei einem Gericht in  

XXXX vom XXXX .04.2014, demzufolge der Beschwerdeführer seiner Ehegattin die Voll-

macht erteilt hat, sich scheiden zu lassen und diese dafür im Gegenzug dem Beschwer-

deführer zwei Goldmünzen ihrer Mitgift schenkt und auf Unterhalt verzichtet (vgl. 

hierzu die vom Bundesverwaltungsgericht eingeholte deutsche Übersetzung; OZ 15); 

 Dokument eines Notariats in  XXXX vom XXXX .11.2013, demzufolge die Ehegattin des 

Beschwerdeführers als „Gestehende“ dem Beschwerdeführer als „Begünstigten“ ihr 

gesamtes Brautgeld schenkt und auf laufenden und rückständigen Unterhalt verzichtet 

(vgl. hierzu die vom Bundesverwaltungsgericht eingeholte deutsche Übersetzung; OZ 

15) und 

 Schreiben eines Notars in  XXXX an ein Notariat vom XXXX .11.2013 betreffend die 

Schenkung des Brautgeldes an den Beschwerdeführer durch seine Ehefrau (vgl. hierzu 

die vom Bundesverwaltungsgericht eingeholte deutsche Übersetzung; OZ 15)  

 

Ferner finden sich im Verwaltungsakt folgende Schriftstücke:  
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 Bestätigung der römisch-katholischen Pfarre  XXXX vom XXXX .02.2018, ausgestellt 

vom Pfarrteamleiter, die zwar an den Beschwerdeführer gerichtet ist, jedoch bestätigt, 

dass Herr  XXXX am XXXX .09.2016 mit dem Katechumenat begonnen hat und am XXXX 

.07.2017 in einer ersten Stufe in die römisch-katholische Kirche aufgenommen wurde 

(vgl. AS 87);  

 Seminarbestätigung „Deutsch lernen für AsylwerberInnen – Alpha 1“ vom XXXX 

.12.2016; 

 Bestätigung des Wohnsitzes in einem Caritas-Quartier von XXXX .03.2016 bis XXXX 

.09.2016; 

 Bestätigung über die Verrichtung von gemeinnütziger Arbeiten bei der Gemeinde  

XXXX bei  XXXX im Zeitraum Mai 2017 bis Jänner 2018 vom XXXX .02.2018; 

 Empfehlungsschreiben eines Fußballclubs vom XXXX .08.2017 und 

 zwei Empfehlungsschreiben von Privatpersonen vom XXXX .12.2016 und vom XXXX 

.02.2018 

 

2. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 

wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerken-

nung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG abgewiesen 

(Spruchpunkt I.). Unter Spruchpunkt II. dieses Bescheides wurde der Antrag des Beschwerde-

führers hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf 

seinen Herkunftsstaat Iran gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG abgewiesen. Ferner 

wurde ihm unter Spruchpunkt III. ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen 

gemäß § 57 AsylG nicht erteilt. Weiters wurde gegen ihn gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 

BFA-VG eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen (Spruchpunkt IV.) und 

unter Spruchpunkt V. gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung in den Iran 

gemäß § 46 FPG zulässig ist. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt gemäß § 55 Abs. 1 bis 

3 FPG zwei Wochen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung (Spruchpunkt VI.).  

 

In seiner Begründung stellte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl fest, dass die Identi-

tät des Beschwerdeführers feststehe. Er heiße  XXXX und sei am  XXXX in Teheran geboren. Er 

sei iranischer Staatsangehöriger, gehöre der Volksgruppe der Perser an und sei moslemischen 

Glaubens. Es könne nicht festgestellt werden, dass er jetzt Christ sei. Der Beschwerdeführer 

habe sich nicht ernsthaft mit christlichen Glaubensinhalten auseinandergesetzt und verfüge 

über mangelhafte Kenntnisse des christlichen Glaubens. Er sei geschieden und habe eine Toch-

ter, die am XXXX .12.2017 freiwillig in den Iran zurückgereist sei. Der Beschwerdeführer habe 

neun Jahre lang die Schule besucht und als Taxi- und LKW-Fahrer gearbeitet. Er leide an keiner 
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schwerwiegenden Erkrankung, sei arbeitsfähig und arbeitswillig. Es könne nicht festgestellt 

werden, dass der Beschwerdeführer vor seiner Ausreise asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt 

gewesen sei. Dass er sich im Iran bereits ernsthaft mit christlichen Glaubensinhalten auseinan-

dergesetzt habe, nach diesen Inhalten gelebt und den christlichen Glauben öffentlich ausgeübt 

habe, habe nicht festgestellt werden können. Es habe nicht festgestellt werden können, dass 

der Beschwerdeführer aufgrund seiner behaupteten Konversion im Visier iranischer Behörden 

sei. Er verfüge über Angehörige und über ein soziales Netz. Es hätten keine Umstände festge-

stellt werden können, die in Österreich auf ein schützenswertes Privatleben hinweisen wür-

den. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl traf auf den Seiten 15 bis 64 des angefoch-

tenen Bescheides unter Anführung von Quellen Länderfeststellungen zur Lage im Iran.  

 

Der Beweiswürdigung im angefochtenen Bescheid ist zu entnehmen, dass die Identität des 

Beschwerdeführers aufgrund der Vorlage originaler Identitätsdokumente feststehe. Die Fest-

stellungen zu seiner Person hätten sich auf die glaubhaften und nicht widersprüchlichen An-

gaben im Verfahren gestützt. Ein Glaubenswechsel zur christlichen Glaubensrichtung habe auf-

grund der unschlüssigen und widersprüchlichen Angaben nicht glaubhaft gemacht werden 

können. Mit näherer Begründung wurde ausgeführt, dass dem Vorbringen des Beschwerde-

führers aufgrund zahlreicher unschlüssiger Widersprüche kein Glauben geschenkt werde. Im 

Widerspruch zu einer ernsthaften Bedrohung stehe, dass das Vorbringen des Beschwerdefüh-

rers in sich unschlüssig sei und er divergierende Aussagen in seinen Einvernahmen getätigt 

habe. Auch habe der Beschwerdeführer in seiner Erstbefragung angegeben, dem Islam anzu-

gehören und habe seine angebliche Zugehörigkeit zum Christentum mit keiner Silbe erwähnt. 

Ferner sei er - konkret zum Christentum befragt - nicht in der Lage gewesen, Grundsätzliches 

darüber zu beantworten. In Zusammenschau sei ein nicht vorhandenes Wissen zu Tage getre-

ten. Die vom Beschwerdeführer nach außen hin gesetzten sichtbaren Aktivitäten – wie der 

Besuch von Gottesdiensten und das Beten – würden nach Ansicht des Bundesamtes nicht die 

dargelegten Mängel, welche gegen einen tatsächlichen Glaubens- bzw. Gesinnungswandel 

sprechen würden, zu kompensieren vermögen. Eine aktuell drohende individuelle konkret ge-

gen den Beschwerdeführer gerichtete Verfolgung durch die iranische Regierung habe nicht 

glaubhaft gemacht werden können. Da dem Beschwerdeführer im Herkunftsstaat keine Ver-

folgung drohe, er über familiäre Anknüpfungspunkte verfüge und keine lebensbedrohliche Er-

krankung behauptet habe, gehe die Behörde davon aus, dass ihm im Herkunftsstaat auch keine 

Gefahren drohen würden, die die Erteilung des subsidiären Schutzes rechtfertigen würden. Es 

sei nicht davon auszugehen, dass er im Fall einer Rückkehr in eine ausweglose Lage geraten 

würde. Es hätten auch keine Gründe erkannt werden können, die einer Rückkehrentscheidung 
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entgegenstünden. Die Feststellungen zum Iran würden auf einer Zusammenstellung der Staa-

tendokumentation des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl basieren. 

 

In rechtlicher Hinsicht folgerte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu Spruchpunkt I. 

des angefochtenen Bescheides, dass im Fall des Beschwerdeführers eine aktuelle Verfolgungs-

gefahr aus einem in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Grundes nicht gegeben sei. 

Der Beschwerdeführer nehme in Österreich an kirchlichen Gottesdiensten teil. Er habe sich 

jedoch nicht in leitender Funktion exponiert und könne auch nicht davon ausgegangen wer-

den, dass er missionierend tätig sei, was ihm auch aufgrund seiner [nicht] vorhandenen religi-

ösen Kenntnisse betreffend das Christentum nicht möglich sei. Zu Spruchpunkt II. wurde zu-

sammengefasst ausgeführt, dass im Fall des Beschwerdeführers keine Gründe ersichtlich 

seien, dass er im Fall einer Rückkehr in den Iran in Ansehung existenzieller Grundbedürfnisse 

einer lebensbedrohenden Gefährdung im Sinne des Art. 2 oder Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre. 

Ferner seien die Grundversorgung und die medizinische Versorgung grundsätzlich gewährleis-

tet. Der Beschwerdeführer sei ein gesunder und arbeitsfähiger Mann, der über seine Mutter 

und seine Geschwister im Iran verfüge. Weiters wurde zu Spruchpunkt III. festgehalten, dass 

im Fall des Beschwerdeführers die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 AsylG nicht vorlägen. Zu Spruchpunkt IV. führte das Bundesamt im Wesentlichen 

aus, dass der Beschwerdeführer in Österreich keine Angehörigen habe. Auch habe er keine 

relevanten privaten Anknüpfungspunkte behauptet. Mit näherer Begründung wurde im Zuge 

der Interessensabwägung ausgeführt, dass das Interesse der Öffentlichkeit an einem geordne-

ten Fremdenwesen überwiege. Daher sei die Rückkehrentscheidung gerechtfertigt. Schließlich 

wurde unter Spruchpunkt V. festgestellt, dass im Fall der Durchsetzbarkeit der Rückkehrent-

scheidung die Abschiebung des Beschwerdeführers in den Iran zulässig sei und unter Spruch-

punkt VI. des angefochtenen Bescheides wurde die Frist für die freiwillige Ausreise mit 14 Ta-

gen ab Rechtskraft des Bescheides festgesetzt.  

 

Mit Verfahrensanordnung des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl wurde dem Be-

schwerdeführer am 29.03.2018 amtswegig ein Rechtsberater für das Beschwerdeverfahren 

vor dem Bundesverwaltungsgericht zur Seite gestellt.  

 

3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer fristgerecht am 17.04.2018 im Wege 

seiner damals bevollmächtigten Vertretung Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit infolge Ver-

letzung von Verfahrensvorschriften, insbesondere wegen Mangelhaftigkeit des Ermittlungs-

verfahrens in Folge einer mangelhaften Beweiswürdigung, und unrichtiger rechtlicher Beurtei-
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lung. Begründend wurde ausgeführt, dass es die Behörde unterlassen habe, auf das individu-

elle Vorbringen des Beschwerdeführers gewissenhaft einzugehen. Vor dem Hintergrund der 

getroffenen Feststellungen gelange man zu dem Ergebnis, dass seitens des Beschwerdeführers 

Hinweise zur Begründung seines Antrags gegeben seien, welche die Behörde nicht näher hin-

terfragt habe. Es lasse sich anhand des Einvernahmeprotokolls schließen, dass die Behörde die 

Situation in ihrem kulturellen Kontext verkenne. Der Beschwerdeführer habe erklärt, etwa im 

Jahr 2007 zum christlichen Glauben gefunden zu haben. Bereits zuvor habe er seine Religions-

zugehörigkeit zum Islam nicht als Ausdruck seiner inneren Einstellung empfunden. Aufgrund 

seiner Konversion sei er drei Monate später festgenommen, gefoltert und geschlagen worden. 

Durch die zunehmende Gefahrenlage habe es der Beschwerdeführer vermieden, Aufsehen zu 

erregen bzw. Kontakt zu den Behörden zu haben. Nunmehr bekenne er sich zum christlichen 

Glauben, habe nach seiner Ankunft im Bundesgebiet am Taufunterricht teilgenommen und sei 

im September 2017 getauft worden.  

 

4. Mit Schreiben vom 03.09.2018 brachte der Beschwerdeführer im Wege seiner damals be-

vollmächtigten Vertretung vor, dass er nach Taufvorbereitung am XXXX .05.2018 in der rö-

misch-katholischen Pfarre  XXXX getauft wurde und an diesem Tag auch die Erstkommunion 

sowie die Firmung empfangen habe. Ferner sei er noch vor seiner Taufe aus der islamischen 

Glaubensgemeinschaft ausgetreten. Damit habe sich der Beschwerdeführer gegenüber der is-

lamischen Glaubensgemeinschaft „geoutet“ und sei davon auszugehen, dass der Glaubensab-

fall des Beschwerdeführers den iranischen Behörden bekannt sei.  

 

 

Im Zuge des Verfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht legte der Beschwerdeführer die 

nachstehenden Unterlagen vor: 

 undatiertes Blatt, demzufolge „ XXXX “ am XXXX .05.2018 getauft wurde, die Erstkom-

munion erhalten hat und gefirmt wurde; 

 Anzeige des Austritts aus der islamischen Glaubensgemeinschaft bei der Bezirkshaupt-

mannschaft  XXXX vom XXXX .04.2018; 

 Taufscheinrückseite mit Bestätigung der Firmung am XXXX .05.2018 durch die römisch-

katholische Pfarre XXXX ;  

 Taufschein vom XXXX .05.2018, ausgestellt am selben Tag von der Pfarre  XXXX mit der 

Zahl  XXXX und 

 Bestätigung für den Beschwerdeführer, geb. XXXX , des Pfarrteamleiters der Pfarre  

XXXX vom XXXX .04.2018, der zu entnehmen ist, dass der Beschwerdeführer seit XXXX 

.09.2016 im Katechumenat ist, am XXXX .07.2017 seine Aufnahme ins Katechumenat 
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gefeiert wurde und nun nach zweieinhalb Jahren Vorbereitung um das Sakrament der 

Taufe bittet 

 

5. Am 28.07.2020 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche Ver-

handlung unter Zuhilfenahme eines geeigneten Dolmetschers für die Sprache Farsi statt, an 

der der Beschwerdeführer und sein Vertreter teilnahmen. Ein Vertreter des Bundesamtes für 

Fremdenwesen und Asyl ist nicht erschienen; das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat 

bereits mit Beschwerdevorlage auf die Teilnahme an einer Verhandlung verzichtet. Bereits mit 

der Ladung wurden den Verfahrensparteien die Länderfeststellungen des Bundesverwaltungs-

gerichtes zur aktuellen Situation im Iran zur Kenntnis gebracht. 

 

Eingangs der Verhandlung gab der Beschwerdeführer an, dass er gesund sei, sich nicht in me-

dizinischer Behandlung befinde und keine Medikamente nehme. Die Niederschriften der Erst-

befragung und der Einvernahme vor dem Bundesamt seien ihm nicht rückübersetzt worden. 

Das Geburtsdatum und die Staatsangehörigkeit seien falsch aufgenommen worden. „Sie“ hät-

ten ihm gesagt, dass alle seine Aussagen richtig protokolliert worden seien und die Protokolle 

seien ihm zur Unterschrift vorgelegt worden. Er habe die Wahrheit gesagt, aber in den Proto-

kollen seien Fehler. Es sei niedergeschrieben worden, dass er in Afghanistan geboren sei. Bei 

der Einvernahme vor dem Bundesamt sei ein pashtunisch-sprechender Dolmetscher gewesen, 

der die Angaben des Beschwerdeführers nicht richtig übersetzt habe. Er habe angegeben, dass 

seine Tochter Angst vor Tieren habe, aber im Protokoll stehe, sie habe Angst vor Männern. 

Daher sei die Frage gestellt worden, wenn seine Tochter Angst vor Männern habe, wie habe 

sie dann die Reise durchgestanden? Auf Vorhalt, dass es bei diesem Absatz nicht generell um 

„Männer“, sondern um einen bestimmten Mann – nämlich den Schwager des Beschwerdefüh-

rers (= Bruder seiner Frau bzw. Onkel der Tochter) - gehe, brachte der Beschwerdeführer vor, 

dass seine Farsi-Übersetzung der Niederschrift nicht von einem Dolmetscher angefertigt wor-

den sei, sondern von einem Freund. Sonst wolle er keine Angaben zum Verfahren vor dem 

Bundesamt machen.  

 

Seine Daten würden stimmen. Er habe seine nationale Identitätskarte, seine Geburtsurkunde 

und seinen Führerschein dem Bundesamt im Original vorgelegt. Diese Dokumente habe ihm 

seine Mutter nach seiner Ausreise per Post nachgeschickt. Vor seiner Ausreise aus dem Iran 

habe sich seine Frau offiziell aufgrund der vom Beschwerdeführer abgegebenen Vollmacht 

scheiden lassen. Hier lebe er alleine. Der Beschwerdeführer habe eine Tochter. Er sei iranischer 

Staatsangehöriger, Perser und Christ. Probleme aufgrund seiner persischen Volksgruppenzu-
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gehörigkeit habe er im Iran nicht gehabt. Zu den mit der Ladung übermittelten Länderberich-

ten des Bundesverwaltungsgerichtes zur Lage im Iran gab der rechtsfreundliche Vertreter des 

Beschwerdeführers an, dass er zur Abgabe einer Stellungnahme keinen Auftrag erhalten habe. 

Der Beschwerdeführer selbst brachte vor, dass er keine Stellungnahme abgeben wolle, wenn 

dies nicht verpflichtend sei.  

 

Der Vater des Beschwerdeführers sei bereits verstorben. Seine Mutter, seine zwei Brüder und 

seine sechs Schwestern würden in Teheran leben. Seine Ex-Frau und seine Tochter würden in  

XXXX leben. Von 1392 bis 1393 [Anm.: 2013 bis 2014] habe der Beschwerdeführer bei seiner 

Mutter in Teheran gelebt. Ab diesem Zeitpunkt bis zu seiner Ausreise habe er als LKW-Lenker 

gearbeitet, sei auf der Flucht gewesen und habe im LKW geschlafen. Der Beschwerdeführer 

sei in Teheran geboren und im Alter von ca. drei Jahren nach  XXXX übersiedelt. Er habe tele-

fonischen Kontakt zu seiner Mutter und zu seinem jüngeren Bruder; das letzte Mal sei vor ein 

paar Tagen gewesen. Zu seine Ex-Frau und Tochter habe der Beschwerdeführer keinen Kontakt; 

seine Tochter wolle keinen Kontakt mehr, da er konvertiert sei. Der Beschwerdeführer habe 

neun Klassen die Schule besucht und danach verschiedene Berufe ausgeübt. Er habe zwei, drei 

Jahre als Koch, als LKW- sowie Taxifahrer und auch als Einkäufer gearbeitet. Durch seine Berufe 

habe er seinen Lebensunterhalt verdient. Seine finanzielle Lage im Iran sei nicht schlecht ge-

wesen. Er habe auch ein Baugrundstück und Schmuck gehabt; diese habe ihm jedoch seine Ex-

Frau weggenommen. An weiteren Verwandten habe er noch einen Onkel mütterlicherseits 

und sechs Tanten mütterlicherseits samt Kindern.  

 

Zu seiner Integration in Österreich gab der Beschwerdeführer an, dass er in Österreich keine 

Verwandten habe. Er habe auch keine Freundin. Beim  XXXX habe er einen Alphakurs absol-

viert. Für den A1-Kurs habe er sich angemeldet, aber keinen Kurs bekommen. Er könne soweit 

Deutsch, dass er seine Sachen – wie beispielsweise Einkäufe – selbst erledigen könne. Für 

Amtswege benötige er einen Dolmetscher. Der Beschwerdeführer werde von der Caritas be-

treut und lebe von der Grundversorgung. Vor der Corona-Krise habe er freiwillig 22 Stunden 

im Monat bei der Gemeinde gearbeitet; auch habe er sich bei einigen Geschäften erkundigt, 

ob er für 22 Stunden im Monat arbeiten könne; mehr Stunden dürfe er nicht machen. Sechs 

Monate lang habe der Beschwerdeführer auch bei „ XXXX “ gearbeitet. Hierfür habe er keine 

Entlohnung bekommen, sondern sogar seine Reisekosten selbst bestreiten müssen. Daher 

habe er dort auch nicht weiter gearbeitet. In Österreich würde der Beschwerdeführer jede 

Tätigkeit annehmen, wenn er ein Aufenthaltsrecht bekäme. Einmal in der Woche habe er auch 

das Sprachcafé besucht und sich dort mit Österreichern getroffen bzw. unterhalten. Außer sei-
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nen freiwilligen Tätigkeiten bei der Gemeinde sei er auch in der Kirchengemeinde tätig gewe-

sen. Der Beschwerdeführer habe Reinigungsarbeiten durchgeführt. Er habe viele Freunde in 

seiner Kirche und verstehe sich auch gut mit der Nachbarschaft. Der Beschwerdeführer sei 

sehr froh in Österreich zu sein und fühle sich hier wohl. Im Gegensatz zum Iran gebe es in 

Österreich Sicherheit, Gerechtigkeit und Wohlstand.  

 

Im Wege seines rechtsfreundlichen Vertreters legte der Beschwerdeführer nachstehende Un-

terlagen vor:  

 Taufschein vom XXXX .05.2018 (Tag der Taufe), ausgestellt am XXXX .06.2018 von der 

Pfarre  XXXX mit der Zahl  XXXX Beilage ./1); 

 Bestätigung der Pastoralassistentin der römisch-katholischen Pfarre  XXXX vom XXXX 

.07.2020, der zufolge der Beschwerdeführer seit 2016 am Katechumenat teilnahm und 

im Mai 2018 in  XXXX getauft sowie gefirmt wurde, ferner besucht er die Gottesdienste 

und andere Veranstaltungen der Pfarre (Beilage ./2) und  

 Bestätigung des „ XXXX “ über eine ehrenamtliche Tätigkeit des Beschwerdeführers 

vom 07.12.2018 (Beilage ./3) 

 

Zu seinen Reisebewegungen befragt, gab der Beschwerdeführer an, er habe den Iran am XXXX 

.02.2016 verlassen. Zu den Fluchtgründen brachte der Beschwerdeführer im Wesentlichen 

und zusammengefasst vor, er habe im Jahr 1373 [Anm.: 1994] während seines Militärdienstes 

einen Christen kennengelernt, der das Christentum gelobt und gesagt habe, das Christentum 

sei besser als der Islam. Das habe den Beschwerdeführer interessiert. Er habe von dem Chris-

ten auch eine Bibel in Farsi erhalten, die er sieben oder acht Jahre versteckt und manchmal 

darin gelesen habe. Eines Tages habe seine Ehefrau die Bibel gefunden und ihrem Bruder da-

von berichtet. Seit damals sei sein Schwager sein Erzfeind. Der Schwager habe beschlossen, 

dem Beschwerdeführer die Frau und die Tochter wegzunehmen, was ihm auch gelungen sei. 

Mit Unterstützung seiner Freunde in den Revolutionsgarden habe der Schwager den Be-

schwerdeführer dazu gezwungen, seiner Frau eine Scheidungsvollmacht zu erteilen. Im Jahr 

1385 [Anm.: 2006] sei der Beschwerdeführer durch die Freunde seines Schwagers bei den Re-

volutionsgarden festgenommen und 15 Tage gefoltert worden. Seit dieser Zeit habe er keine 

„normale“ Ehe mehr geführt. Nach „Vollstreckung“ der Vollmacht hätten ihm seine Frau und 

ihr Bruder sein Baugrundstück und Schmuck weggenommen. Dann hätten sie ihn erneut bei 

Gericht angezeigt. Diese Anzeige habe er dem Bundesamt vorgelegt. Ab 1392 [Anm.: 2013] sei 

er gezwungen gewesen, zu seiner Mutter nach Teheran zu ziehen. Danach habe er auch ange-

fangen auf einem LKW zu arbeiten. Er habe keinen festen Wohnsitz gewollt, damit „sie“ ihn 

nicht finden könnten. Ein Jahr habe er im LKW verbracht. Auf Vorhalt, vor dem Bundesamt 
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habe er ausgesagt, dass nicht seine Ehefrau, sondern die Basiji die Bibel gefunden hätten, gab 

der Beschwerdeführer an, er habe dort auch gesagt, dass seine Frau ihren Bruder über das 

Versteck der Bibel informiert habe und dieser die Mitglieder der Revolutionsgarden beauftragt 

habe, zu ihm nach Hause zu kommen und die Bibel zu finden. Auf weiteren Vorhalt, er habe 

vor dem Bundesamt angegeben, neun (und nicht 15) Tage gefoltert worden zu sein, brachte 

der Beschwerdeführer vor, es seien 15 Tage gewesen.  

 

Zwischen 1385 und 1390 [Anm.: 2006 und 2011] habe der Beschwerdeführer zwar weiter mit 

seiner Gattin gelebt, aber es sei keine „normale“ Ehe gewesen. Seine Frau sei höchstens ein-

mal pro Woche bei ihm gewesen und sonst bei ihrem Bruder. Obwohl ihr der Beschwerdefüh-

rer die Aussteuer bereits bezahlt habe, habe sie ihn mit der Vollmacht unter Druck setzen und 

ihm sein Baugrundstück und seinen Schmuck wegnehmen wollen. 1390 [Anm.: 2011] habe sie 

die Anzeige erstattet, die er dem Bundesamt vorgelegt habe. Damals 1391 [Anm.: 2012] sei er 

mit seiner Tochter nach Teheran übersiedelt. Danach sei es seiner Ex-Frau gelungen mit Hilfe 

ihres Bruders und Bestechung des Richters ein Urteil gegen den Beschwerdeführer zu erlan-

gen. Dieses habe er auch vorgelegt. Seit Ausstellung des Urteils sei es gefährlich für den Be-

schwerdeführer gewesen. Nur im Jahr 1385 [Anm.: 2006] sei er festgenommen worden. Drei 

Personen seien zu ihm nach Hause gekommen, hätten seine Augen verbunden, ihn gefesselt 

und die Wohnung durchsucht. Dabei hätten sie durch die Hinweise seiner Frau die Bibel ge-

funden. Dann hätten sie ihn zu einem Stützpunkt der Revolutionsgarden, der von den Basiji 

verwendet werde, gebracht. Nach 1385 [Anm.: 2006] hätten „sie“ zwar nach dem Beschwer-

deführer gesucht, aber er sei nicht zu Hause gewesen. Er sei die ganze Zeit mit dem Auto un-

terwegs gewesen.  

 

Auf Vorhalt, aus den Scheidungsunterlagen gehe hervor, dass ihm seine Ehegattin zwei Gold-

münzen für die Scheidung aus der Mitgift geschenkt habe und, dass er als „Begünstigter“ be-

zeichnet werde; ferner habe ihm seine Frau das Brautgeld geschenkt und auf Unterhalt ver-

zichtet, gab der Beschwerdeführer an, es gebe eine notarielle Urkunde, dass er alles seiner 

Frau übergeben habe. Es gebe auch ein Gerichtsurteil und eine Anzeige. Nach Durchsicht der 

Dokumente gab der Dolmetscher an, das sei ein Scheidungsurteil und die zwei Goldmünzen 

seien keine Mitgift, sondern bedeute, dass die Frau auf zwei Goldmünzen verzichtet habe. 

Wenn in der Übersetzung „schenken“ stehe, sei damit „Verzicht“ gemeint.  

 

Ca. einen Monat nach seiner Ankunft in Österreich habe der Beschwerdeführer vom Heimlei-

ter Informationen über Kontakte zur Kirche haben wollen und dieser habe ihm ein paar Mo-

nate später eine Lehrerin aus der Kirche vorgestellt, bei der er ab 2016 ca. eineinhalb Jahre 
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lang einen Vorbereitungskurs gemacht habe. Dieser habe zweimal pro Woche stattgefunden 

und der Beschwerdeführer habe auch an den Messen teilgenommen. Am XXXX .05.2018 sei 

er getauft worden. Er sei zum Katholizismus konvertiert, weil Jesus Christus wegen unserer 

Sünden gekreuzigt worden sei. Bei den Protestanten würden Jesus Christus und die Heilige 

Maria nicht anerkannt werden. In der Taufvorbereitung habe er über das Leben von Jesus 

Christus, über seine Geburt, die Verkündung des Evangeliums, seine Kreuzigung und seine 

Auferstehung gelernt. Ferner über die Menschlichkeit und die Nächstenliebe. Der Beschwer-

deführer besuche die Messe; diese bestehe aus vier Teilen. Der erste Teil sei die Eröffnung, 

der zweite Teil das Wort Gottes, im dritten Teil werde Brot und Wein geheiligt und der vierte 

Teil sei die Predigt und Entlassung. Brot und Wein werde geheiligt, bedeute, dass man vom 

Leib und Blut des Jesus Christus etwas bekomme. Die drei wichtigsten Feste seien Weihnach-

ten, Ostern und Pfingsten. Sein „Lieblingsheiliger“ sei der Heilige Johannes. Er sei einer der 

Jünger von Jesus gewesen und habe einen Teil der Bibel geschrieben. Nach seiner Firmung 

befragt gab der Beschwerdeführer an, dass die Firmung eines der sieben Sakramente sei. 

Durch die Firmung bekomme das Blut Jesus Christus beim letzten Mahl. Nachdem er Christ 

geworden sei, sei er in der Lage bessere Beziehungen aufzubauen. Er habe mehr Hoffnung 

und das Gefühl der Sicherheit. Er wisse, dass er von Jesus Christus unterstützt werde. 

 

Auf die Fragen seines rechtsfreundlichen Vertreters gab der Beschwerdeführer zusammenge-

fasst an, dass Jesus Christus zur Herrschaftszeit von Pilatus und Penetus im 33. Lebensjahr 

gekreuzigt worden sei. Es seien noch andere mit ihm gekreuzigt worden, aber an die Ge-

schichte dazu könne sich der Beschwerdeführer nicht erinnern. An die zwei Diebe, die gekreu-

zigt worden seien, könne er sich nicht erinnern. Jesus habe Wasser in Wein umgewandelt. Das 

sei bei einer Hochzeit gewesen, wo er zehn Fässer Wasser in Wein umgewandelt habe. Außer 

Wasser habe er noch Brot und Fisch für ein paar Tausend Leuten zu Essen gegeben. Auch habe 

er Elias, den Bruder von Maria, wieder lebendig gemacht. Weiters habe Jesus einen blinden, 

alten Mann wieder zum Sehen verholfen. Befragt nach dem Gleichnis vom verlorenen Sohn 

gab der Beschwerdeführer an, es seien zwei Brüder gewesen, die sich vom Vater getrennt 

hätten. Einer sei erfolgreich gewesen, der andere nicht. Der verlorene Sohn sei wieder zum 

Vater gegangen. Daran, was der Vater gemacht habe, könne er sich nicht erinnern. Der Be-

schwerdeführer kenne das Glaubensbekenntnis, das „Vater Unser“ und das „Gegrüßet seiest 

du Maria“. Ostern sei Auferstehungstag. 40 Tage vor dem Osterfest würden die kirchlichen 

Messen beginnen. Am 25.12. sei der Geburtstag von Jesus Christus. Auf die Frage nach dem 

Palmsonntag gab der Beschwerdeführer an, dass nach dem Palmsonntag der Advent komme. 

Am Palmsonntag sei Jesus auf einem Esel in Jerusalem eingeritten. Am Karfreitag sei Jesus 

Christus gekreuzigt worden. Am Donnerstag sei er in einem Garten festgenommen worden. 
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Beim letzten Abendmahl seien die zwölf Jünger dabei gewesen. Judas sei die Person, die Jesus 

für 30 Silbermünzen verraten habe. Auf die Frage nach dem Hahn in diesem Zusammenhang, 

gab der Beschwerdeführer an, dass er den Zusammenhang nicht wisse. Nach Zitierung „Ehe 

der Hahn dreimal kräht…“ durch den Vertreter und die Frage, wie es weitergehe, antwortete 

der Beschwerdeführer, dass er dies nicht wisse. Auf die Frage, was bei der Gefangennahme 

von Jesus passiert sei und, dass ein Jünger dabei gewesen sei, gab der Beschwerdeführer an, 

dass er nicht wisse, was bei der Festnahme passiert sei. Die Zeit vor dem Geburtstag von Jesus 

Christus heiße Adventszeit. Die Adventszeit gebe es, weil „wir“ am Sonntag an der kirchlichen 

Messe teilnehmen würden. Jesus sei mit dem Befehl von Pinitus und Pilatus in Jerusalem fest-

genommen und um 9 Uhr gekreuzigt worden. Pinitus und Pilatus seien zwei Personen. Auf die 

Frage des rechtsfreundlichen Vertreters, warum es zwei Personen seien, gab der Beschwer-

deführer an: „Es waren zwei Personen. Es handelt sich um eine Person, aber er hat zwei Na-

men.“ Herodes sei der Herrscher gewesen, als Jesus Christus geboren worden sei. Der Name 

Barnabas sage ihm nichts. Auch die Heiligen Drei Könige würden ihm nichts sagen. Auf Nach-

frage brachte der Beschwerdeführer vor, es seien drei römische Kaiser gewesen und er könne 

sich jetzt nicht konzentrieren. Jesus Christus sei in Jerusalem bestattet worden. Die Frage, wie 

das Grab ausgesehen habe, beantwortete der Beschwerdeführer wörtlich mit: „Ich weiß, dass 

er in Jerusalem bestattet und begraben wurde. Durch zwei Personen wurde er begraben.“ Ein 

wichtiger Unterschied zwischen Christentum und Islam sei, dass im Christentum die Gläubigen 

als Menschen und Söhne Gottes angesehen würden und nicht wie im Islam als Sklaven. Nächs-

tenliebe sei für ihn sehr wichtig und das Christentum zeige dem Beschwerdeführer den Le-

bensweg. Alleine das Leben von Jesus Christus sei für ihn beispiellos. Dadurch, dass der Be-

schwerdeführer das Lebenswerk von Jesus Christus kennengelernt habe, denke er ständig an 

ihm und das gebe ihm Hoffnung weiterzuleben. Auch habe der Beschwerdeführer bereits 

moslemische Freunde in Österreich zur Messe in die Kirche mitgenommen. Der Beschwerde-

führer würde bis zum Ende seines Lebens Christ bleiben und werde vom Christentum nicht 

abkommen. Er habe bereits vor seiner Ausreise im Iran seinen Freunden von seinem christli-

chen Glauben erzählt und werde dies auch bei der Rückkehr tun. Festgehalten wird, dass der 

Beschwerdeführer in eigenen Worten die Zehn Gebote und die Sakramente sinngemäß nen-

nen konnte. Weiters konnte er Teile des Glaubensbekenntnisses sowie das „Vater Unser“ und 

das „Gegrüßet seiest du Maria“ in Farsi auswendig aufsagen.  

 

In der Folge wurde Hochschulseelsorger Mag. XXXX , geb. XXXX , als Zeuge einvernommen. 

Dieser gab im Wesentlichen an, dass er den Beschwerdeführer in seiner Tätigkeit als Seelsorger 

im Pfarrverband  XXXX als regelmäßigen Gottesdienstbesucher kenne. 2018 habe er ihm das 



- 16 - 

Sakrament von Taufe und Firmung gespendet. Der Zeuge sei überzeugt, dass der Beschwerde-

führer Vieles aus den in deutscher Sprache gehaltenen Gottesdiensten nicht verstehe, jedoch 

im Wesentlichen den Zügen des Gottesdienstes folgen könne. Die Vorbereitung des Beschwer-

deführers auf die Taufe sei nicht durch den Zeugen erfolgt. Im Pfarrverband werde das Kate-

chumenat auch in Farsi angeboten und bei der Taufvorbereitung des Beschwerdeführers durch 

die Pastoralassistentin sei ein Farsi-Dolmetscher dabei gewesen. Auf Vorhalt, es seien zwei 

Taufscheine vorgelegt worden, einer vom XXXX .05.2018 mit dem Datum der Taufe am XXXX 

.05.2018 und ein zweiter vom XXXX .06.2018 mit dem Datum der Taufe am XXXX .05.2018, gab 

der Zeuge an, dies sei merkwürdig. Seiner Erinnerung nach sei die Taufe im Mai gewesen. Es 

könne sein, dass es ein formaler Fehler sei. Wahrscheinlich sei man im Nachhinein draufge-

kommen, dass bei der Erstausstellung am XXXX .05.2018 das Datum falsch mit XXXX .05.2018 

im Taufschein vermerkt worden sei und sei danach der Taufschein erneut mit dem korrekten 

Datum XXXX .05.2018 ausgestellt worden. Auf die Frage des rechtsfreundlichen Vertreters 

nach der inneren Zuwendung zum Christentum bzw. zur Abwendung vom Islam gab der Zeuge 

an, er schließe aus der regelmäßigen Teilnahme an den Gottesdiensten, dass es eine aktive 

Zuwendung und Glaubenspraxis gebe. Ein zentraler Punkt der Glaubenspraxis des Beschwer-

deführers scheine dem Zeugen die Hinwendung zu einem liebenden Gott, der sich in Jesus 

Christus erschlossen habe und Mensch geworden sei, zu sein, was sich auch im sozialen Dienst 

des Beschwerdeführers erschließe. Die Haupttätigkeit des Zeugen sei die des Hochschulseel-

sorgers im Dienst des Pfarrverbandes XXXX . Das heiße, er sei dort nicht Pfarrer, der regelmä-

ßigen Pfarrdienst ausübe, sondern beschränke sich sein Dienst auf die Feier der Gottesdienste. 

In der pastoralen Tätigkeit werde er von einem Diakon und von einer Pastoralassistentin un-

terstützt. Der Zeuge habe zwar Erfahrung in der Begleitung von Katechumenen auf die Taufe, 

allerdings eher im studierenden Bereich. Beim Katechumenat gehe es um Wissensvermittlung. 

Es gehe darum, dass es unter einem Jahr nicht möglich sei, ein Katechumenat zu absolvieren. 

Die Entscheidung der Aufnahme in das Katechumenat falle nach einer Vorstufe, in der der spä-

tere Katechumene seinen Wunsch bekunde, dort aufgenommen zu werden. Dann werde er in 

einem persönlichen Gespräch über den weiteren Weg informiert und in der Folge in das Kate-

chumenat aufgenommen. Es komme durchaus vor, dass Katechumenenbewerber auch abge-

lehnt würden. Auch gebe es von beiden Seiten Abbrüche im Zeitraum der Vorbereitung auf die 

Taufe. Grundsätzlich könne man schon davon ausgehen, dass eine Person, die das Kate-

chumenat absolviert habe und getauft worden sei, alles getan habe, um die innere Umkehr 

und Zuwendung zum Christentum darzulegen, obwohl man natürlich immer mehr machen 

könne.  
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Abschließend brachte der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers vor, dass auf 

Basis der aktuellen Länderberichten zum Iran festzuhalten sei, dass anerkannte religiöse Min-

derheiten im Iran diskriminiert und konvertierte Christen verfolgt würden. Nach Zitierung von 

Teilen der Länderberichte der Staatendokumentation wurde ausgeführt, dass der Beschwer-

deführer als Rückkehrer in Gefahr sei, da seine Konversion durch das Auffinden einer Bibel 

bekannt sei. Insbesondere seien seine vormalige Ehefrau, sein Schwager und seine zurückge-

reiste Tochter in Kenntnis der Konversion. Zugleich habe der Beschwerdeführer ausgeführt, 

dass er seinen Glauben im Iran weiter willig und freudig ausleben werde und auch beabsich-

tige, missionierend tätig zu sein, da er bereits im Bundesgebiet seinen islamischen Freunden 

christliche Religion ans Herz gelegt habe.  

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

 

1. Feststellungen: 

 

1.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 

 

1.1.1. Der Beschwerdeführer ist ein Staatsangehöriger des Iran und Zugehöriger der Volks-

gruppe der Perser. Er wurde in der iranischen Hauptstadt Teheran geboren und übersiedelte 

im Alter von ca. drei Jahren nach XXXX , wo er in weiterer Folge lebte. Der Beschwerdeführer 

ist geschieden und Vater einer im Jahr 2002 geborenen Tochter. Anfang Feber 2016 verließ 

der Beschwerdeführer mit seiner damals minderjährigen Tochter den Iran und stellte nach 

unrechtmäßiger Einreise in das österreichische Bundesgebiet am 14.02.2016 den gegenständ-

lichen Antrag auf internationalen Schutz. Die mitgereiste (damals) minderjährige Tochter des 

Beschwerdeführers kehrte am XXXX .12.2017 alleine freiwillig in den Iran zurück und lebt ak-

tuell mit ihrer Mutter (= geschiedene Ehefrau des Beschwerdeführers) in XXXX . In Teheran 

leben die Mutter, zwei Brüder und sechs Schwestern des Beschwerdeführers. Zu seiner Mut-

ter und zu seinem jüngeren Bruder hat der Beschwerdeführer regelmäßigen Kontakt.  

 

1.1.2. Nicht als Sachverhalt zugrunde gelegt werden sämtliche Angaben des Beschwerdefüh-

rers zur behaupteten Bedrohungssituation in Bezug auf den Herkunftsstaat Iran. Insbesondere 

wird nicht festgestellt, dass der Beschwerdeführer bereits im Jahr 1994 im Zuge seines Militär-

dienstes mit dem Christentum in Kontakt gekommen und ab diesem Zeitpunkt regelmäßig in 

der Bibel gelesen hat. Ebenso wenig wird festgestellt, dass der Beschwerdeführer im Jahr 2006 

wegen des Besitzes einer Bibel von seiner damaligen Ehegattin an ihren Bruder verraten und 

von dessen Freunden bei den Revolutionsgarden festgenommen und gefoltert wurde. Nicht 
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festgestellt wird, dass der Beschwerdeführer im Iran aufgrund eines Interesses am Christen-

tum und/oder wegen des Besitzes einer Bibel einer konkreten Verfolgung bzw. Bedrohung von 

Seiten des iranischen Staates bzw. von Seiten staatlicher Behörden ausgesetzt ist. Der Be-

schwerdeführer hat mit seinem Vorbringen keine Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlings-

konvention glaubhaft gemacht. 

 

Festgestellt wird, dass der Beschwerdeführer am XXXX .05.2018 in der Pfarre  XXXX nach rö-

misch-katholischem Ritus getauft und gefirmt wurde. Der Beschwerdeführer besucht die Got-

tesdienste und andere Veranstaltungen dieser Pfarre. Nicht festgestellt wird, dass der Be-

schwerdeführer aus innerer Überzeugung zum Christentum konvertiert ist. Bei der behaupte-

ten Konversion des Beschwerdeführers handelt es sich um eine Scheinkonversion.  

 

Nicht festgestellt wird, dass der Beschwerdeführer im Fall einer Rückkehr in den Iran aus Grün-

den seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Perser einer asylrelevanten Gefährdung ausge-

setzt wäre. Ebenso wenig wird festgestellt, dass der Beschwerdeführer bei einer Rückkehr in 

den Iran aus sonstigen, in seiner Person gelegenen Gründen (etwa wegen der Zugehörigkeit 

zu einer sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung) einer asylrelevanten Ge-

fährdung ausgesetzt wäre. Auch eine drohende asylrelevante Verfolgung aus anderen Grün-

den ist nicht hervorgekommen und zwar weder aufgrund des Vorbringens des Beschwerde-

führers noch aus amtswegiger Wahrnehmung. 

 

1.1.3. Der Beschwerdeführer leidet weder an einer schwerwiegenden psychischen noch an 

einer schwerwiegenden physischen Krankheit. Ferner gehört er keiner Risikogruppe in Zusam-

menhang mit COVID-19 an. Die COVID-19 Pandemie stellt für den Beschwerdeführer kein „real 

risk“ im Fall einer Rückkehr in den Herkunftsstaat dar.  

Abgesehen von seiner Mutter, seiner Tochter und seinen acht Geschwistern verfügt der Be-

schwerdeführer im Herkunftsstaat noch über einen Onkel und sechs Tanten mütterlicherseits 

samt Kindern. Der Beschwerdeführer verfügt über eine gesicherte Existenzgrundlage im Iran. 

Im Iran hat er neun Jahre lang die Schule besucht, danach zwei bis drei Jahre als Koch und in 

weiterer Folge als LKW- sowie Taxifahrer und auch als Einkäufer gearbeitet. Durch diese Be-

rufe konnte der Beschwerdeführer im Iran seinen Lebensunterhalt verdienen. Festgestellt 

wird sohin, dass der Beschwerdeführer über eine neunjährige Schulbildung sowie über Berufs-

erfahrung verfügt und arbeitsfähig ist sowie, dass er im Fall seiner Rückkehr in den Iran ein 

familiäres- bzw. soziales Netz vorfinden und sohin nicht in eine existenzgefährdende Lage ge-

raten würde. 
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Nicht festgestellt wird, dass eine Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung des Beschwerde-

führers in den Iran eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK oder der 

Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für den Beschwerdeführer 

als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge will-

kürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit sich 

bringen würde. 

 

1.1.4. Der Beschwerdeführer ist strafrechtlich unbescholten. Er lebt seit Antragstellung am 

14.02.2016 auf der Grundlage einer vorläufigen Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylge-

setz in Österreich. Ein nicht auf das Asylgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht ist nicht ersichtlich. 

Der Beschwerdeführer ist in Österreich nicht selbsterhaltungsfähig erwerbstätig, sondern lebt 

seit der Antragstellung von Leistungen aus der staatlichen Grundversorgung. Im Zeitraum 

2017 bis 2018 hat der Beschwerdeführer bei der Gemeinde  XXXX gemeinnützige Arbeiten 

verrichtet und war auch im „ XXXX “ ehrenamtlich tätig. In Österreich hat er den Deutschkurs 

„Deutsch lernen für AsylwerberInnen – Alpha 1“ besucht und versteht ein wenig Deutsch, ist 

jedoch nicht in der Lage, sich auch aktiv in Deutsch zu verständigen. Der Beschwerdeführer 

verfügt über keine verwandtschaftlichen Beziehungen zu einem österreichischen Staatsange-

hörigen oder zu einem dauerhaft aufenthaltsberechtigten Fremden, hat jedoch einen Freun-

des- bzw. Bekanntenkreis in Österreich.  

 

Hinweise auf das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen kamen nicht hervor. Es konnten keine Umstände festge-

stellt werden, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers in den Iran gemäß § 46 FPG un-

zulässig wäre. 

 

1.2. Zur Lage im Iran: 

 

1.2.1. Politische Lage: 

 

Die komplexen Strukturen politischer Macht in der Islamischen Republik Iran sind sowohl von 

republikanischen als auch autoritären Elementen gekennzeichnet. Höchste politische Instanz 

ist der "Oberste Führer der Islamischen Revolution" [auch Oberster Rechtsgelehrter, Oberster 

Führer oder Revolutionsführer], Ayatollah Seyed Ali Hosseini Khamenei, der als Ausdruck des 

Herrschaftsprinzips des "velayat-e faqih" (Vormundschaft des Islamischen Rechtsgelehrten) 

über eine verfassungsmäßig verankerte Richtlinienkompetenz verfügt, Oberbefehlshaber der 

Streitkräfte ist und das letzte Wort in politischen Grundsatz- und ggf. auch Detailfragen hat. 
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Er wird von einer vom Volk auf acht Jahre gewählten Klerikerversammlung (Expertenrat) auf 

unbefristete Zeit bestimmt (AA 15.2.2019a, vgl. BTI 2018, ÖB Teheran 12.2018) und kann die-

sen theoretisch auch absetzen (ÖB Teheran 12.2018). Das Herrschaftsprinzips des "velayat-e 

faqih" besagt, dass nur ein herausragender Religionsgelehrter in der Lage sei, eine legitime 

Regierung zu führen bis der 12. Imam, die eschatologische Heilsfigur des schiitischen Islam, 

am Ende der Zeit zurückkehren und ein Zeitalter des Friedens und der Gerechtigkeit einleiten 

werde. Dieser Rechtsgelehrte ist das Staatsoberhaupt Irans mit dem Titel „Revolutionsführer“ 

(GIZ 3.2019a).  

Das iranische Regierungssystem ist ein semipräsidentielles, d.h. an der Spitze der Regierung 

steht der vom Volk für vier Jahre direkt gewählte Präsident (Amtsinhaber seit 2013 Hassan 

Rohani, wiedergewählt: Mai 2017). Er steht der Regierung vor, deren Kabinett er ernennt. Die 

Kabinettsmitglieder müssen allerdings vom Parlament bestätigt werden. Der Präsident ist der 

Leiter der Exekutive. Zudem repräsentiert er den Staat nach außen und unterzeichnet inter-

nationale Verträge. Dennoch ist seine faktische Macht beschränkt, da der Revolutionsführer 

in allen Fragen das letzte Wort hat bzw. haben kann (GIZ 3.2019a).  

Der Revolutionsführer ist wesentlich mächtiger als der Präsident, ihm unterstehen u.a. die 

Revolutionsgarden (Pasdaran oder IRGC) inklusive der mehrere Millionen Mitglieder umfas-

senden, paramilitärischen Basij-Milizen und die gesamte Judikative. Für die entscheidenden 

Fragen ist letztlich der Oberste Führer verantwortlich (ÖB Teheran 12.2018). Obwohl der Re-

volutionsführer oberste Entscheidungsinstanz und Schiedsrichter ist, kann er zentrale Ent-

scheidungen nicht gegen wichtige Machtzentren treffen. Politische Gruppierungen bilden sich 

um Personen oder Verwandtschaftsbeziehungen oder die Zugehörigkeit zu bestimmten Grup-

pen (z.B. Klerus). Diese Zugehörigkeiten und Allianzen unterliegen dabei einem ständigen 

Wandel (AA 12.1.2019).  

Ebenfalls alle vier Jahre gewählt wird die Islamische Beratende Versammlung oder Majles, ein 

Einkammerparlament mit 290 Abgeordneten, das gewisse legislative Kompetenzen hat und 

Ministern das Vertrauen entziehen kann (ÖB Teheran 12.2018). 

Der Wächterrat (12 Mitglieder, sechs davon vom Obersten Führer ernannte Geistliche, sechs 

von der Judikative bestimmte Juristen) hat mit einem Verfassungsgerichtshof vergleichbare 

Kompetenzen (Gesetzeskontrolle), ist jedoch insgesamt wesentlich mächtiger als ein westli-

ches Verfassungsgericht. Ihm obliegt u.a. auch die Genehmigung von Kandidaten bei Wahlen 

(ÖB Teheran 12.2018, vgl. AA 15.2.2019a, FH 4.2.2019, BTI 2018). Der Wächterrat ist somit 

das zentrale Mittel zur Machtausübung des Revolutionsführers (GIZ 3.2019a). 

Der Expertenrat wählt und überwacht den Revolutionsführer auf Basis der Verfassung. Die 86 

Mitglieder des Expertenrats werden alle acht Jahre vom Volk direkt gewählt. Für die Zulassung 

der Kandidaten ist der Wächterrat zuständig (WZ 11.1.2017). 
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Der Schlichtungsrat besteht aus 35 Mitgliedern, die vom Revolutionsführer unter Mitgliedern 

der Regierung, des Wächterrats, des Militärs und seinen persönlichen Vertrauten ernannt 

werden. Er hat zum einen die Aufgabe, im Streitfall zwischen verschiedenen Institutionen der 

Regierung zu vermitteln, zum anderen hat er festzustellen, was die langfristigen "Interessen 

des Systems" sind. Diese sind unter allen Umständen zu wahren. Der Systemstabilität wird in 

der Islamischen Republik alles untergeordnet. Falls nötig, können so in der Islamischen Repub-

lik etwa auch Gesetze verabschiedet werden, die der Scharia widersprechen, solange sie den 

Interessen des Systems dienen (GIZ 3.2019a). 

Die Basis des Wahlsystems der Islamischen Republik sind die Wahlberechtigten, also jeder ira-

nische Bürger ab 16 Jahren. Das Volk wählt das Parlament, den Präsidenten sowie den Exper-

tenrat (GIZ 3.2019a, vgl. AA 15.2.2019a) in geheimen und direkten Wahlen (AA 12.1.2019). 

Das System der Islamischen Republik kennt keine politischen Parteien. Theoretisch tritt jeder 

Kandidat für sich alleine an. In der Praxis gibt es jedoch Zusammenschlüsse von Abgeordneten, 

die westlichen Vorstellungen von Parteien recht nahe kommen (GIZ 3.2019a, vgl. AA 

15.2.2019a). Am 26. Februar 2016 fanden die letzten Wahlen zum Expertenrat und die erste 

Runde der Parlamentswahlen statt. In den Stichwahlen vom 29. April 2016 wurde über 68 

verbliebene Mandate der 290 Sitze des Parlaments abgestimmt. Aus den Wahlen gingen jene 

Kandidaten gestärkt hervor, die das Wiener Atomabkommen und die Lockerung der Wirt-

schaftssanktionen nach dem "Implementation Day" am 16. Januar 2016 unterstützen. Zahlrei-

che Kandidaten waren im Vorfeld durch den Wächterrat von einer Teilnahme an der Wahl 

ausgeschlossen worden. Nur 73 Kandidaten schafften die Wiederwahl. Im neuen Parlament 

sind 17 weibliche Abgeordnete vertreten (AA15.2.2019a). 

Das iranische Wahlsystem entspricht nicht internationalen demokratischen Standards. Der 

Wächterrat, der von konservativen Hardlinern und schlussendlich auch vom Obersten Rechts-

gelehrten Khamenei kontrolliert wird, durchleuchtet alle Kandidaten für das Parlament, die 

Präsidentschaft und den Expertenrat. Üblicherweise werden Kandidaten, die nicht als Insider 

oder nicht vollkommen loyal zum religiösen System gelten, nicht zu Wahlen zugelassen. Bei 

Präsidentschaftswahlen werden auch Frauen aussortiert. Das Resultat ist, dass die iranischen 

Wähler nur aus einem begrenzten und aussortierten Pool an Kandidaten wählen können (FH 

4.2.2019). Von den 1.499 Männern und 137 Frauen, die sich im Rahmen der Präsidentschafts-

wahl 2017 für die Kandidatur zum Präsidentenamt registrierten, wurden sechs männliche Kan-

didaten vom Wächterrat zugelassen. Die Wahlen an sich liefen im Prinzip frei und fair ab, un-

abhängige Wahlbeobachter waren aber nicht zugelassen. Ablauf, Durchführung sowie Kon-

troll- und Überprüfungsmechanismen der Wahlen sind in technischer Hinsicht grundsätzlich 

gut konzipiert (AA 12.1.2019). 
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Die Erwartung, dass durch den 2015 erfolgten Abschluss des Atomabkommens (JCPOA) Re-

formkräfte im Iran gestärkt würden, hat sich in den Parlamentswahlen im Februar bzw. April 

(Stichwahl) 2016 erfüllt. Die Reformer und Moderaten konnten starke Zugewinne erreichen, 

so gingen erstmals alle Parlamentssitze für die Provinz Teheran an das Lager der Reformer. 

Auf Reformbestrebungen bzw. die wirtschaftliche Öffnung des Landes durch die Regierung 

Rohanis wird von Hardlinern in Justiz und politischen Institutionen mit verstärktem Vorgehen 

gegen "unislamisches" oder konterrevolutionäres Verhalten reagiert. Es kann daher auch nicht 

von einer wirklichen Verbesserung der Menschenrechtslage gesprochen werden. Ein positiver 

Schritt Ende 2017 war die Aufhebung der Todesstrafe für die meisten Drogendelikte, was im 

ersten Halbjahr 2018 zu einer signifikanten Reduktion der vollstreckten Todesurteile (-60%) 

führte. Jedoch gab es 2018 mit der Einschränkung des Zugangs zu unabhängigen Anwälten in 

"politischen" Fällen und der zunehmenden Verfolgung von Umweltaktivisten auch zwei ein-

deutig negative Entwicklungen (ÖB Teheran 12.2019). 

Reformorientierte Regimekritiker sind weiterhin starken Repressionen ausgesetzt und unter-

stützen im Wesentlichen den im politischen Zentrum des Systems angesiedelten Präsidenten 

Rohani (AA 12.1.2019). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (15.2.2019a): Innenpolitik;  

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 BTI – Bertelsmann Stiftung (2018): BTI 2018 Country Report – Iran; 

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran; 

 GIZ – Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (3.2019a): Geschichte und Staat 

Iran; 

 ÖB – Österreichische Botschaften (12.2018): Asylländerbericht Iran und 

 WZ – Wiener Zeitung (11.1.2017): Das politische System des Iran 

 

1.2.2. Sicherheitslage: 

 

Den komplexen Verhältnissen in der Region muss stets Rechnung getragen werden. Be-

stimmte Ereignisse und Konflikte in Nachbarländern können sich auf die Sicherheitslage im 

Iran auswirken. 

Latente Spannungen im Land haben wiederholt zu Kundgebungen geführt, besonders im Zu-

sammenhang mit (religiösen) Lokalfeiertagen und Gedenktagen. Dabei ist es in verschiedenen 
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iranischen Städten bisweilen zu gewaltsamen Zusammenstößen zwischen den Sicherheitskräf-

ten und Demonstranten gekommen, die Todesopfer und Verletzte gefordert haben, wie bei-

spielsweise Ende Dezember 2017 und im Januar 2018 (EDA 11.6.2019). 

Das Risiko von Anschlägen besteht im ganzen Land. Am 22. September 2018 forderte ein At-

tentat auf eine Militärparade in Ahvaz (Provinz Khuzestan) zahlreiche Todesopfer und Ver-

letzte. Am 7. Juni 2017 wurden in Teheran Attentate auf das Parlament und auf das Mauso-

leum von Ayatollah Khomeini verübt. Sie haben über zehn Todesopfer und zahlreiche Ver-

letzte gefordert. In den Grenzprovinzen im Osten und Westen werden die Sicherheitskräfte 

immer wieder Ziel von bewaffneten Überfällen und Anschlägen (EDA 11.6.2019, vgl. AA 

11.6.2019b). In Iran kommt es, meistens in Minderheitenregionen, unregelmäßig zu Zwischen-

fällen mit terroristischem Hintergrund. Seit den Pariser Anschlägen vom November 2015 ha-

ben iranische Behörden die allgemeinen Sicherheitsmaßnahmen im Grenzbereich zu Irak und 

zu Pakistan, aber auch in der Hauptstadt Teheran, erhöht (AA 11.6.2019b). Im ganzen Land, 

besonders außerhalb von Teheran, kann es immer wieder zu politisch motivierten Kundge-

bungen mit einem hohen Aufgebot an Sicherheitskräften kommen (BMEIA 11.6.2019). 

In der Provinz Sistan-Belutschistan (Südosten, Grenze zu Pakistan/Afghanistan) kommt es re-

gelmäßig zu Konflikten zwischen iranischen Sicherheitskräften und bewaffneten Gruppierun-

gen. Die Bewegungsfreiheit ist eingeschränkt und es gibt vermehrte Sicherheits- und Perso-

nenkontrollen. Wiederholt wurden Ausländer in der Region festgehalten und längeren Verhö-

ren unterzogen. Eine Weiterreise war in manchen Fällen nur noch mit iranischer Polizeieskorte 

möglich. Dies geschah vor dem Hintergrund von seit Jahren häufig auftretenden Fällen be-

waffneter Angriffe auf iranische Sicherheitskräfte in der Region (AA 20.6.2018b). Die Grenz-

zone Afghanistan, östliches Kerman und Sistan-Belutschistan stehen teilweise unter dem Ein-

fluss von Drogenhändlerorganisationen sowie von extremistischen Organisationen. Sie haben 

wiederholt Anschläge verübt und setzen teilweise Landminen auf Überlandstraßen ein. Es 

kann hier jederzeit zu bewaffneten Auseinandersetzungen mit Sicherheitskräften kommen 

(EDA 11.6.2019). 

In der Provinz Kurdistan und der ebenfalls von Kurden bewohnten Provinz West-Aserbaid-

schan gibt es wiederholt Anschläge gegen Sicherheitskräfte, lokale Repräsentanten der Justiz 

und des Klerus. In diesem Zusammenhang haben Sicherheitskräfte ihr Vorgehen gegen kurdi-

sche Separatistengruppen und Kontrollen mit Checkpoints noch einmal verstärkt. Seit März 

2011 gab es in der Region wieder verstärkt bewaffnete Zusammenstöße zwischen iranischen 

Sicherheitskräften und kurdischen Separatistenorganisationen wie PJAK und DPIK, mit Todes-

opfern auf beiden Seiten. Insbesondere die Grenzregionen zum Irak und die Region um die 

Stadt Sardasht waren betroffen. Trotz eines im September 2011 vereinbarten Waffenstillstan-
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des kam es im Jahr 2015 und verstärkt im Sommer 2016 zu gewaltsamen Konflikten. In be-

waffneten Auseinandersetzungen zwischen iranischen Sicherheitskräften und Angehörigen 

der DPIK im September 2016 nahe der Stadt Sardasht wurden zehn Personen und drei Revo-

lutionsgardisten getötet. Seit Juni 2016 kam es in der Region zu mehreren derartigen Vorfäl-

len. Bereits 2015 hatte es nahe der Stadt Khoy, im iranisch-türkischen Grenzgebiet (Provinz 

West-Aserbaidschan), Zusammenstöße mit mehreren Todesopfern gegeben. Seit 2015 kommt 

es nach iranischen Angaben in der Provinz Khuzestan und in anderen Landesteilen, auch in 

Teheran, wiederholt zu Verhaftungen von Personen, die mit dem sogenannten Islamischen 

Staat in Verbindung stehen und Terroranschläge in Iran geplant haben sollen (AA 11.6.2019b). 

Im iranisch-irakischen Grenzgebiet sind zahlreiche Minenfelder vorhanden (in der Regel Sperr-

zonen). Die unsichere Lage und die Konflikte in Irak verursachen Spannungen im Grenzgebiet. 

Gelegentlich kommt es zu Schusswechseln zwischen aufständischen Gruppierungen und den 

Sicherheitskräften. Bisweilen kommt es auch im Grenzgebiet zur Türkei zu Schusswechseln 

zwischen militanten Gruppierungen und den iranischen Sicherheitskräften. (EDA 11.6.2019). 

Schmuggler, die zwischen dem iranischen und irakischen Kurdistan verkehren, werden mitun-

ter erschossen, auch wenn sie unbewaffnet sind (ÖB Teheran 12.2018). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (11.6.2019b): Iran: Reise- und Sicherheitshinweise; 

 BMeiA – Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 

(11.6.2019): Reiseinformation Iran; 

 EDA – Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten (11.6.2019): Rei-

sehinweise Iran und  

 ÖB – Österreichische Botschaften (12.2018): Asylländerbericht Iran 

 

1.2.3. Rechtsschutz / Justizwesen:  

 

Seit 1979 ist Iran eine Islamische Republik, in welcher versucht wird, demokratische und isla-

mische Elemente miteinander zu verbinden. Die iranische Verfassung besagt, dass alle Gesetze 

sowie die Verfassung auf islamischen Grundsätzen beruhen müssen. Mit einer demokratischen 

Verfassung im europäischen Sinne kann sie daher nicht verglichen werden (ÖB Teheran 

12.2018). Das in der iranischen Verfassung enthaltene Gebot der Gewaltentrennung ist prak-

tisch stark eingeschränkt. Der Revolutionsführer ernennt für jeweils fünf Jahre den sogenann-

ten Chef der Judikative. Dieser ist laut Art.157 der Verfassung die höchste Autorität in allen 

Fragen der Justiz; der Justizminister hat demgegenüber vorwiegend Verwaltungskompeten-

zen. Die Unabhängigkeit der Gerichte ist in der Verfassung festgeschrieben, unterliegt jedoch 
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Begrenzungen. Immer wieder wird deutlich, dass Exekutivorgane, v.a. der Sicherheitsapparat, 

trotz des formalen Verbots, in Einzelfällen massiven Einfluss auf die Urteilsfindung und die 

Strafzumessung nehmen. Zudem ist zu beobachten, dass fast alle Entscheidungen der ver-

schiedenen Staatsgewalten bei Bedarf informell durch den Revolutionsführer und seine Mit-

arbeiter beeinflusst und gesteuert werden können. Auch ist das Justizwesen nicht frei von Kor-

ruption. Nach belastbaren Aussagen von Rechtsanwälten ist ca. ein Drittel der Richter bei ent-

sprechender Gegenleistung zu einem Entgegenkommen bereit. In Iran gibt es eine als unab-

hängige Organisation aufgestellte Rechtsanwaltskammer („Iranian Bar Association“; IBA). Al-

lerdings sind die Anwälte der IBA staatlichem Druck und Einschüchterungsmaßnahmen insbe-

sondere in politischen Verfahren ausgesetzt. Die Liste der Verteidiger in politischen Verfahren 

ist auf 20 Anwälte beschränkt worden, die z. T. dem Regime nahe stehen (AA 12.1.2019). Das 

Justizsystem wird als Instrument benutzt, um Regimekritiker und Oppositionelle zum Schwei-

gen zu bringen (FH 4.2.2019).  

Obwohl das Beschwerderecht rechtlich garantiert ist, ist es in der Praxis eingeschränkt, insbe-

sondere bei Fällen, die die nationale Sicherheit oder Drogenvergehen betreffen (BTI 2018). 

Richter werden nach religiösen Kriterien ernannt. Internationale Beobachter kritisieren wei-

terhin den Mangel an Unabhängigkeit des Justizsystems und der Richter und, dass die Verfah-

ren internationale Standards der Fairness nicht erfüllen (US DOS 13.3.2019). Iranische Ge-

richte, insbesondere die Revolutionsgerichte, verletzen immer wieder die Regeln für faire Ge-

richtsverfahren. Geständnisse, die wahrscheinlich unter Anwendung von Folter erlangt wur-

den, werden als Beweis vor Gericht verwendet (HRW 17.1.2019). Die Behörden setzen sich 

ständig über die Bestimmungen hinweg, welche die Strafprozessordnung von 2015 für ein ord-

nungsgemäßes Verfahren vorsieht, wie das Recht auf einen Rechtsbeistand unmittelbar nach 

der Festnahme und während der Untersuchungshaft (AI 22.2.2018, vgl. HRW 17.1.2019). 

In der Normenhierarchie der Rechtsordnung Irans steht die Scharia an oberster Stelle. Darun-

ter stehen die Verfassung und das übrige kodifizierte Recht. Die Richter sind nach der Verfas-

sung angehalten, bei der Rechtsanwendung zuerst auf Grundlage des kodifizierten Rechts zu 

entscheiden. Im Zweifelsfall kann jedoch gemäß den Art. 167 und 170 der iranischen Verfas-

sung die Scharia vorrangig angewendet werden (AA 9.12.2015, vgl. US DOS 29.5.2018). 

In der Strafjustiz existieren mehrere voneinander getrennte Gerichtszweige. Die beiden wich-

tigsten sind die ordentlichen Strafgerichte und die Revolutionsgerichte. Daneben sind die Pres-

segerichte für Taten von Journalisten, Herausgebern und Verlegern zuständig. Die “Sonderge-

richte für die Geistlichkeit“ sollen abweichende Meinungen unter schiitischen Geistlichen un-

tersuchen und ihre Urheber bestrafen. Sie unterstehen direkt dem Revolutionsführer und sind 

organisatorisch außerhalb der Judikative angesiedelt (AA 9.12.2015, vgl. BTI 2018).  
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Die Zuständigkeit der Revolutionsgerichte beschränkt sich auf folgende Delikte: 

 Straftaten betreffend die innere und äußere Sicherheit des Landes, bewaffneter Kampf 

gegen das Regime, Verbrechen unter Einsatz von Waffen, insbesondere "Feindschaft 

zu Gott" und "Korruption auf Erden"; 

 Anschläge auf politische Personen oder Einrichtungen; 

 Beleidigung des Gründers der Islamischen Republik Iran und des jeweiligen Revoluti-

onsführers; 

 Spionage für fremde Mächte; 

 Rauschgiftdelikte, Alkoholdelikte und Schmuggel; 

 Bestechung, Korruption, Unterschlagung öffentlicher Mittel und Verschwendung von 

Volksvermögen (AA 9.12.2015). 

 

Gerichtsverfahren, vor allem Verhandlungen vor Revolutionsgerichten, finden nach wie vor 

unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt und sind extrem kurz. Manchmal dauert ein Verfahren 

nur wenige Minuten (AI 22.2.2018). 

Die iranische Strafrechtspraxis unterscheidet sich stark von jener der europäischen Staaten: 

Körperstrafen sowie die Todesstrafe werden verhängt (ÖB Teheran 12.2018, vgl. AA 

12.1.2019). Nach Art. 278 iStGB können in bestimmten Fällen des Diebstahls Amputationen 

von Gliedmaßen – auch für Ersttäter – vom Gericht angeordnet werden (AA 12.1.2019). Am-

putation eines beispielsweise Fingers bei Diebstahl fällt unter Vergeltungsstrafen ("Qisas"), 

ebenso wie die Blendung, die auch noch immer angewendet werden kann. Durch Erhalt eines 

Abstandsgeldes ("Diya") kann der ursprünglich Verletzte jedoch auf die Anwendung einer Blen-

dung verzichten (ÖB Teheran 12.2018). 

Aussagen hinsichtlich einer einheitlichen Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis sind 

nur eingeschränkt möglich, da diese sich durch scheinbare Willkür auszeichnet. Rechtlich mög-

lich wird dies vorrangig durch unbestimmte Formulierungen von Straftatbeständen und 

Rechtsfolgen sowie eine uneinheitliche Aufsicht der Justiz über die Gerichte. Auch willkürliche 

Verhaftungen kommen vor und führen dazu, dass Personen ohne ein anhängiges Strafverfah-

ren festgehalten werden. Darüber hinaus ist die Strafverfolgungspraxis auch stark von aktuel-

len politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen bestimmt. Im August 2018 wurde ange-

sichts der kritischen Wirtschaftslage ein Sondergericht für Wirtschaftsstraftaten eingerichtet, 

das bislang schon sieben Menschen wegen Korruption zum Tode verurteilt hat (AA 12.1.2019). 

Wohl häufigster Anknüpfungspunkt für Diskriminierung im Bereich der Strafverfolgung ist die 

politische Überzeugung. Beschuldigten bzw. Angeklagten werden grundlegende Rechte vor-

enthalten, die auch nach iranischem Recht garantiert sind. Untersuchungshäftlinge werden bei 

Verdacht eines Verbrechens unbefristet ohne Anklage festgehalten, ihre Familien werden nicht 
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oder sehr spät informiert. Oft erhalten Gefangene während der laufenden Ermittlungen keinen 

rechtlichen Beistand, weil ihnen dieses Recht verwehrt wird oder ihnen die finanziellen Mittel 

fehlen. Insbesondere bei politisch motivierten Verfahren gegen Oppositionelle erheben Ge-

richte oft Anklage aufgrund konstruierter oder vorgeschobener Straftaten. Die Strafen sind in 

Bezug auf die vorgeworfene Tat zum Teil unverhältnismäßig hoch. Hinsichtlich der Ausübung 

von Sippenhaft liegen gegensätzliche Informationen vor, sodass eine belastbare Aussage nicht 

möglich ist (AA 12.1.2019). 

Hafterlass ist nach Ableistung der Hälfte der Strafe möglich. Amnestien werden unregelmäßig 

vom Revolutionsführer auf Vorschlag des Chefs der Justiz im Zusammenhang mit hohen religi-

ösen Feiertagen und dem iranischen Neujahrsfest am 21. März ausgesprochen. Bei Vergel-

tungsstrafen können die Angehörigen der Opfer gegen Zahlung eines Blutgeldes auf den Voll-

zug der Strafe verzichten. Unter der Präsidentschaft Rohanis hat die Zahl der Aussetzung der 

hohen Strafen bis hin zur Todesstrafe wegen des Verzichts der Angehörigen auf den Vollzug 

der Strafe stark zugenommen (AA 12.1.2019). 

Rechtsschutz ist oft nur eingeschränkt möglich. Anwälte, die politische Fälle übernehmen, wer-

den systematisch eingeschüchtert oder an der Übernahme der Mandate gehindert. Der Zu-

gang von Verteidigern zu staatlichem Beweismaterial wird häufig eingeschränkt oder ver-

wehrt. Die Unschuldsvermutung wird mitunter - insbesondere bei politisch aufgeladenen Ver-

fahren - nicht beachtet. Zeugen werden durch Drohungen zu belastenden Aussagen gezwun-

gen. Es gibt zahlreiche Berichte über durch Folter und psychischen Druck erzwungene Geständ-

nisse. Insbesondere Isolationshaft wird genutzt, um politische Gefangene und Journalisten 

psychisch unter Druck zu setzen. Gegen Kautionszahlungen können Familienmitglieder die Iso-

lationshaft in einzelnen Fällen verhindern oder verkürzen (AA 12.1.2019). 

 

Quellen: 

 AA - Auswärtiges Amt (9.12.2015): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran;  

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran;  

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The 

State of the World's Human Rights – Iran;  

 BTI - Bertelsmann  Stiftung (2018): BTI 2018 Country  Report — Iran;  

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran;  

 HRW – Human Rights Watch (17.1.2019): World Report 2019 – Iran;  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran;  
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 US DOS - US Department of State (13.3.2019): Country Reports on Human Rights Prac-

tices 2018 Iran und  

 US DOS - US Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious 

Freedom – Iran 

 

1.2.4. Sicherheitsbehörden: 

 

Diverse Behörden teilen sich die Verantwortung für die innere Sicherheit; etwa das Informati-

onsministerium, die Ordnungskräfte des Innenministeriums, die dem Präsidenten berichten, 

und die Revolutionsgarden (Sepah-e Pasdaran-e Enghelab-e Islami - IRGC), welche direkt dem 

Obersten Führer Khamenei berichten. Die Basij-Kräfte, eine freiwillige paramilitärische Grup-

pierung mit lokalen Niederlassungen in Städten und Dörfern, sind zum Teil als Hilfseinheiten 

zum Gesetzesvollzug innerhalb der Revolutionsgarden tätig. Basij-Einheiten sind oft bei der 

Unterdrückung von politischen Oppositionellen oder bei der Einschüchterung von Zivilisten, 

die den strikten Moralkodex nicht befolgen, involviert (US DOS 13.3.2019). Organisatorisch 

sind die Basij den Pasdaran (Revolutionsgarden) unterstellt und ihnen gehören auch Frauen 

und Kinder an (AA 12.1.2019). Basijis sind ausschließlich gegenüber dem Obersten Führer loyal 

und haben oft keinerlei reguläre polizeiliche Ausbildung, die sie mit rechtlichen Grundprinzi-

pien polizeilichen Handelns vertraut gemacht hätten. Basijis haben Stützpunkte u.a. in Schulen 

und Universitäten, wodurch die permanente Kontrolle der iranischen Jugend gewährleistet ist. 

Schätzungen über die Zahl der Basijis gehen weit auseinander und reichen bis zu mehreren 

Millionen (ÖB Teheran 12.2018). 

Die Polizei unterteilt sich in Kriminalpolizei, Polizei für Sicherheit und öffentliche Ordnung (Sit-

tenpolizei), Internetpolizei, Drogenpolizei, Grenzschutzpolizei, Küstenwache, Militärpolizei, 

Luftfahrtpolizei, eine Polizeispezialtruppe zur Terrorbekämpfung und Verkehrspolizei. Die Po-

lizei hat auch einen eigenen Geheimdienst. Eine Sonderrolle nehmen die Revolutionsgarden 

ein, deren Auftrag formell der Schutz der Islamischen Revolution ist. Als Parallelarmee zu den 

regulären Streitkräften durch den Staatsgründer Khomeini aufgebaut, haben sie neben ihrer 

herausragenden Bedeutung im Sicherheitsapparat im Laufe der Zeit Wirtschaft, Politik und 

Verwaltung durchsetzt und sich zu einem Staat im Staate entwickelt. Militärisch kommt ihnen 

eine höhere Bedeutung als dem regulären Militär zu. Sie verfügen über eigene Gefängnisse 

und eigene Geheimdienste sowie engste Verbindungen zum Revolutionsführer (AA 12.1.2019). 

Die Revolutionsgarden sind eng mit der iranischen Wirtschaft verbunden (FH 4.2.2019). Sie 

betreiben den Imam Khomeini International Airport in der iranischen Hauptstadt und verfügen 

damit allein durch Start- und Landegebühren über ein äußerst lukratives Geschäft. Auch an 

den anderen Flug- und Seehäfen im Land kontrollieren die Truppen der IRGC Irans Grenzen. 
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Sie entscheiden, welche Waren ins Land gelassen werden und welche nicht. Sie zahlen weder 

Zoll noch Steuern. Sie verfügen über Land-, See- und Luftstreitkräfte, kontrollieren Irans stra-

tegisches Waffenarsenal und werden auf eine Truppenstärke von mehr als 120.000 geschätzt. 

Außerdem sind die Revolutionswächter ein gigantisches Wirtschaftsunternehmen, das Augen-

kliniken betreibt, Kraftfahrzeuge, Autobahnen, Eisenbahnstrecken und sogar U-Bahnen baut. 

Sie sind eng mit der Öl- und Gaswirtschaft des Landes verflochten, bauen Staudämme und sind 

im Bergbau aktiv (DW 18.2.2016). Heute gehören Khamenei und den Revolutionsgarden rund 

80% der iranischen Wirtschaft. Sie besitzen außer den größten Baufirmen auch Fluggesell-

schaften, Minen, Versicherungen, Banken, Elektrizitätswerke, Telekommunikationsfirmen, 

Fußballklubs und Hotels. Für die Auslandsaktivitäten gibt das Regime Milliarden aus (Mena-

watch 10.1.2018). Längst ist aus den Revolutionsgarden eine bedeutender Machtfaktor gewor-

den - gesellschaftlich, wirtschaftlich, militärisch und politisch. Sehr zum Leidwesen von Hassan 

Rohani. Der wiedergewählte Präsident versucht zwar, die Garden und ihre Chefebene in die 

Schranken zu weisen. Das gelingt ihm jedoch kaum. Die paramilitärischen Einheiten schalten 

und walten nach wie vor nach Belieben. Nicht nur in Iran, sondern in der Region. Es gibt nur 

wenige Konflikte, an denen sie nicht beteiligt sind. Libanon, Irak, Syrien, Jemen - überall mi-

schen die Revolutionsgarden mit und versuchen, die islamische Revolution zu exportieren. Ihre 

Al-Quds-Brigaden sind als Kommandoeinheit speziell für Einsätze im Ausland trainiert (Tages-

spiegel 8.6.2017, vgl. BTI 2018). 

Das Ministerium für Information ist als Geheimdienst (Vezarat-e Etela'at) mit dem Schutz der 

nationalen Sicherheit, Gegenspionage und der Beobachtung religiöser und illegaler politischer 

Gruppen beauftragt. Aufgeteilt ist dieser in den Inlandsgeheimdienst, Auslandsgeheimdienst, 

Technischen Aufklärungsdienst und eine eigene Universität (Imam Ali Universität). Dabei 

kommt dem Inlandsgeheimdienst die bedeutendste Rolle bei der Bekämpfung der politischen 

Opposition zu. Der Geheimdienst tritt bei seinen Maßnahmen zur Bekämpfung der politischen 

Opposition nicht als solcher auf, sondern bedient sich überwiegend der Basij und der Justiz. 

Das reguläre Militär (Artesh) erfüllt im Wesentlichen Aufgaben der Landesverteidigung und 

Gebäudesicherung. Neben dem "Hohen Rat für den Cyberspace" beschäftigt sich die iranische 

Cyberpolice mit Internetkriminalität mit Fokus auf Wirtschaftskriminalität, Betrugsfällen und 

Verletzungen der Privatsphäre im Internet sowie der Beobachtung von Aktivitäten in sozialen 

Netzwerken und sonstigen politisch relevanten Äußerungen im Internet. Sie steht auf der EU-

Menschenrechtssanktionsliste (AA 12.1.2019). 

Die Regierung hat volle Kontrolle über die Sicherheitskräfte und über den größten Teil des Lan-

des, mit Ausnahme einiger Grenzgebiete. Irans Polizei ist traditionellerweise verantwortlich 

für die innere Sicherheit und im Falle von Protesten oder Aufständen. Sie wird von den Revo-
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lutionsgarden (IRGC) und den Basij Milizen unterstützt. Im Zuge der steigenden inneren Her-

ausforderungen verlagerte das herrschende System die Verantwortung für die innere Sicher-

heit immer mehr zu den IRGC. Die Polizeikräfte arbeiten ineffizient. Getrieben von religiösen 

Ansichten und Korruption, geht die Polizei gemeinsam mit den Kräften der Basij und der Revo-

lutionsgarden rasch gegen soziale und politische Proteste vor, ist aber weniger eifrig, wenn es 

darum geht, die Bürger vor kriminellen Aktivitäten zu schützen (BTI 2018). Der Oberste Führer 

hat höchste Autorität unter allen Sicherheitsorganisationen. Straffreiheit innerhalb des Sicher-

heitsapparates ist weiterhin ein Problem. Menschenrechtsgruppen beschuldigen reguläre und 

paramilitärische Sicherheitskräfte (wie zum Beispiel die Basij), zahlreiche Menschenrechtsver-

letzungen begangen zu haben. Es gibt keinen transparenten Mechanismus, um Missbräuche 

der Sicherheitskräfte zu untersuchen oder zu bestrafen. Es gibt nur wenige Berichte, dass die 

Regierung Täter diszipliniert. Eine nennenswerte Ausnahme stellt der Fall des früheren Teher-

aner Staatsanwaltes dar, der im November 2017 für seine mutmaßliche Verantwortung für 

Folter und Todesfälle unter Demonstranten im Jahr 2009, zu zwei Jahren Haft verurteilt wurde 

(US DOS 13.3.2019). 

Mit willkürlichen Verhaftungen kann und muss jederzeit gerechnet werden, da die Geheim-

dienste (der Regierung und der Revolutionsgarden) sowie die Basijis nicht einmal nach irani-

schen rechtsstaatlichen Standards handeln. Auch Verhaltensweisen, die an sich (noch) legal 

sind, können das Misstrauen der Basijis hervorrufen. Bereits auffälliges Hören von (insb. west-

licher) Musik, ungewöhnliche Bekleidung oder Haarschnitt, die Äußerung der eigenen Mei-

nung zum Islam, Partys oder gemeinsame Autofahrten junger nicht miteinander verheirateter 

Männer und Frauen könnte den Unwillen zufällig anwesender Basijis bzw. mit diesen sympa-

thisierenden Personen hervorrufen. Willkürliche Verhaftungen oder Verprügelungen durch 

Basijis können in diesem Zusammenhang nicht ausgeschlossen werden (ÖB Teheran 12.2018). 

In Bezug auf die Überwachung der Bevölkerung, ist nicht bekannt, wie groß die Kapazität der 

iranischen Behörden ist. Die Behörden können nicht jeden zu jeder Zeit überwachen, haben 

aber eine Atmosphäre geschaffen, in der die Bürger von einer ständigen Beobachtung ausge-

hen (DIS/DRC 23.2.2018). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran;  

 BTI - Bertelsmann Stiftung (2018): BTI 2018 Country  Report — Iran;  

 DW – Deutsche Welle (18.2.2016): Die Strippenzieher der iranischen Wirtschaft; 

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran;  
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 DIS/DRC - The Danish Immigration Service/Danish Refugee Council (23.2.2018): IRAN - 

House Churches and Converts. Joint report from the Danish Immigration Service and 

the Danish Refugee Council based on interviews in Tehran, Iran, Ankara, Turkey and 

London, United Kingdom, 9 September to 16 September 2017 and 2 October to 3 Oc-

tober 2017;  

 Menawatch (10.1.2018): Die Wirtschaft des Iran ist in den Händen der Revolutionsgar-

den;  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran;  

 Tagesspiegel (8.6.2017): Staat im Staat: Warum Irans Revolutionsgarden so viel Macht 

haben und  

 US DOS - US Department of State (13.3.2019): Country Reports on Human Rights Prac-

tices 2018 Iran 

 

1.2.5. Allgemeine Menschenrechtslage:  

 

Die iranische Verfassung vom 15. November 1979 enthält einen umfassenden Grundrechtska-

talog. Der Generalvorbehalt des Einklangs mit islamischen Prinzipien des Art. 4 IRV lässt jedoch 

erhebliche Einschränkungen zu. Der im Jahr 2001 geschaffene "Hohe Rat für Menschenrechte" 

untersteht unmittelbar der Justiz. Das Gremium erfüllt allerdings nicht die Voraussetzungen 

der 1993 von der UN-Generalversammlung verabschiedeten "Pariser Prinzipien" (AA 

12.1.2019). 

 

Iran hat folgende UN-Menschenrechtsabkommen ratifiziert: 

 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

 Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie-

rung 

 Übereinkommen über die Rechte des Kindes (unter Vorbehalt des Einklangs mit islami-

schen Recht) 

 Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes 

 UNESCO Konvention gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen 

 Konvention über die Rechte behinderter Menschen 

 UN-Apartheit-Konvention 

 Internationales Übereinkommen gegen Apartheid im Sport (AA 12.1.2019) 
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Iran hat folgende UN-Menschenrechtsabkommen nicht ratifiziert: 

 - Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-

gende Behandlung oder Strafe 

 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

 Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (AA 

12.1.2019). 

 

Der Iran zählt zu den Ländern mit einer anhaltend beunruhigenden Lage der Menschenrechte, 

die jedoch besser ist als in der Mehrzahl der Nachbarländer (ÖB Teheran 12.2018). Die Men-

schenrechtsbilanz der Regierung bleibt schlecht und verschlechterte sich in mehreren Schlüs-

selbereichen. Zu den Menschenrechtsfragen gehören Hinrichtungen für Verbrechen, die nicht 

dem internationalen Rechtsstandard der "schwersten Verbrechen" entsprechen, zahlreiche 

Berichte über rechtswidrige oder willkürliche Tötungen, Verschwindenlassen und Folter durch 

Regierungsbeamte, harte und lebensbedrohliche Haftbedingungen, systematische Inhaftie-

rungen einschließlich Hunderter von politischen Gefangenen. Weiters unrechtmäßige Eingriffe 

in die Privatsphäre, Beschränkungen der freien Meinungsäußerung, der Presse und des Inter-

nets, einschließlich Zensur, Blockieren von Webseiten und Kriminalisierung von Verleumdun-

gen; erhebliche Eingriffe in das Recht auf friedliche Versammlung und Vereinigungsfreiheit, 

wie z.B. die restriktiven Gesetze für Nichtregierungsorganisationen (NGO); Einschränkungen 

der Religionsfreiheit, Beschränkungen der politischen Beteiligung, weit verbreitete Korruption 

auf allen Regierungsebenen, rechtswidrige Rekrutierung von Kindersoldaten durch Regie-

rungsakteure zur Unterstützung des Assad-Regimes in Syrien, Menschenhandel, strenge staat-

liche Beschränkungen der Rechte von Frauen und Minderheiten, Kriminalisierung von sexuel-

len Minderheiten, Verbrechen, die Gewalt oder Gewaltdrohungen gegen LGBTI-Personen be-

inhalten, und schließlich das Verbot unabhängiger Gewerkschaften. Die Regierung unternahm 

wenige Schritte um verantwortliche Beamte zur Rechenschaft zu ziehen. Viele dieser Miss-

stände sind im Rahmen der Regierungspolitik zu verantworten. Straffreiheit ist auf allen Ebe-

nen der Regierung und der Sicherheitskräfte weit verbreitet (US DOS 13.3.2019). 

Besonders schwerwiegend und verbreitet sind staatliche Repressionen gegen jegliche Aktivi-

tät, die als Angriff auf das politische System empfunden wird oder die islamischen Grundsätze 

in Frage stellt. Als rechtliche Grundlage dienen dazu weit gefasste Straftatbestände (vgl. Art. 

279 bis 288 iStGB sowie Staatsschutzdelikte insbesondere Art. 1 bis 18 des 5. Buches des 

iStGB). Personen, deren öffentliche Kritik sich gegen das System der Islamischen Republik Iran 

als solches richtet und die zugleich intensive Auslandskontakte unterhalten, können der Spio-

nage beschuldigt werden (AA 12.1.2019). Besonders unter Druck stehen Mitglieder bzw. Grün-
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der von Menschenrechtsorganisationen (zumeist Strafverteidiger bzw. Menschenrechtsan-

wälte), wie etwa des "Defenders of Human Rights Center", deren Gründungsmitglieder nahezu 

allesamt wegen ihrer Tätigkeit hohe Haftstrafen verbüßen. Zum Teil wurden auch Körperstra-

fen sowie Berufs- und Reiseverbote über sie verhängt. Es ist davon auszugehen, dass sie in 

Haftanstalten physischer und schwerer psychischer Folter ausgesetzt sind. Oft werden auch 

Familienmitglieder und Freunde von Strafverteidigern unter Druck gesetzt (verhört oder ver-

haftet). Die Tätigkeit als Frauen- und Menschenrechtsaktivist wird regelmäßig strafrechtlich 

verfolgt (Vorwurf der Propaganda gegen das Regime o.ä.) und hat oft die Verurteilung zu Haft- 

oder auch Körperstrafen zur Folge (ÖB Teheran 12.2018). 

Die Rechte auf Meinungs-, Vereinigungs-, Versammlungs- und Religionsfreiheit sind weiterhin 

stark eingeschränkt. Die Behörden inhaftierten zahlreiche Personen, die friedlich Kritik geäu-

ßert hatten. Die Gerichtsverfahren waren in aller Regel unfair. Folter und andere Misshandlun-

gen von Gefangenen sind noch immer an der Tagesordnung und bleiben straflos. Es werden 

weiterhin Auspeitschungen, Amputationen und andere grausame Körperstrafen vollstreckt. 

Die Behörden billigten, dass Menschen wegen ihres Geschlechts, ihres Glaubens, ihrer politi-

schen Überzeugung, ethnischen Zugehörigkeit, sexuellen Orientierung, Geschlechtsidentität 

oder einer Behinderung in starkem Maße diskriminiert und Opfer von Gewalt wurden. Hun-

derte Menschen wurden hingerichtet, einige von ihnen in der Öffentlichkeit. Tausende saßen 

weiterhin in den Todeszellen, darunter Personen, die zur Tatzeit noch minderjährig waren. 

Ende Dezember 2017 gingen Tausende Menschen auf die Straße, um gegen Armut, Korruption 

und politische Unterdrückung zu protestieren. Es waren die größten Kundgebungen gegen die 

iranische Führung seit 2009 (AI 22.2.2018). Bei diesen landesweiten Protesten wurden ca. 

4.900 Personen verhaftet und mindestens 21 Personen wurden bei Auseinandersetzungen mit 

den Sicherheitsbehörden während der Demonstrationen getötet (FH 4.2.2019). Human Rights 

Watch spricht von 30 Getöteten, einschließlich Sicherheitskräften. Glaubwürdige Untersu-

chungen in Bezug auf die getöteten Demonstranten oder in Bezug auf die übermäßige Gewalt-

anwendung wurden nicht unternommen. Die Behörden wendeten sich verstärkt dem friedli-

chen Aktivismus zu und nahmen Anwälte und Menschenrechtsverteidiger fest, die nun mit 

Anklagen konfrontiert sind, die zu langen Gefängnisstrafen führen können (HRW 17.1.2019). 

Wie 2013 versprach Rohani auch im Wahlkampf 2017, die Bürgerrechte und die Meinungsfrei-

heit zu stärken. In seiner ersten Amtszeit von 2013-17 konnte die Regierung den Erwartungen 

nach einer Liberalisierung im Inneren allerdings nicht gerecht werden. Die Menschenrechts-

lage in Iran bleibt fünf Jahre nach Amtsantritt einer gemäßigten Regierung trotz gradueller 

Verbesserungen im Bereich der Kunst- und Pressefreiheit nahezu unverändert kritisch. Re-

gimegegner sowie religiöse und ethnische Minderheiten sind nach wie vor regelmäßig Opfer 
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staatlicher Repressionen. Beunruhigend ist die hohe Anzahl an Hinrichtungen, die jedoch auf-

grund einer Änderung im Drogengesetz 2018 niedriger lag als in den Vorjahren (AA 

15.2.2019a).  

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran;  

 AA – Auswärtiges Amt (15.2.2019a): Innenpolitik;  

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The 

State of the World's Human Rights – Iran;  

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran;  

 HRW – Human Rights Watch (17.1.2019): World Report 2019 – Iran;  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran und  

 US DOS - US Department of State (13.3.2019): Country Reports on Human Rights Prac-

tices 2018 Iran 

 

1.2.6. Religionsfreiheit:  

 

In Iran leben ca. 82 Millionen Menschen, von denen ungefähr 99% dem Islam angehören. Etwa 

90% der Bevölkerung sind Schiiten, ca. 9% sind Sunniten und der Rest verteilt sich auf Christen, 

Juden, Zoroastrier, Baha‘i, Sufis, Ahl-e Haqq und nicht weiter spezifizierte religiöse Gruppie-

rungen (BFA Analyse 23.5.2018). Der Islam schiitischer Prägung ist im Iran Staatsreligion. 

Gleichwohl dürfen die in Art. 13 der iranischen Verfassung anerkannten „Buchreligionen“ 

(Christen, Juden, Zoroastrier) ihren Glauben im Land relativ frei ausüben. In Fragen des Ehe- 

und Familienrechts genießen sie verfassungsrechtlich Autonomie. Jegliche Missionstätigkeit 

kann jedoch als „mohareb“ (Krieg gegen Gott) verfolgt und mit dem Tod bestraft werden. Auch 

unterliegen Vertreter religiöser Minderheiten Beschränkungen beim Zugang zu höheren 

Staatsämtern. Nichtmuslime sehen sich darüber hinaus im Familien- und Erbrecht nachteiliger 

Behandlung ausgesetzt, sobald ein Muslim Teil der relevanten Personengruppe ist (AA 

12.1.2019, vgl. ÖB Teheran 12.2019).  

Anerkannte religiöse Minderheiten – Zoroastrier, Juden, (v.a. armenische und assyrische) 

Christen – werden diskriminiert, nicht anerkannte nicht-schiitische Gruppen – Bahá‘í, konver-

tierte evangelikale Christen, Sufi (Derwisch-Orden), Atheisten – werden in unterschiedlichem 

Grad verfolgt. Sunniten werden v.a. beim beruflichen Aufstieg im öffentlichen Dienst diskrimi-

niert. Vertreter von anerkannten religiösen Minderheiten betonen immer wieder, wenig oder 

kaum Repressalien ausgesetzt zu sein. Sie sind in ihrer Religionsausübung – im Vergleich mit 
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anderen Ländern der Region – nur relativ geringen Einschränkungen unterworfen (religiöse 

Aktivitäten sind nur in den jeweiligen Gotteshäusern und Gemeindezentren erlaubt; christliche 

Gottesdienste in Farsi sowie missionarische Tätigkeiten sind generell verboten). Darüber hin-

aus haben sie gewisse anerkannte Minderheitenrechte, etwa – unabhängig von ihrer zahlen-

mäßigen Stärke – eigene Vertreter im Parlament sowie das Recht auf Alkoholkonsum bei reli-

giösen Riten und im Privatbereich, wenn keine Muslime anwesend sind (ÖB Teheran 12.2018). 

Fünf von 290 Plätzen im iranischen Parlament sind Vertretern von religiösen Minderheiten 

vorbehalten (BFA Analyse 23.5.2018, vgl. FH 4.2.2019). Zwei dieser fünf Sitze sind für armeni-

sche Christen reserviert, einer für chaldäische und assyrische Christen und jeweils ein Sitz für 

Juden und Zoroastrier. Nichtmuslimische Abgeordnete dürfen jedoch nicht in Vertretungsor-

gane, oder in leitende Positionen in der Regierung, beim Geheimdienst oder beim Militär ge-

wählt werden (BFA Analyse 23.5.2018). 

Auch in einzelnen Aspekten im Straf-, Familien- und Erbrecht kommen Minderheiten nicht die-

selben Rechte zu wie Muslimen. Es gibt Berichte von Diskriminierung von Nichtschiiten auf-

grund ihrer Religion, welche von der Gesellschaft/Familien ausgeht und eine bedrohliche At-

mosphäre kreiert. Diskriminierung geht jedoch hauptsächlich auf staatliche Akteure zurück 

(ÖB Teheran 12.2018). 

Das Recht auf Religions- und Glaubensfreiheit wird sowohl durch Gesetze als auch im täglichen 

Leben systematisch verletzt. Die Behörden zwingen weiterhin Personen aller Glaubensrichtun-

gen einen Kodex für Verhalten in der Öffentlichkeit auf, der auf einer strikten Auslegung des 

schiitischen Islams gründet. Muslime, die keine Schiiten sind, dürfen weder für das Amt des 

Präsidenten kandidieren noch andere hochrangige politische Ämter bekleiden. Das Recht, eine 

Religion zu wechseln oder aufzugeben, wird weiterhin verletzt. Personen, die zum Christentum 

übertreten, können hohe Gefängnisstrafen erhalten, die in einigen Fällen von zehn bis 15 Jah-

ren reichen. Es gibt weiterhin Razzien in Hauskirchen (AI 22.2.2018). 

Anerkannten ethnisch christlichen Gemeinden ist es untersagt, konvertierte Christen zu unter-

stützen. Gottesdienste in der Landessprache sind in Iran verboten, ebenso die Verbreitung 

christlicher Schriften. Teilweise werden einzelne Gemeindemitglieder vorgeladen und befragt. 

Unter besonderer Beobachtung stehen insbesondere auch hauskirchliche Vereinigungen, de-

ren Versammlungen regelmäßig aufgelöst und deren Angehörige gelegentlich festgenommen 

werden (AA 12.1.2019). 

Schiitische Religionsführer, die die Politik der Regierung oder des Obersten Führers Khamenei 

nicht unterstützen, können sich auch Einschüchterungen und Repressionen bis hin zu Haftstra-

fen gegenübersehen (US DOS 29.5.2018). 

Laut der in den USA ansässigen NGO "United for Iran" waren 2017 mindestens 102 Mitglieder 

von religiösen Minderheiten aufgrund ihrer religiösen Aktivitäten inhaftiert, 174 Gefangene 
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wegen "Feindschaft gegen Gott", 23 wegen "Beleidigung des Islam" und 21 wegen "Korruption 

auf Erden" (US DOS 15.8.2017). 

Personen, die sich zum Atheismus bekennen, können willkürlich festgenommen, inhaftiert, ge-

foltert und anderweitig misshandelt werden. Sie laufen Gefahr, wegen "Apostasie" (Abfall vom 

Glauben) zum Tode verurteilt zu werden (AI 22.2.2018). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran;  

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The 

State of the World's Human Rights – Iran;  

 BFA Analyse (23.5.2018): Iran – Situation armenischer Christen;  

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran;  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran und  

 US DOS - US Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious 

Freedom – Iran 

 

1.2.6.1. Christen: 

 

Glaubwürdige Schätzungen sprechen von 100.000 bis 300.000 Christen in Iran, von denen der 

Großteil den armenischen Christen angehört. Diese leben hauptsächlich in Teheran und Is-

fahan. Die armenischen Christen gehören zu den anerkannten religiösen Minderheiten, die in 

der Verfassung genannt werden. Ihnen stehen zwei der 290 Sitze im iranischen Parlament zu. 

Laut den konsultierten Quellen können armenische Christen - solange sie sich an die Gesetze 

der Islamischen Republik Iran halten - ihren Glauben relativ frei ausüben. Es gibt Kirchen, die 

auch von außen als solche erkennbar sind. Sie haben das Recht, religiöse Riten und Zeremo-

nien abzuhalten, Ehen nach den eigenen religiösen Gesetzen zu schließen und auch Privat-

schulen zu betreiben. Persönliche Angelegenheiten und religiöse Erziehung können dem eige-

nen religiösen Kanon nach geregelt werden. Es gibt aber auch Einschränkungen, mit denen 

auch anerkannte religiöse Minderheiten zu leben haben, beispielsweise Nachteile bei der Ar-

beitssuche, islamische Bekleidungsvorschriften und Benachteiligungen insbesondere im Fami-

lien- und Erbrecht. Eine wichtige Einschränkung ist das Proselytismusverbot, das für alle religi-

ösen Minderheiten gilt. Missionierung kann im Extremfall mit dem Tod bestraft werden (BFA 

Analyse 23.5.2018). Nicht einmal Zeugen Jehovas missionieren in Iran (DIS/DRC 23.2.2018). 

Das Christentum ist in der iranischen Verfassung als Religion anerkannt. Den historisch ansäs-

sigen Kirchen, die vorwiegend ethnische Gruppierungen abbilden (die armenische, assyrische 
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und chaldäische Kirche) wird eine besondere Stellung anerkannt. Religiöse Aktivitäten sind nur 

in den jeweiligen Gotteshäusern und Gemeindezentren erlaubt; christliche Gottesdienste auf 

Farsi sowie missionarische Tätigkeiten sind generell verboten (ÖB Teheran 2018), ebenso die 

Verbreitung christlicher Schriften (AA 12.1.2019). Sonstige zahlenmäßig bedeutende Gruppen 

stellen Katholiken und Protestanten, die ihren Ursprung in der Zeit des Schah-Regimes haben. 

Die Mitglieder sind meist Konvertiten aus dem Islam. Grundrechtlich besteht "Kultusfreiheit" 

innerhalb der Mauern der Gemeindezentren und der Kirchen. Jedoch haben Nichtmuslime 

keine Religionsfreiheit in der Öffentlichkeit, weder Freiheit der Meinungsäußerung noch Ver-

sammlungsfreiheit (Proselytismusverbot). Jegliche missionarische Tätigkeit inklusive des öf-

fentlichen Verkaufs von werbenden Publikationen und der Anwerbung Andersgläubiger ist ver-

boten und wird streng bestraft. Das Strafgesetz sieht für Proselytismus die Todesstrafe vor. 

Infolge des Proselytismusverbots wird gegen evangelikale Gruppen ("Hauskirchen") oft hart 

vorgegangen (Verhaftungen, Beschlagnahmungen, vor ein paar Jahren auch angeblich voll-

streckte Todesurteile). Autochthone Kirchen halten sich meist penibel an das Verbot (ÖB Te-

heran 12.2018). 

Da Konversion vom Islam zu einer anderen Religion verboten ist, erkennt die Regierung nur 

armenische oder assyrische Christen an [abgesehen von Juden und Zoroastriern], da diese 

Gruppen schon vor dem Islam im Land waren, bzw. es sich um Staatsbürger handelt, die be-

weisen können, dass ihre Familien schon vor 1979 [Islamische Revolution] Christen waren. 

Sabäer- Mandäer werden auch als Christen geführt, obwohl sie sich selbst nicht als Christen 

bezeichnen. Staatsbürger, die nicht den anerkannten Religionsgemeinschaften angehören, o-

der die nicht beweisen können, dass ihre Familien schon vor der Islamischen Revolution Chris-

ten waren, werden als Muslime angesehen. Mitglieder der anerkannten Minderheiten müssen 

sich registrieren lassen (US DOS 29.5.2018). 

Im Weltverfolgungsindex 2019 von Christen von Open Doors befindet sich Iran auf dem neun-

ten Platz. Im Beobachtungszeitraum wurden 67 Christen verhaftet (Open Doors 2019).  

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 BFA Analyse (23.5.2018): Iran – Situation armenischer Christen;  

 DIS/DRC – Danish Immigration Service/Danish Refugee Council (23.2.2018): IRAN - 

House Churches and Converts. Joint report from the Danish Immigration Service and 

the Danish Refugee Council based on interviews in Tehran, Iran, Ankara, Turkey and 

London, United Kingdom, 9 September to 16 September 2017 and 2 October to 3 Oc-

tober 2017;  
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 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran;  

 Open Doors (2019): Weltverfolgungsindex 2019 Länderprofil Iran und  

 US DOS - US Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious 

Freedom – Iran 

 

1.2.6.2. Apostasie, Konversion zum Christentum, Proselytismus, Hauskirchen: 

 

Apostasie (d.h. Religionswechsel weg vom Islam) ist im Iran zwar nicht im Strafgesetzbuch aber 

aufgrund der verfassungsrechtlich verankerten islamischen Jurisprudenz verboten und mit lan-

gen Haftstrafen (bis hin zur Todesstrafe) bedroht (ÖB Teheran 12.2018). Konvertierte werden 

jedoch zumeist nicht wegen Apostasie bestraft, sondern aufgrund anderer Delikte, wie zum 

Beispiel "mohareb" ("Waffenaufnahme gegen Gott"), "mofsid-fil-arz/fisad-al-arz" ("Verdor-

benheit auf Erden"), oder "Handlungen gegen die nationale Sicherheit". In der Praxis sind Ver-

urteilungen wegen Apostasie selten, bei keiner der Hinrichtungen in den letzten zehn Jahren 

gibt es Hinweise darauf, dass Apostasie ein bzw. der eigentliche Verurteilungsgrund war. Hin-

gegen gab es mehrere Exekutionen wegen "mohareb" (ÖB Teheran 12.2018, vgl. DIS/DRC 

23.2.2018). Die Todesstrafe ist bei Fällen, die mit Konversion zusammenhängen keine geläufige 

Bestrafung. Allein wegen Konversion werden keine Gerichtsverfahren geführt (DIS/DRC 

23.2.2018). Schon seit vielen Jahren wurde kein Christ mehr vom Regime getötet, wahrschein-

lich aus Angst vor den daraus resultierenden internationalen Folgen (Open Doors 2019). An-

klagen lauten meist auf "Organisation von Hauskirchen" und "Beleidigung des Heiligen", wohl 

um die Anwendung des Scharia-Rechts und damit die Todesstrafe wegen Apostasie zu vermei-

den (AA 12.1.2019). Konversion wird als politische Aktivität angesehen. Fälle von Konversion 

gelten daher als Angelegenheiten der nationalen Sicherheit und werden vor den Revolutions-

gerichten verhandelt. Nach anderen Quellen wurden im Jahr 2017 gegen mehrere christliche 

Konvertiten hohe Haftstrafen (10 und mehr Jahre) verhängt [Anmerkung der Staatendoku-

mentation: Verurteilungsgrund unklar] (AA 12.1.2019, vgl. AI 22.2.2018). Laut Weltverfol-

gungsindex 2019 wurden im Berichtszeitraum viele Christen, besonders solche mit muslimi-

schem Hintergrund, vor Gericht gestellt und zu langen Gefängnisstrafen verurteilt bzw. warten 

noch auf ihren Prozess. Ihre Familien sind während dieser Zeit öffentlichen Demütigungen aus-

gesetzt (Open Doors 2019). 

Missionstätigkeit unter Muslimen kann eine Anklage wegen Apostasie und Sanktionen bis zur 

Todesstrafe nach sich ziehen. Muslime dürfen daher nicht an Gottesdiensten anderer Religio-

nen teilnehmen. Trotz des Verbots nimmt die Konversion weiter zu. Unter den Christen in Iran 

stellen Konvertiten aus dem Islam mit schätzungsweise mehreren Hunderttausend inzwischen 

die größte Gruppe dar, noch vor den Angehörigen traditioneller Kirchen (AA 12.1.2019). Laut 
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der iranischen NGO Article 18 wurden von Jänner bis September 2018 37 Konvertiten zu Haft-

strafen wegen "Missionsarbeit" verurteilt (HRW 17.1.2019). In Iran Konvertierte nehmen von 

öffentlichen Bezeugungen ihrer Konversion naturgemäß Abstand, behalten ihren muslimi-

schen Namen und treten in Schulen, Universitäten und am Arbeitsplatz als Muslime auf. Wer 

zum Islam zurückkehrt, tut dies ohne besondere religiöse Zeremonie, um Aufsehen zu vermei-

den. Es genügt, wenn die betreffende Person glaubhaft versichert, weiterhin oder wieder dem 

islamischen Glauben zu folgen. Es gibt hier für den Rückkehrer bestimmte religiöse Formeln, 

die dem Beitritt zum Islam ähneln bzw. nahezu identisch sind (ÖB Teheran 12.2018). 

[…] 

Konvertierte Rückkehrer, die keine Aktivitäten in Bezug auf das Christentum setzen, werden 

für die Behörden nicht von Interesse sein. Wenn ein Konvertit schon vor seiner Ausreise den 

Behörden bekannt war, könnte dies anders sein. Wenn er den Behörden nicht bekannt war, 

dann wäre eine Rückkehr nach Iran kein Problem. Konvertiten, die ihre Konversion aber öffent-

lich machen, können sich Problemen gegenübersehen. Wenn ein zurückgekehrter Konvertit 

sehr freimütig über seine Konversion in den Social Media-Kanälen, einschließlich Facebook be-

richtet, können die Behörden auf ihn aufmerksam werden und ihn bei der Rückkehr verhaften 

und befragen. Der weitere Vorgang würde davon abhängen, was der Konvertit den Behörden 

erzählt. Wenn der Konvertit kein "high-profile"-Fall ist und nicht missionarisch tätig ist bzw. 

keine anderen Aktivitäten setzt, die als Bedrohung der nationalen Sicherheit angesehen wer-

den, wird der Konvertit wohl keine harsche Strafe bekommen. Eine Bekanntgabe der Konver-

sion auf Facebook allein, würde nicht zu einer Verfolgung führen, aber es kann durchaus dazu 

führen, dass man beobachtet wird. Ein gepostetes Foto im Internet kann von den Behörden 

ausgewertet werden, gemeinsam mit einem Profil und den Aktivitäten der konvertierten Per-

son. Wenn die Person vor dem Verlassen des Landes keine Verbindung mit dem Christentum 

hatte, würde er/sie nicht verfolgt werden. Wenn eine konvertierte Person die Religion in poli-

tischer Weise heranzieht, um zum Beispiel Nachteile des Islam mit Vorteilen des Christentums 

auf sozialen Netzwerken zu vergleichen, kann das zu einem Problem werden (DIS/DRC 

23.2.2018). 

Ob eine Taufe für die iranischen Behörden Bedeutung hat, kann nicht zweifelsfrei gesagt wer-

den. Während Amnesty International und eine anonyme Quelle vor Ort aussagen, dass eine 

Taufe keine Bedeutung habe, ist sich ein Ausländer mit Kontakt zu Christen in Iran darüber 

unsicher; Middle East Concern, eine Organisation, die sich um die Bedürfnisse von Christen im 

Mittleren Osten und Nordafrika kümmert, ist der Meinung, dass eine dokumentierte Taufe die 

Behörden alarmieren und problematisch sein könnte (DIS/DRC 23.2.2018). 

[…] 
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Quellen:  

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 – The 

State of the World’s Human Rights – Iran; 

 DIS/DRC - The Danish Immigration Service/Danish Refugee Councile (23.2.2018): IRAN 

- House Churches and Converts. Joint report from the Danish Immigration Service and 

the Danish Refugee Council based on interviews in Tehran, Iran, Ankara, Turkey and 

London, United Kingdom, 9 September to 16 September 2017 and 2 October to 3 Oc-

tober 2017;  

 HRW – Human Rights Watch (17.1.2019): World Report 2019 – Iran; 

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran; 

 Open Doors (2019): Weltverfolgungsindex 2019 Länderprofil Iran und  

 US DOS – US Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious 

Freedom – Iran  

 

1.2.7. Grundversorgung:  

 

Die Grundversorgung ist in Iran gesichert, wozu neben staatlichen Hilfen auch das islamische 

Spendensystem beiträgt. Der Mindestlohn liegt bei ca. 14 Mio. IRR im Monat (ca. 97 Euro). Das 

durchschnittliche pro Kopf Einkommen liegt bei ca. 388 Euro (AA 12.1.2019). 

Von 2016-2017 konnte sich die iranische Wirtschaft mit Wachstumsraten von 4-4,5% jährlich 

erholen. Das weitere Wachstum ist angesichts der im August 2018 in Kraft getretenen US-

Sanktionen gegen Iran (Edelmetalle, Automobilsektor, Flugzeuge), des dramatischen Wäh-

rungsverfalls und der importierten Inflation stark gefährdet. Mit den US-Sanktionen u.a. auf 

Ölexporte seit November 2018 ist mit einer weiteren Verschlechterung der Lage zu rechnen. 

Die Weltbank erwartet in den Jahren 2018-2021 eine anhaltende Rezession, der IWF einen 

Rückgang des BIP um 1,5% im Jahr 2019 und 3,6% im Jahr 2020. Das Budget wird durch die 

sinkenden Erdölexporte erheblich belastet werden, weshalb ein Sinken der öffentlichen Aus-

gaben zu erwarten ist (ÖB Teheran 12.2018). 

Aufgrund der im Vergleich zu Europa extrem jungen Bevölkerung strömen jedes Jahr viele Be-

rufseinsteiger auf den Arbeitsmarkt. Um diesen Menschen Arbeit zu geben, wäre die Schaf-

fung von rund 1 Mio. Arbeitsplätzen pro Jahr erforderlich. Neben Arbeitslosigkeit spielt in Iran 

auch Unterbeschäftigung eine Rolle. Ausgebildete Arbeitskräfte (Facharbeiter, Uni-Absolven-

ten) finden oft keine ihrer Ausbildung entsprechenden Jobs. Daraus folgen soziale Spannungen 
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aber auch ein gewaltiger "brain drain", der die iranische Gesellschaft und Wirtschaft nachhal-

tig beeinträchtigen wird (ÖB Teheran 12.2018). Ende Dezember 2017 entstanden Proteste auf-

grund der schlechten ökonomischen Lage in einigen Städten (FH 4.2.2019). 

Die iranische Wirtschaft ist weitestgehend zentralisiert und steht zu großen Teilen unter staat-

licher Kontrolle. So haben viele iranische Unternehmen neben wirtschaftlichen, auch politi-

sche Ziele zu erfüllen. Durch regelmäßige staatliche Eingriffe über Preisregulierungen und Sub-

ventionen, die in aller Regel politische Ursachen haben, konnte sich bisher eine eigenständige 

Wirtschaft nur bedingt entwickeln. Eine etablierte Privatwirtschaft gibt es vor allem auf dem 

Basar, in der Landwirtschaft und im Dienstleistungsgewerbe. Erst in den letzten eineinhalb 

Jahrzehnten wurden, vor allem durch die 2001 gegründete Iranian Privatization Organization, 

vermehrt Anstrengungen zur Privatisierung weiterer Teile der Wirtschaft unternommen. Der 

wichtigste Sektor der iranischen Wirtschaft ist die Erdöl- und Erdgasproduktion. Die Ölförde-

rung ist durch die National Iranian Oil Company monopolisiert, 80-85% der staatlichen Einnah-

men stammen aus dem Ölverkauf. Da zudem etwa 60% dieses Budgets in die Finanzierung 

staatlicher Unternehmen und Institutionen fließen, ist Iran nahezu komplett von den Einnah-

men aus dem Ölexport abhängig. Nicht nur die Wirtschaft, auch der Lebensstandard vieler 

Iraner hängt vom Ölpreis ab. Hindernisse bei der Modernisierung iranischer Förderanlagen 

und Raffinerien führten nicht zuletzt dazu, dass in den letzten Jahren immer wieder große 

Mengen an Benzin importiert werden mussten, um den heimischen Bedarf zu decken. Da Ben-

zin staatlich subventioniert ist, kostete dies den Staat in den letzten Jahren etwa 11% des BIP. 

Hob er den Benzinpreis an oder begrenzte die ausgegebenen Rationen, führte das immer wie-

der zu teils gewaltsamen Ausschreitungen (GIZ 3.2019b). 

Ein wichtiger, in nicht wenigen Bereichen sogar zentraler Faktor der iranischen Wirtschaft sind 

die halbstaatlichen religiösen Stiftungen, die Bonyads. Heute gibt es etwa 120 davon. Hier ver-

schmelzen Religion, Politik und Wirtschaft am deutlichsten. Entsprechend islamischer Grunds-

ätze ist die Hauptaufgabe einer religiösen Stiftung die öffentliche Wohlfahrt, etwa in Form des 

Erhalts von Straßen oder der Pflege eines Pilgerzentrums. Daneben sind viele der Stiftungen 

heute jedoch international agierende Großkonzerne. Die größte Stiftung des Landes ist die Os-

tan-e Qods-e Rezavi, die Imam Reza Stiftung, die sich der Instandhaltung des religiösen Zent-

rums in Maschhad widmet. Daneben ist die Stiftung jedoch im (Teil-)Besitz zahlreicher Indust-

rieunternehmen, wie etwa der Teheraner Busgesellschaft, und setzt jährlich geschätzte 14 Mil-

liarden Dollar um. Zudem ist sie der größte Grundbesitzer des Landes. Die Bonyad-e Mosta-

zafan wa Dschanbazan, die Stiftung der Unterdrückten und Kriegsveteranen, offiziell zuständig 

für die Versorgung der Kriegsversehrten und Armen, steht hingegen hinter der National Iranian 

Oil Company (GIZ 3.2019b). 
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Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.20189: Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Iran;  

 GIZ – Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (3.2019b): Wirtschaft und Ent-

wicklung und  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran 

 

1.2.8. Sozialbeihilfen: 

 

Dem Gesundheitsministerium ist auch die Verantwortung für Sozialhilfe und Versicherungswe-

sen übertragen. Es gibt verschiedene Versicherungsträger, welche alle dem im Sozialministe-

rium angesiedelten "Hohen Versicherungsrat" (HIC) unterstehen, der die Versicherungspolitik 

plant, koordiniert, durchführt und überwacht. Ein Hauptversicherer ist die "Organisation für 

Sozialversicherung" (SSIO). Alle Arbeitgeber und -nehmer zahlen in dessen System ein und er-

halten dafür gewisse Unterstützungsleistungen (ÖB Teheran 12.2018). Alle angestellten Arbeit-

nehmer unterliegen einer Sozialversicherungspflicht, die die Bereiche Rente, Unfall und Krank-

heit umfasst. Der Rentenanspruch entsteht in voller Höhe nach 30 Einzahlungsjahren. Nach-

dem in die Sozialversicherungskasse zwei Jahre eingezahlt wurde, entsteht für Angestellte ein 

monatlicher Kindergeldanspruch in der Höhe von 1.111.269 IRR (ca. 7,70 Euro) pro Kind. Eben-

falls besteht ab diesem Zeitpunkt ein Anspruch auf Arbeitslosengeld in der Höhe von 70-80% 

des Gehaltes, das für mindestens ein Jahr gezahlt wird. Schließlich erhält ein geringer Teil der 

nicht oder gering verdienenden iranischen Bevölkerung zur Sicherung der Grundversorgung 

monatlich 450.000 IRR (ca. 3.10 Euro, sog. Yarane). Dabei handelt es sich jedoch um ein aus-

laufendes System, das keine Neuaufnahmen zulässt. Angesichts drängender Wirtschaftsnöte 

wurde im September 2018 zusätzlich die Ausgabe von 10 Millionen elektronischen Lebensmit-

telkarten beschlossen, ergänzt durch Nahrungsmittelpakete für die am meisten von Armut be-

troffenen Familien (AA 12.1.2019). 

Aufnahmeeinrichtungen für Rückkehrer und ihre Familien sind nicht bekannt. Im Übrigen gibt 

es soziale Absicherungsmechanismen, wie z.B. Armenstiftungen, Kinder-, Alten-, Frauen- und 

Behindertenheime. Hilfe an Bedürftige wird durch den Staat, die Moscheen, religiöse Stiftun-

gen, Armenstiftungen und oft auch durch NGOs oder privat organisiert (z.B. Frauengruppen) 

(AA 12.1.2019). 

Kostenfreie Bildung und Gesundheitsversorgung sind als Teil des Sozialwesens für alle irani-

schen Bürger gewährleistet. Weitere Leistungen können vom Arbeitgeber angeboten werden 

(IOM 2018). 
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Eine staatliche Arbeitslosenhilfe gibt es nicht, es sei denn der Rückkehrer oder dessen Arbeit-

geber haben monatliche Beiträge an eine entsprechende Versicherungsfirma gezahlt. Die Mit-

gliedschaft in der Sozialversicherung ist für alle Arbeitnehmer verpflichtend. Die Sozialsiche-

rung schützt im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Berufsunfällen und auch bei altersbeding-

tem Ausscheiden. Seit 2003 wurden die zuständigen Institutionen überholt und zusammenge-

legt, um Ineffektivität und Redundanzen zu vermeiden. Das System deckt alle Angestellten und 

FreiberuflerInnen ab, wobei letztere zwischen verschiedenen Sfufen wählen können. Freiwil-

lige Abdeckung ist für vorher versicherte Personen bis 55 Jahre verfügbar (mindestens 30 Tage) 

sowie für die Gruppe der Berufskraftfahrer. Spezielle Systeme gibt es darüber hinaus für Staats-

angestellte und Militärangehörige. Solange Rückkehrende für eine iranische Organisa-

tion/Firma arbeiten, übernehmen die Arbeitgeber den Großteil der Beiträge. Ansonsten muss 

(je nach gewähltem Angebot) selbst eingezahlt werden. Für Angestellte müssen 7% des mo-

natlichen Gehalts abgegeben werden, während Selbstständige und Private einen individuell 

abgestimmten Beitrag in Gänze bezahlen (IOM 2018). 

Für schutzbedürftige Gruppen im Iran gibt es zwei Arten von Zentren: Öffentliche und private. 

Die öffentlichen Einrichtungen sind in der Regel überlaufen und es gibt lange Wartezeiten, 

weshalb Personen, die über die nötigen Mittel verfügen sich oft an kleinere spezialisierte pri-

vate Zentren wenden. Die populärste Organisation ist BEHZISTI, welche Projekte zu Genderfra-

gen, alten Menschen, Behinderten (inklusive psychischer Probleme) ethnischer und religiöser 

Minderheiten, etc. anbietet. Außerdem werden Drogensüchtige, alleinerziehende Mütter, Per-

sonen mit Einschränkungen etc. unterstützt. Zu den Dienstleistungen zählen unter anderem 

Sozio-psychologische Betreuung, Beratungsgespräche, Unterkünfte, Rehabilitationsleistungen 

etc. Es gibt einige Zentren unter Aufsicht der BEHZISTI Organisation, welche Personen in Not 

Hilfe gewähren. Solche Leistungen sind kostenfrei. Aufgrund der hohen Nachfrage und einiger 

Beschränkungen bevorzugen viele zahlungspflichtige private Zentren (IOM 2018). 

Der Kampf gegen die Armut wird vor allem unter religiösen Vorzeichen geführt. Die großen 

religiösen Stiftungen haben hier theoretisch ihren Hauptaufgabenbereich. Außerdem liegt die 

Versorgung der Armen in der Verantwortung der Gesellschaft, das Almosengeben ist eine der 

Säulen des Islam. Die blauen Spendenbehälter, vom Staat aufgestellt um die sadeqe, die Al-

mosen, zu sammeln, finden sich in jeder Straße. Ein Ansatz, gerade der Armut auf dem Land 

entgegenzuwirken, ist Bildung. Der Staat schickt beispielsweise Studenten, die als Pflichtteil 

des Studiums in Dörfern abgelegener Regionen unterrichten müssen. Viele weitere staatliche 

Anstrengungen zur Bekämpfung der Armut werden jedoch dadurch behindert, das der Staat 

selbst aufgrund des Verfalls des Ölpreises in finanziellen Schwierigkeiten steckt (GIZ 3.2019b). 

 

Quellen: 
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 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 GIZ – Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (3.2019b): Wirtschaft und Ent-

wicklung; 

 IOM – International Organization for Migration (2018): Länderinformationsblatt Iran 

und  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran 

 

1.2.9. Medizinische Versorgung: 

 

Im Gesundheitswesen zeigt sich ein Stadt-Land-Gefälle. Zwar ist es fast flächendeckend - laut 

WHO haben 98% aller Iraner Zugang zu ärztlicher Versorgung (100% in Städten, 95% auf dem 

Land), aber die Qualität schwankt (GIZ 3.2019c). Die spezialisierte, medizinische Versorgung 

ist in weiten Landesteilen medizinisch, hygienisch, technisch und organisatorisch nicht auf der 

Höhe der Hauptstadt und nicht vergleichbar mit europäischem Standard. In Teheran ist die 

medizinische Versorgung in allen Fachdisziplinen meist auf einem recht hohen Niveau möglich 

(AA 29.4.2019a). Auch wenn der Zugang zu gesundheitlicher Erstversorgung größtenteils ge-

währleistet ist, gibt es dennoch gravierende Qualitätsunterschiede einzelner Regionen. Zum 

Beispiel liegt der Unterschied der Lebenserwartung im Vergleich mancher Regionen bei bis zu 

24 Jahren. Folgende sieben Provinzen weisen eine niedrigere Qualität als die Referenz-Provinz 

Teheran auf: Gilan, Hamadan, Kermanschah, Khuzestan, Tschahar Mahal und Bachtiyari, Süd-

Khorasan sowie Sistan und Belutschistan. Politische Reformen wurden bereits unternommen, 

um einen gleichmäßigeren Zugang zu Gesundheitsdiensten zu schaffen. Nichtsdestotrotz gibt 

es noch eine Vielzahl an Haushalten, die sich keine ausreichende gesundheitliche Versorgung 

leisten können. Gesundheitsdienste sind geographisch nicht nach Häufigkeit von Bedürfnissen, 

sondern eher nach Wohlstand verteilt (ÖB Teheran 12.2018). 

Seit der islamischen Revolution hat sich das iranische Gesundheitssystem konstant stark ver-

bessert. Die iranische Verfassung sichert jedem Staatsbürger das Recht zu, den jeweiligen 

höchst erreichbaren Gesundheitszustand zu genießen. Die Verwirklichung dieses Zieles obliegt 

dem Ministerium für Gesundheit und medizinische Ausbildung. Jede Provinz beheimatet min-

destens eine medizinische Universität. Neben dem zuständigen Ministerium und den Univer-

sitäten gibt es auch Gesundheitsdienstleister des privaten Sektors und NGOs. Diese bedienen 

jedoch eher die sekundäre und tertiäre Versorgung, während die Primär-/Grundversorgung 

(z.B. Impfungen, Schwangerschaftsvorsorge) staatlich getragen wird. Notfallhilfe bei Natur- o-

der menschlich verursachten Katastrophen wird durch den gut ausgestatteten und flächende-
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ckend organisierten iranischen Roten Halbmond besorgt (ÖB Teheran 12.2018). In jedem Be-

zirk gibt es Ärzte sowie Kliniken, die dazu verpflichtet sind Notfälle zu jeder Zeit aufzunehmen. 

In weniger dringenden Fällen sollte der Patient zunächst sein Gesundheitscenter kontaktieren 

und einen Termin vereinbaren (IOM 2018). 

Die medizinische Grundversorgung basiert auf ca. 19.000 ländlichen Gesundheitshäusern, die 

von jeweils einem männlichen und einer weiblichen "Behvarz" (Gesundheitspersonal, das 

nach der regulären elfjährigen Schulbildung zwei Jahre praktisch und theoretisch ausgebildet 

wird) geleitet werden. Jedes dieser Gesundheitshäuser ist für Gesundheitsvorsorge (u.a. Imp-

fungen, Betreuung von Schwangerschaften) und für durchschnittlich 1.500 Personen zustän-

dig, wobei die Qualität der Versorgung als zufriedenstellend beurteilt wird, und mehr als 85% 

der ländlichen Bevölkerung in dieser Weise "nahversorgt" werden (In Städten übernehmen 

sog. "Gesundheitsposten" in den Bezirken die Aufgabe der ländlichen Gesundheitshäuser) (ÖB 

Teheran 12.2018, vgl. IOM 2018). Auf der nächsten Ebene sind die ländlichen Gesundheitsze-

ntren (ca. 3.000 landesweit) zu finden, die jeweils von einem Allgemeinmediziner geleitet wer-

den. Sie überwachen und beraten die Gesundheitshäuser, übernehmen ambulante Behand-

lungen und übergeben schwierigere Fälle an ca. 730 städtische, öffentliche Krankenhäuser, die 

in jeder größeren Stadt zu finden sind (ÖB Teheran 12.2018). 90% der Bevölkerung in ländli-

chen als auch ärmeren Regionen hat Zugang zu essenziellen Gesundheitsdienstleistungen 

(IOM 2018). 

Dem Gesundheitsministerium ist auch die Verantwortung für Sozialhilfe und Versicherungswe-

sen übertragen (ÖB Teheran 12.2018, vgl. IOM 2018). Es gibt verschiedene Versicherungsträ-

ger, welche alle dem im Sozialministerium angesiedelten "Hohen Versicherungsrat" (HIC) un-

terstehen, der die Versicherungspolitik plant, koordiniert, durchführt und überwacht. Ein 

Hauptversicherer ist die "Organisation für Sozialversicherung" (SSIO). Alle Arbeitgeber und -

nehmer zahlen in dessen System ein und erhalten dafür gewisse Unterstützungsleistungen. 

Viele Kliniken und Spitäler dieser Organisation befinden sich in städtischen Gegenden. Die "Or-

ganisation für die Versicherung medizinischer Dienste" (MSIO) wurde 1994 gegründet, um Be-

amte und alle Personen, die nicht von anderen Versicherungsorganisationen berücksichtigt 

wurden, zu versichern. Dadurch stieg die Anzahl an Versicherten in Iran von 40% in 1994 auf 

90% in 2010. Für anerkannte Flüchtlinge wurde eine eigene Versicherungsorganisation ge-

schaffen. Daneben kümmern sich Wohltätigkeitsorganisationen, u.a. die "Imam Khomeini Stif-

tung", um nicht versicherte Personen, etwa Mittellose oder nicht anerkannte Flüchtlinge, wo-

bei letztere kaum Chancen auf eine gute Gesundheitsversorgung haben (ÖB Teheran 12.2018). 

Die Kosten für Krankenhäuser werden unter anderem dadurch gesenkt, indem die Versorgung 

des Kranken mit Dingen des täglichen Bedarfs, etwa Essen, immer noch weitestgehend seiner 

Familie zufällt (GIZ 3.2019c). 
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Obwohl primäre Gesundheitsdienstleistungen kostenlos sind, und die Staatsausgaben für das 

Gesundheitswesen erheblich zugenommen haben, müssen durchschnittlich 55% der Gesund-

heitsausgaben von den versicherten Personen in bar direkt an die Gesundheitsdienstleister 

entrichtet werden ("Out-of-pocket expenditure" ohne staatliche oder von Versicherungen un-

terstützte Hilfeleistungen), sei es bei staatlichen oder größtenteils privaten sekundären oder 

tertiären Einrichtungen (ÖB Teheran 12.2018). 

Die Regierung versucht kostenfreie medizinische Behandlung und Medikamentenversorgung 

für alle Iraner zu gewährleisten. Es gibt zwei verschiedene Krankenversicherungen: entweder 

durch die Arbeit oder privat. Beide gehören zur staatlichen iranischen Krankenversicherung 

TAMIN EJTEMAEI www.tamin.ir/. Kinder sind zumeist durch die Krankenversicherung der El-

tern abgedeckt (IOM 2018). 

 Versicherung durch Arbeit: 

Regierungsangestellte profitieren vom kostenfreien Zugang zur staatlichen Krankenver-

sicherung. Private Firmen decken die Unfallversicherung für ihre eigenen Mitarbeiter. 

 Private Versicherung: 

Mit Ausnahme von Regierungsangestellten müssen sich alle iranischen Bürger selbst 

privat versichern, wenn deren Arbeitgeber dies nicht bereits erledigen. Um die Versi-

cherung zu erhalten, sind eine Kopie der iranischen Geburtsurkunde, ein Passfoto und 

eine komplette medizinische Untersuchung notwendig. 

 Salamat Versicherung: 

Diese neue Versicherung wird vom Ministerium für Gesundheit angeboten und deckt 

bis zu 90% der Behandlungskosten. Die Registrierung erfolgt online unter: 

http://www.bimesalamat.ir/isc/ISC.html. Die Registrierung erfordert eine geringe Ge-

bühr (IRR 20.000). Pro Jahr sollten 2,640.000 IRR vom Begünstigten eingezahlt werden. 

Es gibt Ärzte und private Zentren, die eine öffentliche und/oder SALAMAT-Versicherung 

akzeptieren, um einen Teil der Ausgaben zu decken. Um zu 90% abgedeckt zu sein, 

muss man sich auf staatliche bzw. öffentliche Krankenhäuser und Zentren beziehen. 

TAMIN EJTEMAEI Krankenhäuser decken 100% der versicherten Kunden ab (IOM 2018). 

 Zugang speziell für Rückkehrer: 

Alle iranischen StaatsbürgerInnen inklusive Rückkehrende haben Anspruch auf grund-

legende Gesundheitsleistungen (PHC) sowie weitere Angebote. Es gibt, wie bereits 

oben beschrieben, zwei verschiedene Arten von Krankenversicherung: Versicherung 

über den Arbeitsplatz oder private Versicherung. Beide werden von der öffentlichen 

Versicherung im Iran TAMIN EJTEMAEI verwaltet. Die Anmeldung erfolgt über www.ta-

min.ir/. Die Leistungen variieren dabei je nach gewähltem Versicherungsschema. Infor-
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mationen zu verschiedenen Varianten erhält man bei der Anmeldung. Notwendige Do-

kumente: Eine Kopie des iranischen Geburtszertifikats, ein Passfoto, und ein vollstän-

diges medizinisches Check-up sind notwendig. Weitere Dokumente können noch ver-

langt werden. Zuschüsse hängen von der gewählten Versicherung des Klienten ab, über 

die er/sie während der Registrierung ausführlich informiert wird. Jegliche Kosten wer-

den vom Arbeitgeber getragen, sobald die Person eine Arbeit in Iran aufnimmt. An-

dernfalls müssen die Kosten selber getragen werden (IOM 2018). 

 

Im Zuge der aktuellen Sanktionen gegen den Iran ist es zu gelegentlichen Engpässen beim Im-

port von speziellen Medikamentengruppen gekommen. Im Generellen gibt es aber keine erns-

ten Mängel an Medizin, FachärztInnen oder Equipment im öffentlichen Gesundheitssystem 

des Iran. Pharmazeutika werden zumeist unter Führung des Gesundheitsministeriums aus dem 

Ausland importiert. Zusätzlich gibt es einen privaten Sektor mit variierenden Preisen, für Bür-

gerInnen die Privatkrankenhäuser und Spezialleistungen in Anspruch nehmen wollen. Diese 

finden sich vor allem in den größeren Städten. Die öffentlichen Einrichtungen bieten zwar 

grundsätzlich fast alle Leistungen zu sehr niedrigen Preisen an, aber aufgrund langer Warte-

zeiten und überfüllter Zentren, entscheiden sich einige für die kostenintensivere Behandlung 

bei privaten Gesundheitsträgern (IOM 2018). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (29.4.2019a): Reise- und Sicherheitshinweise;  

 GIZ – Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (3.2019c): Gesellschaft Iran; 

 IOM – International Organization for Migration (2018): Länderinformationsblatt Iran 

und  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran 

 

1.2.10. Rückkehr:  

 

Allein der Umstand, dass eine Person einen Asylantrag gestellt hat, löst bei Rückkehr keine 

staatlichen Repressionen aus. In der Regel dürften die Umstände der Wiedereinreise den ira-

nischen Behörden gar nicht bekannt werden. Trotzdem kann es in Einzelfällen zu einer Befra-

gung durch die Sicherheitsbehörden über den Auslandsaufenthalt kommen. Bisher wurde kein 

Fall bekannt, in dem Zurückgeführte im Rahmen der Befragung psychisch oder physisch gefol-

tert wurden. Personen, die das Land illegal verlassen und sonst keine weiteren Straftaten be-

gangen haben, können von den iranischen Auslandsvertretungen ein Passersatzpapier bekom-

men und nach Iran zurückkehren (AA 12.1.2019). 
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Zum Thema Rückkehrer gibt es kein systematisches Monitoring, das allgemeine Rückschlüsse 

auf die Behandlung von Rückkehrern zulassen würde. In Einzelfällen konnte im Falle von Rück-

kehrern aus Deutschland festgestellt werden, dass diese bei niederschwelligem Verhalten und 

Abstandnahme von politischen Aktivitäten, mit Ausnahme von Einvernahmen durch die irani-

schen Behörden unmittelbar nach der Einreise, keine Repressalien zu gewärtigen hatten. Al-

lerdings ist davon auszugehen, dass Rückkehrer keinen aktiven Botschaftskontakt pflegen, der 

ein seriöses Monitoring ihrer Situation zulassen würde. Auch IOM Iran, die in Iran Unterstüt-

zungsleistungen für freiwillige Rückkehrer im Rahmen des ERIN-Programms anbietet, unter-

nimmt ein Monitoring nur hinsichtlich der wirtschaftlichen Wiedereingliederung der Rückkeh-

rer, nicht jedoch im Hinblick auf die ursprünglichen Fluchtgründe und die Erfahrungen mit Be-

hörden nach ihrer Rückkehr. Australien zahlt Rückkehrhilfe an eine bislang überschaubare 

Gruppe an freiwilligen Rückkehrern in Teheran in Euro aus (ÖB Teheran 12.2018). 

Iranische Flüchtlinge im Nordirak können offiziell nach Iran zurückkehren. Dafür werden irani-

sche Identitätsdokumente benötigt. Wenn Personen diese Dokumente nicht besitzen, können 

sie diese beantragen. Für die Rückkehr nach Iran braucht man eine offizielle Erlaubnis des ira-

nischen Staates. Die Rückkehr wird mit den Behörden von Fall zu Fall verhandelt. Iranische 

Rückkehrer, die nicht aktiv kurdische Oppositionsparteien, wie beispielsweise die KDPI oder 

Komala unterstützen, werden nicht direkt von den Behörden ins Visier genommen werden. Sie 

können aber durchaus zu ihrem Leben im Nordirak befragt werden. Der Fall kann aber anders 

aussehen, wenn Rückkehrer Waffen transportiert haben, oder politisch aktiv sind und deshalb 

Strafverfolgung in Iran riskieren. Die Rückkehr aus einem der Camps in Nordirak kann als Zu-

gehörigkeit zu einer der kurdischen Oppositionsparteien gedeutet werden und deshalb prob-

lematisch sein (DIS/DRC 23.2.2018). 

In Bezug auf Nachkommen von politisch aktiven Personen wird berichtet, dass es solche Rück-

kehrer gibt, aber keine Statistiken dazu vorhanden sind. Es ist auch durchaus üblich, dass Per-

sonen die Grenze zwischen Irak und Iran überqueren. Auch illegale Grenzübertritte sind weit 

verbreitet. Nachkommen von politisch aktiven Personen riskieren nicht notwendigerweise 

Strafverfolgung, wenn sie nach Iran zurückkehren. Ob solch ein Rückkehrer Strafverfolgung 

befürchten muss, würde von den Profilen der Eltern und wie bekannt diese waren, abhängen. 

Befragungen durch Behörden sind natürlich möglich, aber wenn sie beweisen können, dass sie 

nicht politisch aktiv sind und nicht in bewaffneten Aktivitäten involviert waren, wird wohl 

nichts geschehen (DIS/DRC 23.2.2018). 

Iraner, die im Ausland leben, sich dort öffentlich regimekritisch äußern und dann nach Iran 

zurückkehren, können von Repressionen bedroht sein (AA 12.1.2019). Wenn Kurden im Aus-

land politisch aktiv sind, beispielsweise durch Kritik an der politischen Freiheit in Iran in einem 

Blog oder anderen Online Medien, oder wenn eine Person Informationen an die ausländische 
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Presse weitergibt, kann das bei einer Rückreise eine gewisse Bedeutung haben. Die Schwere 

des Problems für solche Personen hängt aber vom Inhalt und Ausmaß der Aktivitäten im Aus-

land und auch vom persönlichen Aktivismus in Iran ab (DIS/DRC 23.2.2018). 

Das Verbot der Doppelbestrafung gilt nur stark eingeschränkt. Nach IStGB wird jeder Iraner 

oder Ausländer, der bestimmte Straftaten im Ausland begangen hat und in Iran festgenommen 

wird, nach den jeweils geltenden iranischen Gesetzen bestraft. Bei der Verhängung von isla-

mischen Strafen haben bereits ergangene ausländische Gerichtsurteile keinen Einfluss. Insbe-

sondere bei Betäubungsmittelvergehen drohen drastische Strafen. In jüngster Vergangenheit 

sind keine Fälle einer Doppelbestrafung bekannt geworden (AA 12.1.2019). 

Zurückgeführte unbegleitete Minderjährige werden vom "Amt für soziale Angelegenheiten 

beim iranischen Außenministerium" betreut und in Waisenheime überführt, wenn eine vor-

herige Unterrichtung erfolgt (AA 12.1.2019). 

 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt (12.1.2019): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage in der Islamischen Republik Iran; 

 DIS/DRC - The Danish Immigration Service/Danish Refugee Council (23.2.2018): Iran: 

Issues concerning persons of ethnic minorities, including Kurds and Ahwazi Arabs und  

 ÖB Teheran (12.2018): Asylländerbericht Iran 

 

2. Beweiswürdigung: 

 

2.1. Zur Person des Beschwerdeführers:  

 

2.1.1. Die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers (Staatsangehörigkeit und Volks-

gruppenzugehörigkeit), zu seiner Herkunft aus Teheran sowie zur Übersiedlung im Kindesalter 

nach XXXX , zu seinem Familienstand sowie zu seiner Vaterschaft, zu seinen Familienangehö-

rigen (einschließlich der geschiedenen Ehefrau) sowie zu deren Aufenthaltsorten und zum auf-

rechten Kontakt zur Mutter sowie zum jüngeren Bruder ergeben sich aus dem Akteninhalt 

sowie aus dem bezüglich dieser Feststellungen widerspruchsfreien und daher glaubhaften 

Vorbringen des Beschwerdeführers im gesamten Verfahren, insbesondere jedoch in der 

mündlichen Beschwerdeverhandlung vom 28.07.2020. Ferner ist für die zuständige Einzelrich-

terin auch kein Grund erkennbar, weshalb diese Angaben unwahr sein sollten, zumal diese das 

Vorbringen des Beschwerdeführers zu seiner behaupteten Bedrohungssituation nicht stützen. 

Darüber hinaus ergeben sich die Feststellungen zur unrechtmäßigen Einreise des Beschwer-
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deführers gemeinsam mit seiner damals minderjährigen Tochter nach Österreich und zur An-

tragstellung sowie zur freiwilligen Rückkehr der Tochter des Beschwerdeführers in den Iran 

aus dem Akteninhalt. 

 

2.1.2. Der Beschwerdeführer wurde im gegenständlichen Verfahren im Zuge der mündlichen 

Verhandlung ausführlich sowohl zu seinen Ausreisegründen als auch zu seiner behaupteten 

Hinwendung zum christlichen Glauben befragt, es ist ihm jedoch nicht gelungen ist, mit seinem 

Vorbringen eine Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention glaubhaft zu machen. 

Dies aus folgenden Gründen: 

 

2.1.2.1. Zu den Ausreisegründen des Beschwerdeführers:  

 

Das Vorbringen des Beschwerdeführers zu seinen unmittelbaren Flucht- bzw. Ausreisegründen 

aus dem Iran weist zahlreiche Widersprüche und Ungereimtheiten auf, die der Beschwerde-

führer auch in der mündlichen Verhandlung nicht nachvollziehbar aufklären konnte. Wenn 

man die Angaben des Beschwerdeführers betreffend die behauptete Festnahme im Jahr 2006 

[Anm.: der Einfachheit halber wird in der Folge der gregorianische Kalender bei den Jahreszah-

len verwendet] in seiner Einvernahme vor dem Bundesamt mit seinem diesbezüglichen Vor-

bringen in der mündlichen Verhandlung vergleicht, ergeben sich gravierende Widersprüche in 

wesentlichen Teilen des Vorbringens, die – auch vor dem Hintergrund des Alters und der 

durchaus vorhandenen Bildung des Beschwerdeführers - nur den Schluss zulassen, dass es sich 

um ein gedankliches Konstrukt zur Asylerlangung handelt.  

 

Eingangs ist anzumerken, dass sich der Beschwerdeführer bereits in der Einvernahme vor dem 

Bundesamt betreffend seine Verfolger in einen Widerspruch verwickelt hat. So gab er zunächst 

an, dass er wegen seines Glaubens festgenommen worden sei. Nach einem Polizeibericht be-

fragt, antwortete der Beschwerdeführer, dass er nicht von der Polizei, sondern von Sepah fest-

genommen worden sei, um sich gleich darauf dahingehend zu korrigieren, dass es Personen 

von Etela’at gewesen seien (vgl. AS 123). Weiters gab er vor dem Bundesamt an, er sei im Jahr 

2006 wegen seines Glaubens festgenommen worden, da „sie“ bei ihm eine Bibel gefunden 

hätten (vgl. AS 123); hingegen brachte er in der mündlichen Verhandlung vor, dass die Bibel 

von seiner (damaligen) Ehefrau gefunden worden sei, die ihrem Bruder darüber berichtet habe 

und der Beschwerdeführer daraufhin von Freunden seines Schwagers bei den Revolutionsgra-

den festgenommen worden sei (vgl. Verhandlungsschrift Seiten 15 und 16). Auf Vorhalt dieses 

Widerspruchs verband der Beschwerdeführer sozusagen diese beiden Aussagen und gab an, 

dass er auch vor dem Bundesamt gesagt habe, dass seine Frau ihren Bruder über das Versteck 
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der Bibel informiert und dieser die Mitglieder der Revolutionsgarden beauftragt habe, zu ihm 

nach Hause zu kommen und die Bibel zu finden (vgl. Verhandlungsschrift Seite 16). Abgesehen 

davon, dass sich eine derartige Aussage nicht einmal ansatzweise in der Niederschrift der Ein-

vernahme des Bundesamtes findet, ist in Zusammenhang mit der behaupteten Festnahme auf 

einen weiteren gravierenden Widerspruch zu verweisen. Vor dem Bundesamt gab der Be-

schwerdeführer an, neun Tage festgehalten und gefoltert worden zu sein (vgl. AS 123). Hinge-

gen brachte er vor dem Bundesverwaltungsgericht vor, es seien 15 Tage gewesen (vgl. Ver-

handlungsschrift Seite 16). Auch diesen Widerspruch konnte der Beschwerdeführer auf Vor-

halt in der mündlichen Verhandlung nicht aufklären, sondern gab lediglich ohne nähere Be-

gründung an, es seien 15 Tage gewesen (vgl. Verhandlungsschrift Seite 16).  

 

Weitere Widersprüche bzw. Ungereimtheiten in den Aussagen des Beschwerdeführers erge-

ben sich in Zusammenhang mit dem Zeitpunkt bzw. dem Ablauf seiner behaupteten Konver-

sion im Iran. Vor dem Bundesamt gab er zunächst an, dass er Anfang 2006 erstmals mit dem 

Christentum in Kontakt gekommen und drei Monate später von Sepah festgenommen worden 

sei. Auf die fast unmittelbar darauf folgende Frage, wie seine Konvertierung im Iran ausgese-

hen habe, brachte der Beschwerdeführer vor, dass er 1994 im Militärdienst einen jungen Chris-

ten kennengelernt habe, der ihm viel über das Christentum erzählt habe. 2006 habe er eine 

Bibel bekommen und sei drei Monate später festgenommen worden (vgl. AS 125). Nicht nur, 

dass dieses Vorbringen bereits in sich widersprüchlich ist, erfährt es eine weitere Variante in 

der mündlichen Verhandlung, als der Beschwerdeführer nunmehr vorbringt, dass er 1994 im 

Militärdienst einen Christen kennengelernt habe, der das Christentum gelobt und dem Be-

schwerdeführer eine Bibel in Farsi geschenkt habe, die er sieben oder acht Jahre versteckt und 

manchmal darin gelesen habe, bis sie seine Ehefrau eines Tages gefunden habe (vgl. Verhand-

lungsschrift Seite 15).  

 

Ferner ist auch das Vorbringen des Beschwerdeführers betreffend seine Tochter nicht nach-

vollziehbar. So gab er eingangs der Einvernahme vor dem Bundesamt an, dass der bereits 

mehrfach erwähnte Bruder seiner Ex-Frau die Tochter unter Druck gesetzt habe, damit diese 

in den Iran zurückkehre. Sein Schwager habe nämlich nur ein Problem mit dem Beschwerde-

führer, aber nicht mit dessen Tochter (vgl. AS 109, AS 111). In weiterer Folge dieser Einver-

nahme gab der Beschwerdeführer nunmehr auf die Frage, weshalb er den Iran zu diesem Zeit-

punkt verlassen habe, an, dass er seiner Tochter das Leben habe retten müssen, da sie von 

ihrem Onkel stark unter Druck gesetzt worden sei (vgl. AS 127). Wiederum in der mündlichen 

Verhandlung brachte der Beschwerdeführer in Bezug auf seine Tochter zunächst vor, dass sein 
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Schwager [nach dem Fund der Bibel] beschlossen habe, ihm die Frau und die Tochter wegzu-

nehmen, was ihm auch gelungen sei (vgl. Verhandlungsschrift Seite 15). Dennoch konnte der 

Beschwerdeführer – seinen eigenen Angaben zufolge; vgl. Verhandlungsschrift Seite 16 – mit 

seiner Tochter im Jahr 2012 nach Teheran ziehen und diese im Jahr 2016 – sohin ca. vier Jahre 

später – auf die Flucht mitnehmen.  

 

Da es – den eigenen Angaben des Beschwerdeführers zufolge – nach dieser Festnahme im Jahr 

2006 zu keinen weiteren Festnahmen, Verhaftungen oder Anhaltungen durch die iranischen 

Behörden gekommen ist, ist der Ausreisezeitpunkt im Jahr 2016 – sohin ca. zehn Jahre später 

– nicht nachvollziehbar. In der mündlichen Verhandlung gab der Beschwerdeführer an, dass 

„sie“ nach 2006 zwar schon nach ihm gesucht hätten, er jedoch nicht zu Hause, sondern die 

ganze Zeit mit dem Auto unterwegs gewesen sei (vgl. Verhandlungsschrift Seite 17). Abgese-

hen davon, dass es lebensfremd ist, dass jemand, der zehn Jahre lang mit einem Auto unter-

wegs ist und dadurch seinen Lebensunterhalt verdient, von den Behörden nicht gefunden 

wird, sollten diese tatsächlich ernsthaft nach ihm suchen, widerspricht dieses Vorbringen auch 

seinen eigenen, an anderer Stelle getätigten Angaben in der mündlichen Beschwerdeverhand-

lung. Der Beschwerdeführer brachte nämlich (auch) vor, dass er zwischen 2006 und 2011 wei-

ter mit seiner Gattin gelebt habe, jedoch keine „normale“ Ehe mehr geführt habe, da seine 

Gattin höchstens einmal pro Woche bei ihm und sonst bei ihrem Bruder gewesen sei. 2011 

habe seine Frau dann eine Anzeige gegen den Beschwerdeführer erstattet, die er dem Bun-

desamt vorgelegt habe. Hierzu ist allerdings anzumerken, dass sich eine Anzeige der Ehegattin 

gegen den Beschwerdeführer aus dem Jahr 2011 nicht im Verwaltungsakt findet. 2012 sei er 

mit seiner Tochter nach Teheran übersiedelt. Ab 2013 sei er dann gezwungen gewesen, zu sei-

ner Mutter nach Teheran zu ziehen und habe danach auch angefangen, auf einem LKW zu 

arbeiten, da er keinen festen Wohnsitz gewollt habe, damit „sie“ ihn nicht finden würden. Er 

habe ein Jahr im LKW verbracht (vgl. Verhandlungsschrift Seite 17).  

 

Zum Vorbringen des Beschwerdeführers, seine Ex-Frau und sein Schwager hätten ihm ein Bau-

grundstück und Schmuck weggenommen, da sie ihn dazu gezwungen hätten, seiner Frau eine 

„Scheidungsvollmacht“ zu erteilen, mit der sie ihn unter Druck gesetzt hätten und in weiterer 

Folge durch Bestechung eines Richters ein Urteil gegen den Beschwerdeführer erlangt hätten, 

ist darauf zu verweisen, dass dieser Teil des Vorbringens keine Deckung in den vom Beschwer-

deführer zum Beweis dieses Vorbringens vorgelegten Unterlagen findet. Hierbei handelt es 

sich um drei Schriftstücke, die bereits im Verfahren vor dem Bundesamt vorgelegt wurden, 

und die sich auf die Scheidung des Beschwerdeführers und den damit zusammenhängenden 
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Unterhaltsverzicht seiner damaligen Ehegattin beziehen. Dem Scheidungsurteil eines Gerich-

tes in  XXXX vom XXXX .04.2014 ist zwar zu entnehmen, dass der Beschwerdeführer seiner 

Ehegattin die Vollmacht erteilt hat, sich scheiden zu lassen; die vom Beschwerdeführer be-

hauptete Übertragung eines Baugrundstückes und Schmuck an die Ehegattin findet sich darin 

jedoch nicht, sondern – im Gegenteil – verzichtet die Ehegattin auf zwei Goldmünzen und auf 

Unterhalt. Ähnliches lässt sich dem Dokument eines Notariats sowie dem Schreiben eines No-

tars, beide vom XXXX .11.2013, entnehmen. Auch hier verzichtet die Ehegattin auf „laufenden 

und rückständigen“ Unterhalt sowie auf ihr Brautgeld (vgl. hierzu die vom Bundesverwaltungs-

gericht eingeholten Übersetzungen, OZ 15 sowie die diesbezüglichen Anmerkungen des Dol-

metschers, Verhandlungsschrift Seite 17). Auf Vorhalt des Inhalts der von ihm vorgelegten Un-

terlagen gab der Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung lediglich an, dass es eine 

notarielle Urkunde gebe, dass er „alles“ seiner Frau übergeben habe. Es gebe auch ein Ge-

richtsurteil und eine Anzeige. Bis zum nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt hat der Beschwer-

deführer allerdings keine weiteren Unterlagen vorgelegt, die seine Behauptung, seine Ehegat-

tin und sein Schwager hätten ihm ein Grundstück und Schmuck im Zuge der Scheidung „weg-

genommen“, bekräftigt hätten.  

 

Nur am Rande ist darauf zu verweisen, dass der Beschwerdeführer in der Erstbefragung gänz-

lich andere Angaben getätigt hat. Er gab in der Erstbefragung zwar an, dass er iranischer Staats-

angehöriger und in Teheran geboren sei, brachte jedoch zu seinen Fluchtgründen vor, dass er 

vor 30 Jahren aus Afghanistan geflohen sei, weil dort Krieg geherrscht habe. Im Iran hätten sie 

illegal gewohnt und seine Tochter habe nicht zur Schule gehen dürfen. Weiters habe er nicht 

offiziell arbeiten dürfen und habe ständig Angst vor der Polizei gehabt. Daher sei er mit seiner 

Tochter aus dem Iran geflohen (vgl. AS 9). Dass er zum Christentum konvertiert ist, erwähnte 

er hingegen nicht, sondern benannte seine Religion mit „Islam“ (vgl. AS 1). An dieser Stelle ist 

darauf zu verweisen, dass es auf dem Boden der gesetzlichen Regelung des § 19 Abs. 1 AsylG 

dem Bundesverwaltungsgericht nicht verwehrt ist, die Angaben des Beschwerdeführers in der 

Erstbefragung bei der Beurteilung der Glaubhaftigkeit seines Vorbringen heranzuziehen (wo-

bei diese fallgegenständlich ohnehin lediglich ein weiteres Indiz sind; der wesentliche Teil der 

Beweiswürdigung stützt sich nicht auf die Angaben in der Erstbefragung), es bedarf aber sorg-

samer Abklärung und auch der in der Begründung vorzunehmenden Offenlegung, worauf 

diese fallbezogen zurückzuführen sind (vgl. VwGH vom 10.11.2015, Ra 2015/19/0189). Auf 

Vorhalt seiner Angaben aus der Erstbefragung brachte der Beschwerdeführer in der Einver-

nahme vor dem Bundesamt lediglich vor, er sei damals müde gewesen und „es“ sei wahr-

scheinlich vom Dolmetscher falsch übersetzt worden (vgl. AS 115). 
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In diesem Zusammenhang ist weiters darauf zu verweisen, dass auch die Rechtfertigungsver-

suche des Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung betreffend behauptete Fehler 

im Verfahren vor dem Bundesamt nicht zum Erfolg führen. Wenn der Beschwerdeführer aus-

führt, dass ihm die Niederschriften der Erstbefragung und der Einvernahme nicht übersetzt 

worden seien, ist er zunächst darauf zu verweisen, dass sowohl in der Erstbefragung (vgl. AS 

11) als auch in der Einvernahme (vgl. AS 139), vermerkt ist, dass eine Rückübersetzung statt-

gefunden hat und der Beschwerdeführer darüber hinaus die Frage nach der Rückübersetzung 

der Erstbefragung in der Einvernahme eindeutig bejaht hat (vgl. AS 111: „F: Haben Sie im Ver-

fahren bis dato der Wahrheit entsprechende Angaben gemacht? Wurden diese korrekt proto-

kolliert und Ihnen rückübersetzt? A: Ja. Ich habe die Wahrheit gesagt und es wurde mir auch 

rückübersetzt.“). Gemäß § 15 AVG liefert – soweit nicht Einwendungen erhoben wurden – eine 

gemäß § 14 leg.cit. aufgenommene Niederschrift über den Verlauf und den Gegenstand der 

betreffenden Amtshandlung vollen Beweis, wobei der Gegenbeweis der Unrichtigkeit des be-

zeugten Vorganges zulässig bleibt. Mit seiner Behauptung in der mündlichen Verhandlung, ihm 

seien weder Erstbefragung noch Einvernahme rückübersetzt worden, liefert der Beschwerde-

führer keinen erfolgreichen Gegenbeweis, da er sowohl die Richtigkeit der Erstbefragung als 

auch die Richtigkeit der Einvernahme mit seiner Unterschrift bestätigt hat. Auch sonst sind 

dem Protokoll der Niederschrift keine Hinweise auf Verständigungsschwierigkeiten mit dem 

Dolmetscher – den Angaben des Beschwerdeführers zufolge handelte es sich um einen 

pashtunisch-sprechenden Dolmetscher; die Einvernahme selbst wurde allerdings in Farsi ge-

führt (vgl. AS 103) – zu entnehmen, sodass davon auszugehen ist, dass es sich beim diesbezüg-

lichen Vorbringen des Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung lediglich um Schutz-

behauptungen handelte.  

 

2.1.2.2. Zur Konversion bzw. zur behaupteten Hinwendung zum christlichen Glauben:  

 

Die Feststellung zur Taufe des Beschwerdeführers nach römisch-katholischem Ritus sowie zu 

seiner Firmung gründet auf dem vorgelegten Taufschein der Pfarre  XXXX vom XXXX .06.2018.  

 

Betreffend die weiteren Feststellungen in Zusammenhang mit der (Schein)konversion des Be-

schwerdeführers ist zunächst auf die oben erwähnten Angaben des Beschwerdeführers in sei-

ner Erstbefragung zu verweisen. In dieser brachte der Beschwerdeführer nicht einmal ansatz-

weise vor Christ bzw. Konvertit zu sein, sondern ist den Angaben zu seinen persönlichen Daten 

zu entnehmen, dass er auf die Frage nach seiner Religionszugehörigkeit mit „Islam“ antwortete 

(vgl. AS 1). Grundsätzlich ist anzumerken, dass das Bundesverwaltungsgericht nicht davon aus-

geht, dass die Unglaubwürdigkeit des Vorbringens zu Ausreise zwangsläufig in jedem Fall dazu 
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führt, dass alle in Zusammenhang mit der Konversion stehenden weiteren Aktivitäten nur zum 

Schein mit dem Ziel der Asylerlangung gesetzt werden. Allerdings hat das Bundesverwaltungs-

gericht im vorliegenden Fall – nicht zuletzt auch aufgrund des persönlichen Eindrucks, den der 

Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung hinterlassen hat – keinen Zweifel daran, 

dass es sich gegenständlich um eine Scheinkonversion zum Zweck der Asylerlangung handelt 

und nicht um eine aus innerer Überzeugung erfolgte Hinwendung zum Christentum. Dies aus 

folgenden Gründen:  

 

Auch wenn der Beschwerdeführer seinen eigenen Angaben zufolge sowie auch gemäß der Be-

stätigung der Pastoralassistentin vom XXXX .07.2020 seit 2016 am Katechumenat teilnahm, 

zeigt sich bereits in der Einvernahme vor dem Bundesamt am 28.02.2018 – sohin jedenfalls 

nach mehr als einem Jahr der Taufvorbereitung – dass sich der Beschwerdeführer weder mit 

dem Christentum als solches noch mit dem römisch-katholischen Ritus näher auseinander ge-

setzt hat. So sprach er eingangs seiner Einvernahme vor dem Bundesamt davon, dass er am 

XXXX .09.2017 seine „erste Taufe“ bekommen habe und zu Ostern [2018] seine „zweite Taufe“ 

bekommen werde (vgl. AS 115). Auch auf Vorhalt, dass man nur einmal getauft werde, blieb 

der Beschwerdeführer bei dieser Angabe, da man ihm gesagt habe, dass er zwei Taufen be-

komme. Nach dem Akteninhalt ist die (einzige) Taufe am XXXX .05.2018 erfolgt und geht das 

Bundesverwaltungsgericht – wie festgestellt – auch davon aus, dass der Beschwerdeführer die 

Gottesdienste und andere Veranstaltungen der Pfarre  XXXX besucht, jedoch kann eine Kon-

version aus innerer Überzeugung nicht erkannt werden. Dies zeigt sich schon deutlich aus den 

(weiteren) Angaben des Beschwerdeführers in der Einvernahme vor dem Bundesamt am 

28.02.2018 (sohin ca. drei Monate vor der Taufe), aus denen nicht ersichtlich ist, dass er sich 

aufgrund innerer Überzeugung dem Christentum zugewandt hat und sich intensiv mit seinem 

neuen Glauben auseinandersetzt. Seinen eigenen Angaben zufolge hat der Beschwerdeführer 

20 Monate lang jeden Mittwoch zwei Stunden einen Taufvorbereitungskurs besucht, war je-

doch nicht in der Lage, in der Einvernahme vor dem Bundesamt grundlegende Fragen über das 

Christentum korrekt zu beantworten. Beispielsweise gab er an, das Oberhaupt der Christen sei 

Papst Franzis, der in Großbritannien im Vatikan lebe. Weitere Zweige des Christentums seien 

Protestanten, Johannes und Katholiken (vgl. AS 129). Ferner konnte der Beschwerdeführer 

keine (christlichen) Feiertage nennen, sondern bezog sich auf die Messe an Sonntagen. Die 

sieben Sakramente (der katholischen Kirche) verwechselte der Beschwerdeführer offensicht-

lich mit den zehn Geboten (vgl. AS 131). Auch konnte der Beschwerdeführer weder korrekte 

Angaben zu Weihnachten, Ostern und Pfingsten machen noch war er in der Lage, die Frage 

nach den ihm bekannten Gebeten zu beantworten (vgl. AS 133: „F: Was wird zu Ostern gefei-

ert? A: Es ist die Adventszeit und man fastet. Advent ist 40 Tage vor Ostern. Man fastet damit 
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man gereinigt wird, den Jesus hat damals in Sina, dass gleiche gemacht. F: Was wird zu Pfings-

ten gefeiert? A: Es gibt 3 Feier Perioden. Weihnachten, Ostern und die Himmelfahrt von Jesus. 

Zu Pfingsten wird die Auferstehung von Jesus gefeiert. […] F: Beten Sie? Welche Gebete kennen 

Sie? A: Ja. Ich gehe am Sonntag in die Kirche und helfe den anderen. Ich bete auch für die 

Kranken in der Welt.“). In diesem Zusammenhang ist auch darauf zu verweisen, dass der Be-

schwerdeführer vorbrachte, sich bereits im Iran seit dem Jahr 2006 mit dem Christentum be-

fasst und in der Bibel gelesen zu haben, was auch vor dem Hintergrund seiner erkennbaren 

Unwissenheit über wesentliche Inhalte der Bibel nicht glaubhaft ist, wobei an dieser Stelle 

nochmals darauf verwiesen wird, dass es sich beim Beschwerdeführer um einen durchaus ge-

bildeten, geistig nicht beeinträchtigten Mann handelt, bei dem bei einer tatsächlichen Hin-

wendung zum Christentum erwartet werden kann, nach Beschäftigung mit der Bibel und 20 

Monaten Taufvorbereitung die oben angeführten Fragen korrekt beantworten zu können.  

 

Dass sich der Beschwerdeführer auch nach seiner Taufe nicht weiter mit dem Christentum bzw. 

mit dem von ihm gewählten Zweig der römisch-katholischen Kirche auseinandergesetzt hat, 

zeigt sich deutlich in der etwas mehr als zwei Jahre später stattgefunden habenden mündli-

chen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 28.07.2020, in welcher der Be-

schwerdeführer die erkennende Einzelrichterin nicht von seiner innerlichen Hinwendung zum 

Christentum zu überzeugen vermochte. Auch ca. vier Jahre nach dem Beginn seiner Taufvor-

bereitung (die im Übrigen nunmehr widersprüchlich zu seinen Angaben vor dem Bundesamt 

zweimal pro Woche stattgefunden haben will; vgl. Verhandlungsschrift Seite 18) und mehr als 

zwei Jahre nach der erfolgten Taufe konnte der Beschwerdeführer keine nachvollziehbare Be-

gründung für seiner Konversion tätigen. So gab er beispielsweise auf die Frage, warum er zum 

Katholizismus konvertiert sei, an, weil Jesus Christus für unsere Sünden gekreuzigt worden sei 

und bei „den Protestanten“ würden Jesus Christus und die Heilige Maria nicht anerkannt wer-

den (vgl. Verhandlungsschrift Seite 18). Auch gehen die Angaben des Beschwerdeführers be-

treffend die Auswirkungen des Christseins auf sein tägliches Leben nicht über Floskeln hinaus. 

Diesbezüglich brachte er lediglich vor, er sei in der Lage bessere Beziehungen aufzubauen, 

habe das Gefühl der Hoffnung und der Sicherheit und wisse, dass er von Jesus Christus unter-

stützt werde (vgl. Verhandlungsschrift Seite 20). Eine innere Hinwendung ist aus diesem Vor-

bringen nicht zu erkennen. Auch die Schilderung des Ablaufs einer katholischen Messe durch 

den Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung zeigt keine innerliche Zuwendung zur 

römisch-katholischen Kirche, sondern verweist eher auf eine „bloße Anwesenheit“ des Be-

schwerdeführers. Die Angaben des Beschwerdeführers „Eröffnung, Gottes Wort, wo Brot und 

Wein geheiligt wird, Predigt und Entlassung“ (vgl. Verhandlungsschrift Seite 19), zeigen zwar, 

dass er die katholische Messe besucht, weisen jedoch nicht darauf hin, dass die Teilnahme an 



- 57 - 

einer Messe für den Beschwerdeführer eine tiefere Bedeutung hat. Das Bundesverwaltungs-

gericht verkennt nicht, dass der Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung mehr Wis-

sensfragen über das Christentum beantworten konnte als in der Einvernahme vor dem Bun-

desamt etwas mehr als zwei Jahre zuvor, wobei allerdings an dieser Stelle darauf zu verweisen 

ist, dass die Beantwortung von Wissensfragen für sich allein betrachtet nicht dazu geeignet ist, 

eine Konversion im Sinne einer inneren Haltung glaubwürdig darzulegen. So ist davon auszu-

gehen, dass es nicht mit großen Schwierigkeiten verbunden ist, sich einen grundsätzlichen 

Wissenstand zu Glaubens- und Bibelinhalten durch entsprechendes Lernen und durch das An-

sehen von Filmen anzueignen. Ferner sind dem hg. Amtswissen zufolge auch im Internet ent-

sprechende Fragenkataloge speziell für im Asylverfahren vorgebrachte Konversionen abrufbar.  

 

Fallgegenständlich ist auszuführen, dass der Beschwerdeführer zwar in der Lage war, das „Va-

ter Unser“ sowie das „Gegrüßest seiest du Maria“ und das katholische Glaubensbekenntnis in 

Farsi auswendig aufzusagen, jedoch gezieltere Wissensfragen, die jedenfalls nicht über grund-

legendes Bibelwissen hinausgegangen sind, nicht beantworten konnte. Beispielsweise konnte 

der Beschwerdeführer die Person des Pontius Pilatus nicht korrekt nennen, sondern sprach 

von „Pilatus und Penetus“ bzw. von „Pinitus und Pilatus“ und gab diesbezüglich zunächst an, 

dass es sich um zwei Personen handle, um erst auf Nachfrage des rechtsfreundlichen Vertre-

ters einzuräumen, dass es doch nur eine Person sei. Bei Durchsicht des Verhandlungsprotokolls 

vom 28.07.2020 ist auffallend, dass der Beschwerdeführer wesentliche Fragen über Jesus 

Christus nicht bzw. nur über nochmaliges Nachfragen durch seinen rechtsfreundlichen Vertre-

ter beantworten konnte und diese Antworten lediglich oberflächlich waren, wobei der Be-

schwerdeführer mehrfach ausführte, sich nicht erinnern zu können. Beispielsweise konnte er 

sich nicht an die zwei Diebe, die mit Jesus gekreuzigt wurden, erinnern. Auf die Frage nach 

dem Hahn in Zusammenhang mit dem Verrat durch Judas gab der Beschwerdeführer an, dass 

er diesen nicht wisse. Auch nach dem Zitat durch den rechtsfreundlichen Vertreter „Ehe der 

Hahn dreimal kräht…“, konnte der Beschwerdeführer keinen Zusammenhang erkennen. Ferner 

konnte er auch die Frage nach den Heiligen Drei Königen nicht von sich aus beantworten und 

gab auf Nachfrage lediglich an, dass diese „drei römische Kaiser“ gewesen seien. Befragt zum 

Gleichnis vom verlorenen Sohn gab der Beschwerdeführer auf die Frage seines Vertreters, was 

der Vater gemacht habe, ebenfalls an, dass er sich nicht erinnern könne. Auch der Name 

Barnabas sage ihm nichts. Abgesehen von den gravierenden Wissenslücken des Beschwerde-

führers bei grundlegenden, nicht ausgefallenen und auch nicht tiefgehenden Fragen nach In-

halten der Bibel, gab der Beschwerdeführer auch mehrfach falsche Antworten. So brachte er 

– befragt nach Wundern – vor, dass Jesus Elias, den Bruder von Maria, wieder lebendig ge-

macht habe. Auf die Frage nach dem Palmsonntag gab er an, dass nach dem Palmsonntag der 
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Advent komme. Auch die Verwandlung von Wasser in Wein bei der Hochzeit zu Kana konnte 

der Beschwerdeführer nicht korrekt wiedergeben (vgl. Verhandlungsschrift Seite 21). Aus dem 

gesamten Aussageverhalten des Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung ist nicht 

erkennbar, dass sich der Beschwerdeführer mit Bibel- bzw. Glaubensinhalten tatsächlich be-

fasst hat und hiervon auch innerlich überzeugt ist. Ferner sind ebenso die weiteren Ausfüh-

rungen des Beschwerdeführers, im Christentum würden die Menschen als Gläubige und nicht 

wie im Islam als Sklaven angesehen werden bzw. Nächstenliebe sei wichtig und das Christen-

tum zeige den Lebensweg, lediglich allgemein gehalten und weisen keinen persönlichen Bezug 

auf (vgl. zu alldem Verhandlungsschrift ab Seite 18).  

 

Zusammengefasst ist auszuführen, dass es dem Beschwerdeführer nicht gelungen ist, die er-

kennende Einzelrichterin von einer Konversion aus innerer Hinwendung zum christlichen Glau-

ben zu überzeugen. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer im Zusam-

menhang mit dem Praktizieren seines Glaubens sich auf außenwirksame Akte (Taufe und Got-

tesdienstbesuche) beschränkt und eine tatsächliche, tiefergehende Auseinandersetzung mit 

Glaubensinhalten im Sinne einer nachhaltigen, persönlichen und spirituellen Hinwendung ver-

missen lässt, sodass in weiterer Folge auch nicht von der Weitergabe von Glaubensinhalten 

und dem Verbreiten der Glaubenslehre ausgegangen werden kann. Nach dem Gesamtbild ist 

nicht von einer Konversion im Sinne einer inneren, tatsächlichen Hinwendung zum Christen-

tum auszugehen, sondern von einer Konversion, welche lediglich zum Schein erfolgt ist.  

 

Daran ändert auch nichts die Aussage des Zeugen Mag.  XXXX in der mündlichen Verhandlung. 

Dieser brachte im Wesentlichen vor, dass er den Beschwerdeführer als regelmäßigen Gottes-

dienstbesucher der Pfarre  XXXX kenne. Der Zeuge gab weiters an, dass er zwar die Sakramente 

der Taufe und der Firmung dem Beschwerdeführer gespendet, jedoch die Taufvorbereitung 

nicht selbst durchgeführt habe. Er habe zwar Erfahrung in der Begleitung von Katechumenen 

auf die Taufe, jedoch eher im studentischen Bereich. Auch räumte der Zeuge ein, dass seine 

Haupttätigkeit die des Hochschulseelsorgers im Dienst des Pfarrverbandes  XXXX sei und er 

den regelmäßigen Pfarrdienst dort selbst auch gar nicht ausführe, sondern sich sein Dienst auf 

die Feier der Gottesdienste beschränke. In der pastoralen Tätigkeit werde er von einem Diakon 

und einer Pastoralassistentin unterstützt. Aus der regelmäßigen Teilnahme am Gottesdienst 

durch den Beschwerdeführer schließe der Zeuge darauf, dass es eine aktive Zuwendung und 

Glaubenspraxis gebe (vgl. Verhandlungsschrift Seiten 27 und 28). Diese Angaben des Zeugen 

bestätigen lediglich, dass der Beschwerdeführer die Gottesdienste der katholischen Pfarre  

XXXX besucht (wovon das Bundesverwaltungsgericht allerdings ohnehin ausgeht). Eine über 

den Besuch der Gottesdienste hinausgehende innere Überzeugung des Beschwerdeführers 
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vom Christentum bzw. eine innere Hinwendung zum Christentum lässt sich den Angaben des 

Zeugen nicht entnehmen bzw. versuchte der Zeuge auch gar nicht, ein solches Vorbringen zu 

erstatten, sondern gab selbst an, dass seine Tätigkeit in der Pfarre  XXXX auf die Messfeiern 

beschränkt sei. Daher war durch die Aussage des Zeugen für den Beschwerdeführer nichts zu 

gewinnen.  

 

Auch wenn das Bundesverwaltungsgericht nicht daran zweifelt, dass der Beschwerdeführer 

tatsächlich am XXXX .05.2018 in der Pfarre  XXXX nach römisch-katholischem Ritus getauft 

(und gefirmt) wurde, ist an dieser Stelle auf den doch wohl etwas sorglosen Umgang der Pfarre 

mit der Ausstellung von Bestätigungen zu verweisen und ist sohin auch der Inhalt dieser Be-

stätigungen unter diesem Aspekt zu sehen. Diesbezüglich ist zunächst darauf zu verweisen, 

dass im Zuge des gegenständlichen Verfahrens zwei Taufscheine des Beschwerdeführers mit 

unterschiedlichen Tauf- und Ausstellungsdaten vorgelegt wurden. Zum einen wurde in der 

mündlichen Verhandlung ein Taufschein mit dem Taufdatum XXXX .05.2018, der Nummer  

XXXX und dem Ausstellungsdatum XXXX .06.2018 (vgl. Beilage ./ 1) vorgelegt. Hingegen wur-

den im Laufe des Beschwerdeverfahrens ein Taufschein mit dem Tauf- und Ausstellungsdatum 

XXXX .05.2018, ebenso mit der Nummer  XXXX sowie die Rückseite eines Taufscheins mit der 

Bestätigung der Firmung am XXXX .05.2018 vorgelegt. Daran, dass diese sämtlichen Unterla-

gen tatsächlich auch von der Pfarre  XXXX ausgestellt wurden, besteht kein Zweifel und wurde 

ein solcher auch vom Zeugen in der Verhandlung nicht geäußert. Der Zeuge gab auf Vorhalt 

der beiden Taufscheine mit unterschiedlichen Daten an, dass er vermute, dass man im Nach-

hinein draufgekommen sei, dass bei der Erstausstellung am XXXX .05.2018 das Datum falsch 

mit XXXX .05.2018 vermerkt worden sei. Auch das Bundesverwaltungsgericht geht von einem 

derartigen Fehler und von dem tatsächlichen Datum der Taufe XXXX .05.2018 (zumal dieser 

Tag ein Sonntag war) aus, was jedoch nichts daran ändert, dass die Pfarre  XXXX offenbar relativ 

sorglos bei der Ausstellung derartiger Urkunden vorgeht, zumal sich auf der Bestätigung vom 

XXXX .06.2018 kein Hinweis darauf findet, dass diese „die richtige“ ist und jene vom XXXX 

.05.2018 ersetzt. Unter diesem Aspekt der „Sorglosigkeit bei der Ausstellung von Bestätigun-

gen“ ist ein weiteres, im Verfahren vor dem Bundesamt vorgelegtes Schriftstück zu sehen und 

zwar wurde am XXXX .02.2018 eine Bestätigung der Pfarre  XXXX ausgestellt, die zwar an den 

Beschwerdeführer als Adressat gerichtet ist, sich jedoch inhaltlich dreimal – nämlich in Bezug 

auf den Beginn mit den Katechumenat am XXXX .09.2016, mit der Aufnahme in die erste Stufe 

der römisch-katholischen Kirche am XXXX .07.2017 sowie mit der Bestätigung der regelmäßi-

gen Teilnahme am Katechumenat – an einen Herrn  XXXX wendet (vgl. AS 87). Diese hier offen 

zu Tage getretene auffällige Sorglosigkeit der Pfarre  XXXX im Zusammenhang mit der Ausstel-

lung von Bestätigungen ist daher entsprechend zu werten.  
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Sohin ist für die erkennende Einzelrichterin auch unter Berücksichtigung der Aussage des Zeu-

gen  XXXX sowie der vorgelegten Bestätigungen der römisch-katholischen Pfarre  XXXX nicht 

erkennbar, dass der Beschwerdeführer aus innerer Überzeugung vom Islam zum Christentum 

konvertiert ist. Daran ändert auch nichts sein in Österreich erfolgter Austritt aus der Islami-

schen Glaubensgemeinschaft, da ein solcher in Österreich ein bloßer Formalakt ist und in kei-

ner Weise ersichtlich ist, dass dieser den iranischen Behörden zur Kenntnis gebracht werden 

könnte.  

 

2.1.3. Dass der Beschwerdeführer weder an einer schwerwiegenden psychischen oder physi-

schen Krankheit leidet, ergibt sich aus seinen eigenen Angaben in der mündlichen Verhand-

lung, im Rahmen derer er vorbrachte, dass er gesund sei, sich nicht in medizinischer Behand-

lung befinde und keine Medikamente nehme (vgl. Verhandlungsschrift Seite 5). Auch im Ver-

fahren vor dem Bundesamt wurde kein Vorbringen erstattet, das auf eine etwaige Behand-

lungsbedürftigkeit schließen lässt. Dass der Beschwerdeführer keiner Risikogruppe in Zusam-

menhang mit COVID-19 angehört, ergibt sich zum einen aus dem Umstand, dass es sich bei 

ihm um einen gesunden Mann im mittleren Alter von 45 Jahren handelt und der sohin nicht 

unter die Risikogruppe der älteren Personen und der Personen mit Vorerkrankungen fällt. Dar-

über hinaus wurde weder in der mündlichen Beschwerdeverhandlung noch nach der Verhand-

lung bis zum nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt ein derartiges Vorbringen erstattet.  

 

Die Feststellungen zu seinen Familienangehörigen im Herkunftsstaat, zu seiner (Schul)ausbil-

dung, zu seiner Berufserfahrung sowie zu seinen beruflichen Tätigkeiten im Iran und zum Ver-

dienen seines Lebensunterhalts durch seine eigenen Berufe gründen auf seinen eigenen An-

gaben im gesamten Verfahren, insbesondere in der mündlichen Verhandlung vor dem Bun-

desverwaltungsgericht. Aus diesen Angaben des Beschwerdeführers ergibt sich auch die Fest-

stellung zum Vorliegen einer Existenzgrundlage. Beim Beschwerdeführer handelt es sich um 

einen arbeits- bzw. erwerbsfähigen Mann mittleren Alters ohne gesundheitliche Beeinträch-

tigungen, der zudem über familiäre bzw. soziale Kontakte in seinem Herkunftsstaat verfügt. 

Ferner ergibt sich aus den Länderfeststellungen, dass die Verhältnisse im Iran nicht das Aus-

maß erreichen, um von einer Gefährdung ausgehen zu können, die in den Nahebereich des 

Art. 3 EMRK gelangen könnte.  

 

2.1.4. Dass der Beschwerdeführer im Zeitraum 2017 bis 2018 bei der Gemeinde  XXXX gemein-

nützige Arbeiten verrichtet hat und im „ XXXX “ ehrenamtlich tätig war, ergibt sich aus den 

diesbezüglich vorgelegten Bestätigungen der Gemeinde  XXXX vom XXXX .02.2018 sowie des 
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„ XXXX “ vom XXXX .12.2018 und wurde darüber hinaus auch vom Beschwerdeführer in der 

mündlichen Verhandlung selbst vorgebracht. Die Feststellungen zur fehlenden Selbsterhal-

tungsfähigkeit sowie zum Bezug der Grundversorgung ergibt sich aus dem aktuellen Auszug 

aus dem GVS-Register vom XXXX .08.2020, dem zu entnehmen ist, dass der Beschwerdeführer 

von der Antragstellung bis zum Entscheidungszeitpunkt als „aktiv“ gemeldet war und Leistun-

gen aus der Grundversorgung bezogen hat. Dass er den Deutschkurs „Deutsch lernen für Asyl-

werberInnen – Alpha 1“ besucht hat, gründet auf der im Verfahren vor dem Bundesamt vor-

gelegten Seminarbestätigung vom XXXX .12.2016. Davon, dass der Beschwerdeführer zwar ein 

wenig Deutsch versteht, jedoch nicht in der Lage ist, sich auch aktiv in Deutsch zu verständi-

gen, konnte sich die erkennende Einzelrichterin in der mündlichen Verhandlung selbst über-

zeugen (vgl. Verhandlungsschrift Seite 12). Dass der Beschwerdeführer in Österreich nicht 

über verwandtschaftliche Anknüpfungspunkte verfügt, ergibt sich aus seinem eigenen Vor-

bringen und ist auch dem sonstigen Akteninhalt nichts Gegenteiliges zu entnehmen. Die Fest-

stellung, dass der Beschwerdeführer in Österreich einen Freundes- bzw. Bekanntenkreis hat, 

ergibt sich ebenfalls aus seinen Angaben, den vorgelegten Empfehlungsschreiben und ist auch 

aufgrund der Aufenthaltsdauer in Österreich nachvollziehbar. Letztlich gründet sich die Fest-

stellung zur strafrechtlichen Unbescholtenheit des Beschwerdeführers auf den vom Bundes-

verwaltungsgericht eingeholten Strafregisterauszug vom 17.07.2020.  

 

2.2. Die aktuellen Feststellungen zur Situation im Iran, welche dem Bundesamt selbstverständ-

lich bekannt sind, beruhen auf dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation vom 

14.06.2019 sowie auf den dort angeführten Quellen und wurden dem Beschwerdeführer bzw. 

seinem Vertreter mit der Ladung zur mündlichen Verhandlung zur Kenntnis gebracht. Am 

Ende der Beschwerdeverhandlung nutzte der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdefüh-

rers die Gelegenheit zur Stellungnahme, wobei er sich betreffend die Lage von Christen und 

Konvertiten im Iran selbst auf die Länderberichte des Bundesverwaltungsgerichtes bzw. der 

Staatendokumentation stützte, sodass davon auszugehen ist, dass diesen nicht entgegenge-

treten wird, zumal auch sonst im Verfahren keine Kritik an diesen Länderberichten geübt 

wurde. Bei den vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Quellen handelt es sich um 

Berichte verschiedener anerkannter und teilweise vor Ort agierender Institutionen, die in ih-

ren Aussagen ein übereinstimmendes, schlüssiges Gesamtbild der Situation im Iran ergeben. 

Angesichts der Seriosität der angeführten Erkenntnisquellen und der Plausibilität der Aussa-

gen besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Darstellung zu zweifeln. Des Weiteren ist darauf 

zu verweisen, dass die vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Quellen nach wie vor 

aktuell bzw. mit späteren Quellen inhaltlich deckungsgleich bzw. zum Teil sogar nahezu wort-

ident sind. 
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Im Hinblick auf die weltweite Ausbreitung des COVID-19-Erregers kann unter Zugrundelegung 

der medial ausführlich kolportierten Entwicklungen (auch) im Iran bislang keine derartige Ent-

wicklung erkannt werden, die im Hinblick auf eine Gefährdung nach Art. 2 und Art. 3 EMRK 

eine entscheidungsrelevante Lageänderung erkennen lässt, wobei anzuführen ist, dass ein 

derartiges Vorbringen auch in der mündlichen Verhandlung nicht erstattet wurde. Auch ge-

hört der Iran nicht zu den zehn am meisten betroffenen Ländern. Mit Datum 27.08.2020 gab 

es im Iran 367.796 bestätigte Fälle, 316.638 Genesene und 21.137 Todesfälle auf eine Bevöl-

kerungszahl von ca. 84 Millionen Menschen, wie eine einfache Internetrecherche zeigt. Was 

die Folgen der COVID-19 Pandemie im Iran betrifft, ist überdies festzuhalten, dass es sich hier-

bei definitionsgemäß um eine weltweite Problematik (beispielsweise gibt es in den USA be-

reits ca. 5.800.000 bestätigte Fälle und 180.000 Todesfälle) handelt und kein Staat absolute 

Sicherheit vor dieser Erkrankung bieten kann, was auch durch die Entwicklungen in der Euro-

päischen Union und in den Vereinigten Staaten von Amerika belegt wird. Wie festgestellt ist 

der Beschwerdeführer gesund bzw. befindet sich aktuell nicht in medizinischer Behandlung, 

sodass er keiner Risikogruppe angehört und ist auch aus diesem Grund von keiner realen Ge-

fahr einer Verletzung von Art. 2 oder Art. 3 EMRK auszugehen. Zusammengefasst ist sohin 

festzuhalten, dass eine Rückkehr des Beschwerdeführers in den Iran aufgrund der derzeitigen 

Gesundheits- und Versorgungslage zumutbar ist.  

 

3. Rechtliche Beurteilung: 

 

3.1. Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden 

gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. 

 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern 

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im 

vorliegenden Verfahren keine Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, liegt gegenständlich 

Einzelrichterzuständigkeit vor. 

 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG, BGBl. I 2013/33 idF BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 

VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-

ses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 
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Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung 

- BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des 

Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfah-

rensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die 

die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren 

angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 

 

3.2. Zu A) 

 

3.2.1. Zur Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten:  

 

3.2.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 

zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass 

ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht. 

 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, 

aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes 

befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schut-

zes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstände außer-

halb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 

Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 

 

Zentraler Aspekt der dem § 3 Abs. 1 AsylG 2005 zugrunde liegenden, in Art. 1 Abschnitt A Z 2 

GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung 

(vgl. VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334). Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sei, wenn 

sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse 

im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH vom 22.12.1999, Zl. 99/01/0334; 

vom 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; vom 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). Es kommt nicht da-

rauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, son-

dern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) 

fürchten würde. 
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Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schüt-

zende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn 

der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimat-

staates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen (vgl. VwGH vom 

21.9.2000, Zl. 2000/20/0241 sowie vom 14.11.1999, Zl. 99/01/0280). Die Verfolgungsgefahr 

muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (vgl. 

VwGH vom 09.09.1993, Zl. 93/01/0284 sowie vom 15.03.2001, Zl. 99/20/0128); sie muss Ur-

sache dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes 

seines vorigen Aufenthaltes befindet. Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom 

Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen führt daher nur dann zur Flüchtlingseigenschaft, 

wenn er an einen in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK festgelegten Grund, nämlich die 

Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politi-

sche Gesinnung anknüpft. Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie 

muss vorliegen, wenn die Asylentscheidung erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prog-

nose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den 

genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH vom 09.03.1999, Zl. 98/01/0318 und vom 

19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 

 

3.2.1.2. Im Fall des Beschwerdeführers ergibt sich keine „wohlbegründete Furcht vor Verfol-

gung“ im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention. 

 

Da es dem Beschwerdeführer nicht gelungen ist, mit seinem Vorbringen eine Verfolgung bzw. 

eine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention glaubhaft zu machen, 

ergibt sich bereits unter diesem Aspekt keine „wohlbegründete Furcht vor Verfolgung“. Eine 

konkret für den Beschwerdeführer bestehende Verfolgungsgefahr ist nicht erkennbar, sodass 

– wie bereits in der Beweiswürdigung ausführlich begründet – in einer Gesamtbetrachtung 

nicht glaubhaft ist, dass dem Beschwerdeführer in seinem Herkunftsstaat Iran in Zusammen-

hang mit der von ihm behaupteten ausreisekausalen Bedrohungssituation und dem von ihm 

geltend gemachten Nachfluchtgrund der Konversion aus innerer Überzeugung Verfolgung im 

Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention droht. 

 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH vom 30.06.2005, Zl. 

2003/20/0544) ist zur Frage der Verfolgungsgefahr bei Iranern, die vom Islam zum Christen-

tum konvertiert sind, maßgeblich, ob der Asylwerber bei weiterer Ausführung des behaupte-

ten inneren Entschlusses, nach dem christlichen Glauben zu leben, mit maßgeblicher Wahr-
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scheinlichkeit damit rechnen müsste, aus diesem Grund mit einer die Intensität von Verfol-

gung erreichenden Sanktion belegt zu werden (vgl. hierzu bereits VwGH vom 24.10.2001, Zl. 

99/20/0550 und VwGH vom 17.10.2002, Zl. 2000/20/0054). In gleichem Sinne hat der Verwal-

tungsgerichtshof bereits in seinem Erkenntnis vom 31.05.2001, Zl. 2001/20/0054, in Zusam-

menhang mit einer noch nicht erfolgten, aber beabsichtigten Konversion zum Ausdruck ge-

bracht, dass für die Beurteilung des Asylanspruches maßgeblich ist, ob der Asylwerber in sei-

nem Heimatstaat in der Lage war, eine von ihm gewählte Religion frei auszuüben oder, ob er 

bei Ausführung seines inneren Entschlusses vom Islam abzufallen und zum Christentum über-

zutreten mit asylrelevanter Verfolgung rechnen müsste.  

 

Nach dem alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union bindenden normativen Vorgaben des 

Art. 10 Abs. 1 lit. b Statusrichtlinie kann einem Flüchtling nicht mehr angesonnen werden, sich 

bei der Religionsausübung auf das sogenannte „forum internum“ zu beschränken. Asylbegeh-

ren, die auf Verfolgung mit religiösem Hintergrund gestützt werden, müssen sohin unter Be-

rücksichtigung der unmittelbar anwendbaren Vorgaben des Art. 10 Abs. 1 lit. b Statusrichtlinie 

geprüft werden. Gemäß dieser Richtlinie muss sohin die öffentliche Ausübung („forum exter-

num“) des christlichen Glaubens in Lehre, Gottesdienst und Sakramentsverwaltung möglich 

sein.  

 

Um von einer Asylrelevanz überhaupt ausgehen zu können, kommt es auf die Art der Aus-

übung des christlichen Glaubens im Iran sowie darauf an, ob der Asylwerber bei der Ausübung 

mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit mit asylrelevanter Gefährdung zu rechnen hat.  

 

Es bedarf hinsichtlich einer etwaigen Gefährdung im Heimatland grundsätzlich der vollen rich-

terlichen Überzeugung, dass jemand während seines Aufenthalts im Bundesgebiet aus ernst-

hafter, fester innerer Überzeugung zum christlichen Glauben übergetreten ist und für ihn des-

sen Ausübung auch bei angenommener Rückkehr eine besondere, identitätsprägende und un-

verzichtbare Bedeutung hat. Dazu genügt regelmäßig nicht, dass ein Asylwerber in der münd-

lichen Verhandlung Fragen zum Christentum fehlerfrei beantwortet, weshalb für eine Über-

zeugungsbildung prinzipiell alle Aspekte eines Falles zu berücksichtigen sind. Dazu können die 

Persönlichkeit und intellektuelle Disposition eines Asylwerbers, die Glaubhaftigkeit seines 

Vorfluchtvorbringens sowie der Zeitpunkt der Kontaktaufnahme zu einer christlichen Ge-

meinde in Relation zum Einreisezeitpunkt zählen. Bei der Prüfung, ob tatsächlich Verfolgungs-

gefahr gegeben ist, sind sowohl objektive als auch subjektive Gesichtspunkte zu berücksichti-

gen. Es kommt nicht ausschließlich auf den erfolgten Glaubensübertritt an, da dieser alleine 
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in der Regel noch nicht zu einer begründeten Verfolgungsfurcht führt. Im Lichte der Länder-

feststellungen ist der Schluss zu ziehen, dass aus der lediglich formalen bzw. zum Schein er-

folgten Konversion zum christlichen Glauben – wie sie im gegenständlichen Fall vorliegt – ohne 

dem Vorliegen einer exponierten Tätigkeit wie etwa missionarische Aktivitäten keine asyl-

rechtliche Gefährdung resultiert. So genügt es, wenn die betreffende Person glaubhaft versi-

chert, weiterhin oder wieder dem Islam anzugehören. Es gibt für Rückkehrer bestimmte reli-

giöse Formeln, die dem Beitritt zum Islam ähneln bzw. nahezu identisch sind.  

 

Wie der Beweiswürdigung, derzufolge das ausreisekausale Vorbringen des Beschwerdefüh-

rers nicht glaubhaft ist, zu entnehmen ist, ist nicht davon auszugehen, dass der Beschwerde-

führer für die iranischen Behörden von Interesse ist bzw. unter Beobachtung steht. Daher ist 

kein Grund ersichtlich, dass die Aktivitäten des Beschwerdeführers – in concreto seine Taufe 

und der Besuch von Gottesdiensten – den iranischen Behörden oder Privatpersonen bekannt 

werden sollten. Wenn der Beschwerdeführer vorbringt, dass seine Ex-Gattin und seine Toch-

ter von der Konversion wüssten und ihn an die iranischen Behörden „verraten“ würden, ist 

darauf zu verweisen, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers zu seinen Fluchtgründen als 

nicht glaubhaft gewertet wurde. Es kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass der ira-

nische Staat sämtliche Aktivitäten iranischer Staatsbürger überwacht (auch nicht im Internet), 

zumal er hierzu auch nicht die faktischen Möglichkeiten hat. Ebenso wenig kann davon ausge-

gangen werden, dass die iranischen Behörden vom in Österreich erfolgten Austritt aus der 

Islamischen Glaubensgemeinschaft Kenntnis erlangen. Der Beschwerdeführer hat den Iran 

nicht vorverfolgt verlassen, sich in keiner Weise exponiert und kann aufgrund seines Vorbrin-

gens nicht davon ausgegangen werden, dass er im Rückkehrfall in den Fokus der iranischen 

Behörden geraten oder für diese von Interesse sein könnte.  

 

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf die Länderfeststellungen zum Thema Apostasie 

bzw. Konversion, welche insgesamt davon ausgehen (im Übrigen ebenso betreffend exilpoli-

tische Aktivitäten), dass vor allem Aktivitäten, die als Angriff auf das System empfunden wer-

den oder die islamische Grundsätze in Frage stellen, im Fokus stehen. Auch wird festgehalten, 

dass es einige Geistliche waren, die in der Vergangenheit im Iran verfolgt oder ermordet wur-

den und die zuvor im Ausland zum Christentum konvertiert waren. Allerdings handelt es sich 

beim Beschwerdeführer nicht um einen Geistlichen, sondern um eine Person, die formal und 

lediglich zum Schein konvertiert ist, sodass daraus keine asylrelevante Gefährdung abzuleiten 

ist. Hinzu kommt, dass den Länderfeststellungen zufolge Repressionen vor allem missionie-

rende Christen betreffen und sich christliche Konvertiten aufgrund der Ausübung ihres Glau-
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bens willkürlichen Festnahmen und Verhaftungen ausgesetzt sehen. Dass der Beschwerdefüh-

rer, der – wie festgestellt – zum Schein konvertiert ist, bei einer Rückkehr den christlichen 

Glauben ausüben wird, ist naturgemäß auszuschließen. Umso weniger kann davon ausgegan-

gen werden, dass es dem Beschwerdeführer ein Anliegen ist, missionierend tätig zu werden, 

wobei hinzu kommt, dass der Beschwerdeführer aufgrund des kaum vorhandenen Wissens 

hinsichtlich christlicher Glaubensinhalte wohl kaum in der Lage wäre, tatsächlich missionie-

rend tätig zu werden.  

 

Darüber hinaus geht aus den Länderfeststellungen hervor, dass nur iranische Staatsangehö-

rige, die sich als Folge ihrer missionarischen Betätigung deutlich von der breiten Masse abhe-

ben (wie beispielsweise Kirchenführer oder in der Öffentlichkeit besonders aktive Personen) 

Gefahr laufen, dass sich die iranischen Sicherheitsbehörden und die iranische Justiz mit ihnen 

befassen. Da der iranische Staat – wie erwähnt – nicht jede Tätigkeit seiner Staatsbürger im 

Ausland verfolgen kann, muss sich sein Interesse auf Personen beschränken, die aufgrund ih-

rer exponierten Stellung, ihres Einflusses auf andere iranische Staatsangehörige und/oder ih-

res herausragenden Engagements eine potenzielle Gefahr für den ausschließlichen Machtan-

spruch des Regimes im Iran darstellen könnten.  

Das Verhalten des Beschwerdeführers – erfolgte Taufe und Besuch von Gottesdiensten – er-

weist sich jedoch nicht als derart markant, dass es geeignet erscheint, einen erhöhten Ermitt-

lungsaufwand bei den iranischen Behörden auszulösen, sodass ein asylrelevantes Verfol-

gungsrisiko nach Ansicht der erkennenden Einzelrichterin nicht gegeben ist. Aufgrund der dar-

gelegten Erwägungen ist das Vorliegen eines Nachfluchtgrundes zu verneinen.  

 

Es ergaben sich auch keinerlei konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der Beschwerdeführer als 

Angehöriger der persischen Volksgruppe aktuell alleine wegen seiner Volksgruppenzugehörig-

keit im Iran einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt wäre, wobei hinzukommt, dass es sich 

bei der persischen Volksgruppe mit ca. 51 % ohnehin um die Mehrheit handelt. Ferner ver-

neinte der Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung die Frage nach Problemen we-

gen seiner Volksgruppenzugehörigkeit (vgl. Verhandlungsschrift Seite 9). 

 

Auch aus der allgemeinen Lage im Iran lässt sich konkret für den Beschwerdeführer kein Status 

eines Asylberechtigten ableiten. Eine allgemeine desolate wirtschaftliche und soziale Situation 

kann nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht als hinreichender Grund für 

eine Asylgewährung herangezogen werden (vgl. VwGH vom 28.05.2005, Zl. 2002/01/0414), 

wobei in Bezug auf die Verhältnisse im Iran ohnehin nicht vom Vorliegen einer „allgemeinen 

desolaten wirtschaftlichen und sozialen Situation“ ausgegangen werden kann. 
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Der Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Asylstatus durch das Bundesamt für Frem-

denwesen und Asyl war daher der Erfolg zu versagen.  

 

3.2.2. Zur Nichtzuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten: 

 

3.2.2.1. Wird ein Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status 

des Asylberechtigten abgewiesen, so ist dem Fremden gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Status 

des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung 

oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung 

von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten 

würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrt-

heit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Kon-

fliktes mit sich bringen würde. 

Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach § 8 

Abs. 1 AsylG ist gemäß Abs. 2 leg. cit. mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der 

Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG ist der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung 

des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtal-

ternative (§ 11 AsylG) offensteht. Dies ist gemäß § 11 Abs. 1 AsylG dann der Fall, wenn Asyl-

werbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Her-

kunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewähr-leis-

tet werden und ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet wer-den 

kann. Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohl-

begründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen kann 

und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 

Abs. 1) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind. Bei der Prüfung, ob 

eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben ist, ist auf die allgemeinen Gegebenheiten des 

Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der Asylwerber zum Zeitpunkt der Ent-

scheidung über den Antrag abzustellen (§ 11 Abs. 2 AsylG). 

 

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschützt. Ge-

mäß Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 

oder Behandlung unterworfen werden. Die Protokolle Nr. 6 und Nr. 13 zur Konvention bein-

halten die Abschaffung der Todesstrafe. 
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3.2.2.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 21.02.2017, Ra 

2016/18/0137, mit der bisherigen höchstgerichtlichen Rechtsprechung zum realen Risiko ei-

ner drohenden Verletzung der Art. 2 und Art. 3 EMRK sowie zur ernsthaften Bedrohung des 

Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im innerstaatlichen Konflikt aus-

einandergesetzt und diese wie folgt zusammengefasst (vgl. hierzu auch VwGH vom 

17.09.2019, Ra 2019/14/0160):  

 

Die Beurteilung eines drohenden Verstoßes gegen Art. 2 oder Art. 3 EMRK setzt eine Einzel-

fallprüfung voraus, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der 

Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Rückkehr in ihren Herkunftsstaat die reale 

Gefahr („real risk“) insbesondere einer gegen Art. 2 oder Art. 3 verstoßenden Behandlung 

droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die per-

sönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Ziel-

staat zu beziehen hat (vgl. etwa VwGH vom 08.09.2016, Ra 2016/20/0053 mwN). Die Außer-

landesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine Verletzung von 

Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also die 

Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt wer-

den können. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umständen anzunehmen. Die 

bloße Möglichkeit einer durch die Lebensumstände bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK 

reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur Begründung einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK 

notwendig, detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vor-

liegen. Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung festgehalten, dass, 

wenn im Herkunftsstaat eines Asylwerbers eine prekäre allgemeine Sicherheitslage herrscht, 

in der die Bevölkerung durch Akte willkürlicher Gewalt betroffen ist, stichhaltige Gründe für 

die Annahme eines realen Risikos bzw. für die ernsthafte Bedrohung von Leben oder Unver-

sehrtheit eines Asylwerbers bei Rückführung in diesen Staat dann vorliegen, wenn diese Ge-

walt ein solches Ausmaß erreicht hat, dass es nicht bloß möglich, sondern geradezu wahr-

scheinlich erscheint, dass auch der betreffende Asylwerber tatsächlich Opfer eines solchen 

Gewaltaktes sein wird. Davon kann in einer Situation allgemeiner Gewalt nur in sehr extremen 

Fällen ausgegangen werden, wenn schon die bloße Anwesenheit einer Person in der betroffe-

nen Region Derartiges erwarten lässt. Davon abgesehen können nur besondere in der persön-

lichen Situation der oder des Betroffenen begründete Umstände dazu führen, dass gerade bei 

ihr oder ihm ein – im Vergleich zur Bevölkerung des Herkunftsstaates im Allgemeinen – höhe-

res Risiko besteht, einer dem Art. 2 oder Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausge-

setzt zu sein bzw. eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit befürchten 

zu müssen (vgl. jüngst VwGH vom 17.09.2019, Ra 2019/14/0160-10).  
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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte erkennt in ständiger Rechtsprechung, dass 

ein „real risk“ vorliegt, wenn stichhaltige Gründe („substantial grounds“) dafür sprechen, dass 

die betroffene Person im Fall der Rückkehr in die Heimat das reale Risiko (insbesondere) einer 

Verletzung ihrer durch Art. 3 EMRK geschützten Rechte zu gewärtigen hätte. Dafür spielt es 

grundsätzlich keine Rolle, ob dieses reale Risiko in der allgemeinen Sicherheitslage im Her-

kunftsstaat, in individuellen Risikofaktoren des Einzelnen oder in der Kombination beider Um-

stände begründet ist. Allerdings betont der EGMR in seiner Rechtsprechung auch, dass nicht 

jede prekäre allgemeine Sicherheitslage ein reales Risiko im Sinne des Art. 3 EMRK hervorruft. 

Im Gegenteil lässt sich der Judikatur entnehmen, dass eine Situation genereller Gewalt nur in 

sehr extremen Fällen („in the most extreme cases“) diese Voraussetzung erfüllt. In den übri-

gen Fällen bedarf es des Nachweises von besonderen Unterscheidungsmerkmalen („special 

distinguishing features“), aufgrund derer sich die Situation des Betroffenen kritischer darstellt 

als für die Bevölkerung im Herkunftsstaat im Allgemeinen (vgl. hierzu etwas EGMR vom 

28.11.2011, Nr. 8319/07 und 11449/09, Sufi und Elmi vs. Vereinigtes Königreich). 

 

Zusammengefasst kann sohin gesagt werden, dass der maßgebliche Unterschied zwischen ei-

nem „realen Risiko“ und einer „bloßen Möglichkeit“ im Vorliegen oder Nichtvorliegen von 

„special distinguishing features“ zu erblicken ist, die auf ein persönliches („personal“) und vor-

hersehbares („foreseeable“) Risiko schließen lassen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 

besteht nur in sehr extremen Fällen („most extreme cases“), wenn die allgemeine Lage im 

Herkunftsstaat so ernst ist, dass praktisch jeder, der dorthin abgeschoben wird, einem realen 

und unmittelbar drohenden („real and imminent“) Risiko einer Art. 3 EMRK widersprechenden 

Behandlung ausgesetzt ist. Diesfalls ist das reale Risiko bereits durch die extreme allgemeine 

Gefahrenlage im Zielstaat indiziert (vgl. hierzu „Thurin, Der Schutz des Fremden vor rechtswid-

riger Abschiebung“, 2. Auflage).  

 

Auch im Urteil der großen Kammer vom 23.08.2016, Nr. 59166/12, J.K. u.a. vs. Schweden, 

führte der EGMR aus, dass die Beweislast für das Vorliegen eines realen Risikos in Bezug auf 

individuelle Gefährdungsmomente für eine Person grundsätzlich bei dieser liegt. Gleichzeitig 

sind jedoch die Schwierigkeiten, mit denen ein Asylwerber bei der Beschaffung von Beweis-

mitteln konfrontiert ist, in Betracht zu ziehen und bei einem entsprechend substanziierten 

Vorbringen des Asylwerbers, weshalb sich seine Lage von jener anderer Personen im Her-

kunftsstaat unterscheidet, im Zweifel zu seinen Gunsten zu entscheiden. Soweit es um die 

allgemeine Lage im Herkunftsstaat geht, ist jedoch ein anderer Ansatz heranzuziehen. Diesbe-

züglich hätten die Asylbehörden vollen Zugang zu den relevanten Informationen und es liegt 
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an ihnen, die allgemeine Lage im betreffenden Staat (einschließlich der Schutzfähigkeit der 

Behörden im Herkunftsstaat) von Amts wegen festzustellen und nachzuweisen.  

 

Der Tatbestand einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivil-

person infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 

Konfliktes in § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG orientiert sich an Art. 15 lit. c Status-RL und umfasst eine 

Schadensgefahr allgemeiner Art, die sich als willkürlich erweist, d.h. sich auf Personen unge-

achtet ihrer persönlichen Situation erstrecken kann. Entscheidend für die Annahme einer sol-

chen Gefährdung ist nach den Ausführungen des EuGH, dass der den bewaffneten Konflikt 

kennzeichnenden Grad willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige 

Gründe für die Annahme bestehen, eine Zivilperson liefe bei Rückkehr in das betreffende Land 

oder gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet dieses 

Landes oder in dieser Region tatsächlich Gefahr, einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder 

der Unversehrtheit ausgesetzt zu sein. Dabei ist zu beachten, dass der Grad willkürlicher Ge-

walt, der vorliegen muss, damit der Antragsteller Anspruch auf subsidiären Schutz hat, umso 

geringer sein wird, je mehr er möglicherweise zu belegen vermag, dass er aufgrund von seiner 

persönlichen Situation innenwohnenden Umständen spezifisch betroffen ist (vgl. EuGH vom 

17.02.2009, C-465/07, Elgafaji und vom 30.01.2014, C-285/12, Diakité).  

 

Darüber hinaus ist auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte zu verweisen, wonach es grund-

sätzlich der abschiebungsgefährdeten Person obliegt, mit geeigneten Beweisen gewichtige 

Gründe für die Annahme eines Risikos nachzuweisen, dass ihr im Fall der Durchführung einer 

Rückführungsmaßnahme eine dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen würde 

(vgl. VwGH vom 05.10.2016, Ra 2016/19/0158).  

 

3.2.2.3. Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass den Beschwerdeführer im Fall 

seiner Rückkehr in den Iran keine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 

treffen würde. 

 

Weder aus den Angaben des Beschwerdeführers noch aus den Ergebnissen des Ermittlungs-

verfahrens ist im konkreten Fall ersichtlich, dass jene gemäß der Judikatur des EGMR gefor-

derte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, um die Außerlandesschaffung eines 

Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende Gegebenheiten im 

Zielstaat im Widerspruch zu Art 3 EMRK erscheinen zu lassen (vgl. VwGH vom 21.08.2001, Zl. 
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2000/01/0443). Eine Gefährdung durch staatliche Behörden bloß aufgrund des Faktums der 

Rückkehr ist nicht ersichtlich, auch keine sonstige allgemeine Gefährdungslage durch Dritte. 

 

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers in 

wesentlichen Bereichen als problematisch darstellt, kann nicht gesagt werden, dass eine nicht 

sanktionierte, ständige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverlet-

zungen herrschen würde und praktisch jeder, der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhält, 

schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthalts aufgrund der allgemeinen Lage mit maß-

geblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsu-

mierbaren Sachverhalt betroffen zu sein. In diesem Zusammenhang ist auch auf das Urteil des 

EGMR vom 09.03.2010, Fall R.C., Appl. 41.827/07, zu verweisen, wonach zwar die im Iran herr-

schende, sehr angespannte Situation, in welcher der Respekt für die grundlegenden Men-

schenrechte seit den Wahlen 2009 erheblich abgenommen hat, nicht außer Acht gelassen 

werden darf, diese schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen alleine die Rückführung 

eines Iraners in seinen Herkunftsstaat aber noch nicht unzulässig im Sinne des Art. 3 EMRK 

erscheinen lassen.  

Da sich der Herkunftsstaat des Beschwerdeführers nicht im Zustand willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berücksich-

tigung sämtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt werden, dass für den Beschwerde-

führer als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konflik-

tes besteht. Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf ein jüngeres Erkenntnis des Ver-

waltungsgerichtshofes vom 21.02.2017, Ra 2016/18/0137-14, zur Frage der Zuerkennung von 

subsidiärem Schutz, in welchem sich der Verwaltungsgerichtshof mit der Frage einer Rück-

kehrgefährdung im Sinne des Art. 3 EMRK aufgrund der bloßen allgemeinen Lage (im ange-

führten Erkenntnis betreffend den Irak), insbesondere wegen wiederkehrenden Anschlägen 

und wegen kumulativ mit der allgemeinen Lage zu berücksichtigenden individuellen Faktoren, 

befasst hat und die Revision als unbegründet abgewiesen wurde. 

 

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hun-

gersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige exis-

tenzbedrohende Elementarereignisse) liegen nicht vor und zwar auch nicht unter Berücksich-

tigung der aktuellen Lage in Zusammenhang mit der COVID-19 Pandemie, weshalb aus diesem 

Blickwinkel bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorlie-

gen eines Sachverhaltes gemäß Art. 2 und/oder Art. 3 EMRK abgeleitet werden kann. 
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Zusammengefasst ist sohin auszuführen, dass im vorliegenden Fall nach den getroffenen Sach-

verhaltsfeststellungen keinerlei Umstände vorliegen, welche eine Rückkehr des Beschwerde-

führers in den Iran als unzulässig erscheinen ließen, da in diesem Staat weder eine objektiv 

extreme Gefahrenlage (wie im oben geschilderten Sinn) noch eine konkrete Gefährdung des 

Beschwerdeführers aus in seiner Person gelegenen Gründen zu befürchten ist. Hinzu kommt, 

dass die Grundversorgung im Iran gesichert ist und sich die iranische Wirtschaft von 2016 bis 

2017 mit Wachstumsraten von 4 bis 4,5 % jährlich erholen konnte. Sohin kann im Sinn der 

maßgeblichen Rechtsprechung keineswegs von einer realen Gefahr der Verletzung von Best-

immungen der EMRK für Rückkehrer schlechthin – etwa aufgrund eines landesweiten Bürger-

krieges oder einer Hungersnot – ausgegangen werden. 

 

Aus dem Vorbringen des Beschwerdeführers sowie aus den Länderberichten lässt sich insbe-

sondere keineswegs eine reale Gefahr ableiten, dass etwa ein arbeitsfähiger Mann im Iran 

keinerlei Existenzgrundlage vorfindet oder sonst einer unmenschlichen Behandlung ausge-

setzt sein könnte. Diesbezüglich ist zunächst darauf zu verweisen, dass der Beschwerdeführer 

über familiäre und soziale Anknüpfungspunkte im Iran verfügt. So leben neben seiner Mutter 

in Teheran und seiner Tochter in  XXXX noch acht Geschwister, ein Onkel und sechs Tanten 

mütterlicherseits mit ihren Kindern im Iran. Gemäß seinen eigenen Angaben hat der Be-

schwerdeführer zumindest noch zu seiner Mutter und zu seinem jüngeren Bruder Kontakt. 

Schon alleine aufgrund dieser familiären bzw. sozialen Bindungen ist kein Grund ersichtlich, 

dass der Beschwerdeführer nach seiner Rückkehr in den Iran – zumindest für die Anfangszeit 

– nicht Unterstützung von den genannten Angehörigen erhalten könnte.  

 

Weiters verfügt der Beschwerdeführer über eine neunjährige Schulbildung und über Berufs-

erfahrung in unterschiedlichen Bereichen. Der Beschwerdeführer hat nach Abschluss seiner 

Schulbildung zwei bis drei Jahre als Koch gearbeitet und war danach als LKW- sowie Taxifahrer 

tätig. Weiters hat er auch als Einkäufer gearbeitet. Daher wird er durchaus in der Lage sein, 

sich auch ohne Unterstützung mittelfristig selbst zu erhalten und ein eigenes Einkommen für 

sich zu erwirtschaften. Der Beschwerdeführer selbst brachte in der mündlichen Verhandlung 

vor, dass er seinen Lebensunterhalt durch die Ausübung dieser Berufe verdient habe und seine 

finanzielle Lage nicht schlecht gewesen sei (vgl. Verhandlungsschrift Seite 11). Der Beschwer-

deführer hat im Iran eine gute Schulbildung erlangt und wurde dadurch dort alphabetisiert. 

Weiters ist davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer mit den im Iran herrschenden Ge-

pflogenheiten vertraut ist. Sohin wird der Beschwerdeführer bei seiner Wiedereingliederung 

in die iranische Gesellschaft keine Schwierigkeiten haben, was im Übrigen auch im gesamten 
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Verfahren nicht einmal ansatzweise behauptet wurde. Ferner wird darauf verwiesen, dass ge-

mäß den Länderfeststellungen im Iran nicht nur die Grundversorgung der Bevölkerung grund-

sätzlich gewährleistet ist, sondern auch die medizinische Versorgung. Darüber hinaus besteht 

die Möglichkeit des Bezugs von Sozialbeihilfen. Eine völlige Perspektivenlosigkeit kann somit 

für den Beschwerdeführer nicht erkannt werden. Ziel des Refoulementschutzes ist es nicht, 

Menschen vor unangenehmen Lebenssituationen zu beschützen, sondern einzig und allein 

Schutz vor exzeptionellen Lebenssituationen zu gewähren. Eine schwierige Lebenssituation, 

insbesondere bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche sowie in wirtschaftlicher Hinsicht, 

die ein Fremder im Fall der Rückkehr in sein Heimatland vorfinden würde, reicht nach der 

Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes für sich betrachtet nicht aus, um die Verletzung des 

nach Art. 3 EMRK geschützten Rechts mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit annehmen zu kön-

nen oder um eine innerstaatliche Fluchtalternative zu verneinen (vgl. VwGH vom 27.05.2019, 

Ra 2019/14/0153 u.a.).  

 

Da der Beschwerdeführer kein Vorbringen betreffend das Vorliegen von Erkrankungen bzw. 

einer Behandlungsbedürftigkeit erstattet hat, wird im gegenständlichen Fall nicht davon aus-

gegangen, dass allfällige gesundheitliche Aspekte einer Rückkehr des Beschwerdeführers in 

seine Heimat entgegenstehen. Derartiges wurde im gesamten Verfahren auch nicht vorge-

bracht. Unabhängig davon ist darauf zu verweisen, dass im Allgemeinen ein Fremder kein 

Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch behan-

delt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder 

selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugäng-

lich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsätzlich Behandlungsmöglich-

keiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. Fall Ndangoya; VfGH 

vom 07.11.2008, U 48/08). Eine prinzipielle Zugangsmöglichkeit zu einer solchen Behandlung 

muss für den betreffenden Fremden aber gegeben sein (vgl. EGMR vom 13.12.2016, Appl. 

41738/10, Paposhvili vs. Belgien).  

 

Im Rahmen einer Gesamtschau ist sohin davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer im 

Fall seiner Rückkehr in den Iran seine dringendsten Bedürfnisse befriedigen könnte und nicht 

in eine über allfällige Anfangsschwierigkeiten hinausgehende dauerhaft aussichtslose Lage ge-

raten würde. Sonstige außergewöhnliche Umstände, die eine Abschiebung unzulässig machen 

könnten, sind im gegenständlichen Verfahren weder hervorgekommen noch wurde ein der-

artiges Abschiebehindernis vorgebracht.  

 



- 75 - 

Es ergibt sich somit kein reales Risiko, dass es durch die Rückführung des Beschwerdeführers 

in den Iran zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 

Nr. 13 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaf-

fung der Todesstrafe kommen würde.  

 

Daher bleibt festzuhalten, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers nicht geeignet war, 

ihm den Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen. 

 

3.2.3. Zur Rückkehrentscheidung: 

 

3.2.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit 

einer Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüg-

lich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status 

des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von 

Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht erteilt wird. 

 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts 

wegen oder auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zu 

erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 

Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraus-setzungen 

dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt ei-ne Gefahr für 

die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem 

inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechts-kräftig verurteilt. Ei-

ner Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslän-

disches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht,  

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammen-

hang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von 

Menschenhandel oder grenzüberschreitender Prostitutionshandel oder  

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder 

nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 

382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden 

können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der „Aufent-

haltsberechtigung besonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.  
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Der Beschwerdeführer befindet sich seit seiner Antragstellung am 14.02.2016 durchgehend 

im Bundesgebiet. Sein Aufenthalt ist jedoch nicht im Sinne der soeben dargelegten Bestim-

mung geduldet. Er ist auch nicht Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und ebenso 

wenig ein Opfer von Gewalt. Die Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufent-

haltstitels gemäß § 57 AsylG liegen daher im Fall des Beschwerdeführers nicht vor, wobei dies 

weder im Verfahren vor dem Bundesamt noch im Beschwerdeverfahren auch nur ansatzweise 

behauptet worden war. 

 

3.2.3.2. Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen 

unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 

dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abge-

wiesen wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt 

nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

 

Der Beschwerdeführer ist weder ein begünstigter Drittstaatsangehöriger noch kommt ihm ein 

Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu. 

 

3.2.3.3. § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

 

§ 9 (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außer-

landesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot 

gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlas-

sung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art 8 Abs. 2 EMRK genannten 

Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind insbeson-

dere zu berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Auf-

enthalt des Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
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7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Frem-

denpolizei- und Einwanderungsrechts, 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt ent-

stand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst wa-

ren, 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 

insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzuspre-

chen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, 

wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umständen be-

ruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der 

Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und 

Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein uni-

onsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 o-

der §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl I Nr. 100/2005) verfügen, un-

zulässig wäre. 

Im Hinblick auf § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG (früher: § 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 idF BGBl I Nr. 

38/2011) ist festzuhalten, dass bei jeder Rückkehrentscheidung auf das Recht auf Achtung des 

Privat- und Familienlebens des Asylwerbers nach Art. 8 Abs. 1 EMRK Bedacht zu nehmen ist, 

wobei in diesem Zusammenhang Art. 8 Abs. 2 EMRK eine Prüfung der Notwendigkeit und Ver-

hältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffs erfordert und somit eine Abwägung der betroffenen 

Rechtsgüter und öffentlichen Interessen verlangt (vgl. VwGH vom 26.06.2007, Zl. 

2007/01/0479). 

 

Gemäß Art 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familien-

lebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Nach Art 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 

öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff ge-

setzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesell-

schaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl 

des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, 

zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten ande-

rer notwendig ist. 

 

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff 

in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden im Sinne des Art. 8 Abs. 
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1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft werden, ob die aufenthaltsbeendende Maßnahme 

einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des 

Fremden darstellt. 

 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 

EMRK vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte sowie des Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes je-

weils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Prüfung 

der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 

Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine 

Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation 

des Fremden und seiner Familie schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Ab-

standnahme von ihrer Erlassung. 

 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK schützt das Zusammen-

leben der Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder 

Adoption verbundene Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwi-

schen Eltern und minderjährigen Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (vgl. 

EGMR Kroon sowie VfGH vom 28.06.2003, G 78/00). Der Begriff des Familienlebens ist nicht 

auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern schließt auch andere de 

facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die 

Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder 

auf andere Weise (vgl. EGMR Marckx, EGMR vom 23.04.1997, X u.a.). 

 

Unter „Privatleben“ sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirt-

schaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu 

verstehen (vgl. EuGRZ 2006, 554, Sisojeva ua. gegen Lettland). Für den Aspekt des Privatlebens 

spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle, wobei die 

bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessensabwägung im 

speziellen Einzelfall vornimmt. 

 

Bei dieser Interessensabwägung sind - wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter Berücksichtigung der 

Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts ausdrücklich normiert wird - insbesondere die 

Aufenthaltsdauer, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, die 

Schutzwürdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, der sich in intensi-

ven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulbildung, 
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der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen 

Umständen manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholten-

heit, Verstöße gegen das Einwanderungsrecht, Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie 

die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Be-

teiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, zu berücksichtigen (vgl. VfSlg. 

18.224/2007 sowie VwGH vom 03.04.2009, Zl. 2008/22/0592; vom 17.12.2007, Zl. 

2006/01/0216; vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 und vom 26.01.2006, Zl. 2002/20/0423). 

 

3.2.3.4. Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen sowie der in § 9 Abs. 2 BFA-VG nor-

mierten Integrationstatbestände, die zur Beurteilung eines schützenswerten Privat- und Fa-

milienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK zu berücksichtigen sind, ist im gegenständlichen Fall 

Folgendes auszuführen: 

 

Gemäß den getroffenen Feststellungen verfügt der Beschwerdeführer im österreichischen 

Bundesgebiet weder über familiäre noch über verwandtschaftliche Anknüpfungspunkte und 

zwar weder zu einem österreichischen Staatsangehörigen noch zu einem dauerhaft aufent-

haltsberechtigten Fremden. Da der Beschwerdeführer auch nicht mit jemandem in einer (ehe-

ähnlichen) Lebensgemeinschaft lebt, liegt durch die Rückkehrentscheidung jedenfalls kein Ein-

griff in das Familienleben des Beschwerdeführers vor.  

 

Auch liegt kein Eingriff in das Privatleben des Beschwerdeführers vor, welcher zur Erreichung 

der in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele nicht geboten oder zulässig wäre. Der Beschwerde-

führer stellte am 14.02.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz. Seither hielt er sich le-

diglich aufgrund seiner vorläufigen Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylgesetz im Bundes-

gebiet auf, wobei das Gewicht des Aufenthaltes im Bundesgebiet dadurch gemindert ist, als 

es sich lediglich auf die Stellung eines letztlich unberechtigten Antrages auf internationalen 

Schutz stützt.  

 

Eine fortgeschrittene und entscheidungserhebliche Integration des Beschwerdeführers wäh-

rend seines Aufenthaltes im Bundesgebiet kann seitens der erkennenden Einzelrichterin dar-

über hinaus nicht festgestellt werden. Dies aus folgenden Gründen: 

 

Der Beschwerdeführer geht in Österreich keiner legalen Arbeit nach bzw. ist nicht selbsterhal-

tungsfähig erwerbstätig, sondern lebt seit der Antragstellung von Leistungen aus der staatli-

chen Grundversorgung. Es wird von Seiten der zuständigen Einzelrichterin nicht verkannt, dass 

der Beschwerdeführer durchaus eine gewisse „Arbeitswilligkeit“ aufweist, die sich zumindest 
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im Zeitraum 2017 bis 2018 durch die Verrichtung gemeinnütziger Arbeiten bei der Gemeinde  

XXXX und durch eine ehrenamtliche Tätigkeit beim „ XXXX “ zeigt. Dass der Beschwerdeführer 

darüber hinaus einen Versuch unternommen hätte, seine Selbsterhaltungsfähigkeit zu erlan-

gen – beispielsweise durch die Stellung eines Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewil-

ligung -, kann weder seinen Angaben noch dem Akteninhalt entnommen werden. In diesem 

Zusammenhang kommt es auch nicht entscheidungswesentlich darauf an, ob den Betroffenen 

ein „Vorwurf“ im Hinblick auf eine unterlassene Integration am Arbeitsmarkt zu machen ist, 

sondern darauf, ob ihnen diese objektiv gelungen ist oder nicht (vgl. VwGH vom 19.04.2012, 

Zl. 2010/21/0242). Eine berufliche Integration in den österreichischen Arbeitsmarkt ist sohin 

nicht zu erkennen.  

 

Der Beschwerdeführer hat zwar einen Deutschkurs besucht und versteht auch etwas Deutsch, 

ist jedoch nicht in der Lage, sich aktiv in deutscher Sprache zu verständigen, was jedenfalls 

keine überdurchschnittliche Integration in sprachlicher Hinsicht darstellt.  

 

Der Umstand, dass der Beschwerdeführer strafrechtlich unbescholten ist, stellt laut Judikatur 

weder eine Stärkung der persönlichen Interessen noch eine Schwächung der öffentlichen In-

teressen dar (vgl. VwGH vom 21.01.1999, Zl. 98/18/0420). Der Verwaltungsgerichtshof geht 

davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhält, als selbstver-

ständlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhält.  

 

Im Hinblick auf die Verfahrensdauer von ca. viereinhalb Jahren ist darauf zu verweisen, dass 

diese nicht auf ein Verhalten des Beschwerdeführers zurückzuführen ist bzw. ihn an der Ver-

fahrensdauer keine Schuld trifft. In Zusammenhang mit der Verfahrensdauer ist auf die Recht-

sprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, aus der sich ergibt, dass etwa ab ei-

nem zehnjährigen Aufenthalt im Regelfall die privaten Interessen am Verbleib in Österreich 

die öffentlichen Interessen überwiegen können (vgl. VwGH vom 09.05.2003, Zl. 

2002/18/0293). Gleiches gilt für einen siebenjährigen Aufenthalt, wenn eine berufliche und 

soziale Verfestigung vorliegt (vgl. VwGH vom 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124), was jedoch im 

gegenständlichen Fall eindeutig verneint werden kann. Hinzu kommt im vorliegenden Fall, 

dass der bisherige Aufenthalt des Beschwerdeführers in Österreich ausschließlich auf seinen 

Antrag auf internationalen Schutz gestützt ist und er nie über ein anderes Aufenthaltsrecht im 

Bundesgebiet verfügt hat.  

 

Auch wenn im Zuge der Interessensabwägung zugunsten des Beschwerdeführers durch die 

zumindest im Zeitraum 2017 bis 2018 erfolgte Verrichtung gemeinnütziger Arbeiten sowie 



- 81 - 

durch seine ehrenamtliche Tätigkeit eine gewisse „Arbeitswilligkeit“ angenommen werden 

kann, er in Österreich über einen Freundes- bzw. Bekanntenkreis verfügt und einen Deutsch-

kurs besucht hat, ist auf die höchstgerichtliche Judikatur zu verweisen, wonach selbst die - 

hier bei weitem nicht vorhandenen - Umstände, dass selbst ein Fremder, der perfekt Deutsch 

spricht sowie sozial vielfältig vernetzt und integriert ist, über keine über das übliche Maß hin-

ausgehenden Integrationsmerkmale verfügt und diesen daher nur untergeordnete Bedeutung 

zukommt (vgl. VwGH vom 06.11.2009, Zl. 2008/18/0720 sowie vom 25.02.2010, Zl. 

2010/18/0029). 

 

Den nur schwach ausgeprägten privaten Interessen des Beschwerdeführers an einem weite-

ren Verbleib in Österreich stehen die öffentlichen Interessen an der öffentlichen Sicherheit 

sowie an einem geordneten Fremdenwesen gegenüber. Nach ständiger Judikatur des Verwal-

tungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden 

regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 

8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (vgl. z.B. VwGH vom 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251). 

Es besteht nämlich ein großes öffentliches Interesse an einem geordneten Fremdenwesen, 

das von Fremden grundsätzlich verlangt, dass sie nach negativer Erledigung ihres Antrags auf 

internationalen Schutz das Bundesgebiet wieder verlassen (vgl. z.B. VwGH vom 15.03.2018, 

Ra 2018/21/0034). Das öffentliche Interesse an der Einhaltung fremdenrechtlicher Bestim-

mungen wird daher nur in Ausnahmefällen vom Interesse eines Fremden an seinem Privatle-

ben überwiegen.  

 

Insgesamt hat sohin die Abwägung der persönlichen Interessen des Beschwerdeführers mit 

den öffentlichen Interessen ergeben, dass die öffentlichen Interessen an einem geordneten 

Fremdenwesen sowie an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, ins-

besondere aufgrund mangelnder Selbsterhaltungsfähigkeit sowie aufgrund des Umstandes, 

dass der ca. viereinhalbjährige Aufenthalt des Beschwerdeführers in Österreich letztlich nur 

aufgrund der Stellung eines unbegründeten Antrags auf internationalen Schutz legal war, 

schwerer wiegen als die Auswirkungen der Rückkehrentscheidung auf die Lebenssituation des 

Beschwerdeführers. Auch wenn dem Beschwerdeführer nach Ansicht der erkennenden Ein-

zelrichterin gewisse Integrationsbemühungen zuzugestehen sind, sind Hinweise auf eine zum 

Entscheidungszeitpunkt vorliegende berücksichtigungswürdige besondere Integration in 

sprachlicher, beruflicher und gesellschaftlicher Hinsicht nicht erkennbar. Hinzu kommt im vor-

liegenden Fall, dass sich der Beschwerdeführer während seines gesamten Aufenthalts im Bun-
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desgebiet seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein musste, wodurch seine Integrati-

onsbemühungen relativiert werden, zumal er nach wie vor Leistungen aus der staatlichen 

Grundversorgung bezieht.  

 

Wie unter Punkt II.3.2.2.3. dieses Erkenntnisses erwähnt kann davon ausgegangen werden, 

dass der Beschwerdeführer im Herkunftsstaat selbst für seinen Lebensunterhalt sorgen kön-

nen wird, da es sich bei ihm um einen gesunden, erwerbsfähigen Mann handelt, der über eine 

(Schul)ausbildung, über Berufserfahrung in mehreren, unterschiedlichen Berufen und nicht 

zuletzt über die notwendigen Sprachkenntnisse im Iran verfügt. Ebenso kann davon ausgegan-

gen werden, dass nach wie vor Anknüpfungspunkte zum Iran bestehen. Es kann daher nicht 

gesagt werden, dass der Beschwerdeführer seinem Kulturkreis völlig entrückt wäre und sich 

in seiner Heimat überhaupt nicht mehr zurechtfinden würde. 

 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist das Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl somit zu Recht davon ausgegangen, dass das öffentliche Interesse an 

der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthaltes des Beschwerdeführers im Bundesgebiet 

das persönliche Interesse des Beschwerdeführers am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt 

und daher durch die angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art 8 EMRK 

nicht vorliegt. Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen, dass im gegenständli-

chen Fall eine Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig wäre. Die Erlassung einer Rückkeh-

rentscheidung gemäß § 52 FPG stellt sohin keine Verletzung des Beschwerdeführers in seinem 

Recht auf Privat- und Familienleben gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG iVm Art. 8 EMRK dar.  

 

3.2.4. Zur Zulässigkeit der Abschiebung: 

 

3.2.4.1. Gemäß § 52 Abs. 9 FPG ist mit der Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, ob 

die Abschiebung des Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte 

Staaten zulässig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in den der Dritt-

staatsangehörige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden 

Gründen nicht möglich ist. 

 

Gemäß § 46 Abs. 1 FPG sind Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine Anordnung 

zur Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot durchsetzbar ist, von 

den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Auftrag des Bundesamtes zur Ausreise 

zu verhalten (Abschiebung), wenn 
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1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentli-

chen Ordnung oder Sicherheit notwendig scheint, 

2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind, 

3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer Ausreisever-

pflichtung nicht nachkommen, oder 

4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesgebiet zu-

rückgekehrt sind. 

 

3.2.4.2. Mit dem angefochtenen Bescheid wurde festgestellt, dass die Abschiebung des Be-

schwerdeführers in den Iran zulässig ist (Spruchpunkt V.). Wie sich aus den Länderfeststellun-

gen und aus den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers ergibt, besteht keine Ge-

fahr, dass durch die Abschiebung des Beschwerdeführers Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder das 

Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 

Abschaffung der Todesstrafe verletzt würden oder für den Beschwerdeführer als Zivilperson 

mit der Abschiebung eine ernsthafte Bedrohung seines Lebens oder seiner Unversehrtheit in-

folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen oder internationalen Konfliktes 

verbunden wäre. Auch sonst besteht kein Abschiebehindernis gemäß § 50 Abs. 2 oder Abs. 3 

FPG, - ein solches wurde weder substanziiert vom Beschwerdeführer vorgebracht noch ist es 

aus dem Akteninhalt ersichtlich - sodass das Bundesamt die Abschiebung des Beschwerdefüh-

rers in den Iran zurecht für zulässig erklärt hat. 

 

3.2.5. Zur Frist für die freiwillige Ausreise: 

 

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 leg. cit. zugleich eine 

Frist für die freiwillige Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 

55 Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom Bun-

desamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, dass besondere Umstände, die der 

Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu berücksichtigen 

hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, überwiegen. 

 

Da derartige Gründe im Verfahren nicht vorgebracht wurden und sich auch sonst nicht erge-

ben haben, ist die Frist zu Recht mit zwei Wochen festgelegt worden. Betreffend die aktuell 

vorliegende Pandemie aufgrund des Corona-Virus ist im aktuellen Entscheidungszeitpunkt da-

von auszugehen, dass der Beschwerdeführer innerhalb dieser Frist alle notwendigen Verfü-

gungen für seine freiwillige Ausreise treffen kann, zumal bereits mit 01.05.2020 die COVID-19-

Lockerungsverordnung – die bereits mehrfach geändert bzw. angepasst wurde; vgl. zuletzt 9. 
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COVID-19-LV-Novelle, BGBl. II Nr. 342/2020 - in Kraft getreten ist und insbesondere der Flug-

betrieb wieder aufgenommen wurde.  

 

Der Vollständigkeit halber ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass allenfalls temporär be-

stehende faktische Hindernisse bei der Abschiebung des Beschwerdeführers in den Iran in der 

gegenständlichen Entscheidung außer Betracht zu bleiben haben, da die Durchführung der 

Überstellung der Fremdenpolizeibehörde obliegt.  

 

Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung einer Rückkehrentscheidung und die 

gesetzte Frist für die freiwillige Ausreise vorliegen, war die Beschwerde gegen die Spruch-

punkte III., VI., V. und VI. des angefochtenen Bescheides ebenso wie jene gegen die Spruch-

punkte I. und II. als unbegründet abzuweisen.  

 

3.3. Zu B) Unzulässigkeit der Revision:  

 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Aus-

spruch ist kurz zu begründen. Nach Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBl. I Nr. 51/2012 ist 

gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung 

einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 

Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.  

 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-

hofes (vgl. die unter Punkt II.3.2. angeführten Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes) ab, 

noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Ver-

waltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das Bundesverwaltungsge-

richt konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes stützen, die bei den jeweiligen Erwägungen wiedergegeben wurde. 

Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des Verwaltungsgerichtsho-

fes zu früheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsge-

richtes auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden 
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Rechtslage unverändert übertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grund-

sätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.  

 

4. Daher war nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung spruchgemäß zu entschei-

den. 


